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J. M. Kenworrtar: 
DIE KRIEGSGEFAHR AUF DEM BALKAN 


Eine Folge der Politik Frankreichs und Italiens 


Als in den letzten Monaten das politische Barometer eine gewisse Annäherung 
zwischen Frankreich und Italien anzeigte, sah man in diplomatischen Kreisen hierin 
eine erfreuliche Entspannung der politischen Lage Europas. Man sagte sich, daß, 
wenn diese beiden großen Nationen zu einer harmonischen Arbeitsgemeinschaft im 
Interesse der Aufrechterhaltung des europäischen Friedens kommen könnten, dies 
einen außerordentlich wichtigen Schritt auf dem Wege zur Sicherung des Weltfriedens 
bedeuten würde. 

- Wenn es unserer Diplomatie nicht gelingt, die Beziehungen zwischen Frankreich 
und Italien weiter zu verbessern, wären die Folgen unübersehbar. Beide Nationen 
sind führende Großmächte, beide haben einen dauernden Sitz im Völkerbund und 
beide sind vor allem bis auf die Zähne bewaffnet. Italien ist eine der Garantiemächte 
des Locarnovertrages zwischen Frankreich und Deutschland. Frankreich besitzt ein 
Bündnis mit Jugoslawien und die Beziehungen zwischen beiden Ländern sind seit 
iA Jahren besonders eng und herzlich. Es ist bekannt, daß trotz der Unterzeichnung 
der Nettunokonvention zwischen Italien und Jugoslawien ein Zustand dauernder 
Spannung wegen der unglückseligen Frage des Adriatischen Meeres und wegen der 
Häfen Triest und Fiume besteht, eine Spannung, die durch die noch ungelöste alba- 
nische Frage, an der auch Frankreich interessiert ist, noch vertieft wird. In Belgrad 
sieht man Frankreich als den großen Bruder an, der, wenn es zum Schlimmsten kommen 
sollte, militärische Hilfe leisten wird, genau so, wie Serbien vor dem Kriege in Ruß- 
land den Freund und Helfer erblickte, der ihm ja auch in seiner Bedrängnis beistand. 

Der Abschluß des italo-albanischen Vertrages wurde im allgemeinen als eine Ant- 
wort Italiens auf den Abschluß des franko-jugoslawischen Bündnisses betrachtet. In 
diesem Sinne wurde der Vertragsschluß auch von der halbamtlichen Presse Italiens 
kommentiert. Stets bedeutet der Abschluß von Bündnissen und Gegenbündnissen — 
namentlich wenn er von einem scharfen Pressefeldzug in den beteiligten Ländern 
begleitet ist — ein politisches Gefahrensignal. Auch in dem gegenwärtigen Fall ist 
die Lage so zu werten, und es ist damit zu rechnen, daß, wenn sich die Beziehungen 
zwischen Frankreich und Italien nicht baldigst bessern, mit einer weiteren, gefährlichen 
Verschlechterung dieser Beziehungen gerechnet werden muß. 

Welches sind nun die tieferen Ursachen für die Stellungnahme der beiden Länder 
zueinander? Ich habe bereits einen wichtigen Grund für das — sprechen wir es 
offen aus — unfreundliche Verhältnis genannt: Jugoslawien. Genau so wie dies in 
den letzten 25 Jahren der Fall gewesen ist, ist der Balkan auch heute noch das 
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Pulverfaß Europas. Eine weitere Ursache der Spannung — glücklicherweise eine weit! 
weniger ernste — ist die Unzufriedenheit Italiens darüber, daß Frankreich den poli- 
tischen Flüchtlingen Italiens eine Zufluchtstätte bietet. Kein selbständiger Staat, der: 
auch nur einige Achtung vor dem Gedanken politischer Freiheit besitzt, kann heute: 
das Asylrecht politischen Refuges verweigern, um so mehr, als wir augenblicklich in 
Europa eine überaus große Anzahl despotischer Diktaturen besitzen. Frankreichs: 
öffentliche Meinung ist andererseits aus dem Grunde beunruhigt, weil sich die italie- 
nische Presse dauernd zu Angriffen auf Frankreich hinreißen läßt und weil man — 
vielleicht nicht ganz ohne Berechtigung, — gegen die italienische Regierung den Vor-. 
wurf erhebt, daß die Presse infolge der in Italien bestehenden scharfen Zensur der-. 
artige Angriffe nicht unternehmen könne, ohne hierzu von der Regierung im Geheimen 
ermuntert zu werden. 

Ein weiterer Grund für die Spannung ist, daß Italiens Tangerinteressen von Frank- 
reich bisher nicht genügend berücksichtigt worden sind. Dieses Interesse Italiens ist 
bei ihm als einer großen Mittelmeermacht durchaus verständlich. Weder Frankreich, 
Spanien noch England würden etwas dabei verlieren, wenn sie Italien zu der Lösung 
dieses Problems hinzuziehen würden. Sie haben sich ja jetzt auch scheinbar entschlossen, 
Italien mehr Entgegenkommen in dieser Hinsicht zu zeigen und als Auswirkung einer‘ 
vernünftigen Anwendung des Do-ut- des Prinzips sollte dieses Spannungsmoment all- 
mählich verschwinden. 

Ein weiteres schwieriges Problem ist es, einen Ausweg für Italiens Überschußbevöl- 
kerung zu finden. Italien ist übervölkert und muß nach Gebieten Ausschau halten, 
in denen seine Überschußbevölkerung sich ansiedeln kann. Tunis bietet sich hier’ 
sofort als geeignetes Objekt dar. Einmal liegt es näher an Italien als an Frankreich, 


. 


und außerdem leben dort bereits jetzt mehr Ansiedler italienischer Nationalität als 
Franzosen. Die Lösung dieses Problems wird auch hier nur auf Grund freundschaft- 
lichen Entgegenkommens und gegenseitigen Verständnisses der an diesem Problem 
interessierten Länder und nicht durch eine scharfe Sprache, durch Säbelgerassel oder 
mit Hilfe der üblichen Methode diplomatischen Kuhhandels gefunden werden können. 
Frankreich sollte ganz besonders sorgfältig in der Behandlung der italienischen Unter- 
tanen in seinen Kolonien vorgehen. Auch England und seinen Dominien — vor allen 
Dingen Australien — ist hier die Möglichkeit gegeben, mit gutem Beispiel voranzu- 
gehen, indem sie den italienischen Auswanderern keine Schwierigkeiten bereiten. Im 
Gegensatz zu Amerika sind ja alle diese Staaten Mitglieder des Völkerbundes. 

In diplomatischen Kreisen gehen in letzter Zeit eigenartige Gerüchte bezüglich der 
Bedingungen um, auf Grund deren ein französisch-italienischer Freundschaftsvertrag 
unterzeichnet werden könnte. Eines dieser Gerüchte besagt, daß Frankreich beim 
Völkerbund die Erlaubnis nachsuchen würde, sein Mandat über Syrien an Italien 
abzutreten, um dafür an anderen Stellen einen Ausgleich zu erhalten. Man darf wohl 
hoffen, daß ein derartiges Ansinnen an den Völkerbund nicht gestellt wird. Das 
syrische Volk ist zur Autonomie durchaus reif und wünscht nichts sehnlicher, als 
sie möglichst bald zu erhalten. Die richtige Politik des Völkerbundes Syrien gegen- 
über würde daher die sein, den Syrern sobald als möglich die Autonomie zu gewähren, 
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wie dies England im Fall der kulturell weit tiefer stehenden und keineswegs homo- 
jenen Bevölkerung Mesopotamiens zu tun versucht. Syrien ist ein A-Mandat, und 
lie Mandatarmacht — Frankreich — soll auf Grund der Bedingungen das Mandat 
ur so lange behalten, bis Syrien das völlige Selbstbestimmungsrecht und damit die 
Mitgliedschaft zum Völkerbund gewährt wird. Es wäre sicherlich ein Rückschritt, 
wollte man das Mandat über Syrien einer anderen Macht übergeben, besonders ohne 
Zustimmung seiner Bevölkerung. 

' Anders verhält es sich natürlich mit den Mandaten in Afrika und im Stillen Ozean. 
Aber auch die Wegnahme der deutschen Kolonien als Folge des Ver- 
ailler Vertrages kann kaum als dauernd angesehen werden. Frankreich 
ınd Italien haben jedenfalls durch einen Gebietsaustausch oder durch den Abschluß 
von militärischen Bündnissen nichts zu gewinnen, sondern nur durch die Schaffung 
vesserer Beziehungen unter unbedingter Vermeidung kriegerischer Auseinander- 
etzungen. Entschließen sie sich zur Durchführung einer vernünftigen Politik, so 
würde dies den beiderseitigen Kredit heben, ihre Handelsbeziehungen verbessern und 
llen Intrigen der noch immer unter der Kriegspsychose leidenden Balkanvölker 
inen Riegel vorschieben. Bessere Beziehungen zwischen den beiden lateinischen Völ- 
tern würden auch dem Gedanken der allgemeinen Abrüstung förderlich sein. Der 
Bazillus des Mißtrauens, der auf dem Boden ständig zunehmender Rüstungen am 
besten gedeiht, muß aus der Welt geschafft werden, damit eine dauernde Sicherung 
les Friedens in Europa erreicht wird. 


- 


GıLBert CO. Layrton: 
DIE KOHLENKRISE 


Die Ausführungen des bekannten englischen Wirtschaftlers erschienen 
uns so interessant, daß wir sie vor Veröffentlichung dem rheinischen Groß- 
industriellen Fritz Thyssen mit der Bitte um Stellungnahme vorgelegt 
haben. Dieser präzisierte den Standpunkt der deutschen Wirtschaft in einem 
an uns gerichteten Schreiben folgendermaßen: „Es ist natürlich erfreulich, 
daß aus England die Stimmen sich mehren, die für eine Verständigung 
sind. Man sollte aber diese Symptome nicht zu hoch einschätzen. Eine 
Verständigung — sicher stellen sich die Engländer es so vor —, die auf 
Kosten Deutschlands geht, hat natürlich keinen Zweck. Die Engländer 
wissen, daß wir zu Verhandlungen bereit sind, sobald sie selbst die Voraus- 
seizung, nämlich die Bildung einer Verkaufsorganisalion, geschaffen haben.“ 

Der Herausgeber. 


Die kritische Lage seines Bergbaus bereitet England Sorge. Das Problem hat seine 
rerschiedenen Auswirkungen, die sich alle nur im Grade ihrer Schwierigkeiten unter- 
cheiden. Da ist z. B. die soziale Frage. Man denke nur an die 200 000 beschäf- 
igungslosen Bergarbeiter, die sowohl ihrer Ausbildung wie ihrer Lebensart nach 
öllig ungeeignet für eine Beschäftigung in anderen Industriezweigen sind. Ferner 
äßt sich nicht leugnen, daß die englischen Bergwerksbesitzer vor sehr ernsten finan- 
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ziellen Schwierigkeiten stehen, die sich aus dem Umstande ergeben, daß seit über 
einem Jahre die Selbstkosten für jede Tonne Kohle höher sind als der Erlöspre, 
Das wichtigste Moment der ganzen Lage ist aber, daß solche Zustände noch ı!), Jahr 
nach der Beilegung des verlustreichsten Konfliktes in der Geschichte des englischen 
Bergbaus bestehen, obwohl in der Zwischenzeit der eigene Plan der englischen | 
besitzer zur „Sanierung der Industrie“ in die Praxis umgesetzt wurde. | 

Die kritische Lage des englischen Bergbaus, der augenblicklich um seine Existenz 
kämpft, wird natürlich auch von Deutschland, dem größten Konkurrenten Englands 
auf dem Kohlenweltmarkte, mit erhöhter Aufmecksainkeit verfolgt. Der deutsche: 
Bergbau fühlt ja nicht nur die britische Konkurrenz in deutschen Distrikten, son- 
dern er ist auch als der zweitgrößte Kohlenproduzent Europas in erheblicher Weise 
daran interessiert, einen von England inszenierten Preiskrieg zu vermeiden, der die 
Preisgestaltung auf allen Auslandsmärkten nur ungünstig beeinflußt. 

Gerade der Preisfaktor dürfte in Zukunft in immer stärkerem Maße in den Vor- 
dergrund treten. Seine Bedeutung ist offensichtlich, wenn man die Preisentwicklung; 
für englische Kohle verfolgt, wie sie sich aus der amtlichen Handelsstatistik ergibt. 
Der Durchschnittspreis der gesamten Kohlenexporte Großbritanniens nach allen Län- 
dern betrug in den ersten sechs Monaten 1928 etwa ı5sh gd per Tonne gegen- 
über ı7sh ıod im ersten Halbjahr 1927, ıgsh ıod im ersten Halbjahr ı925 und 
23sh 5d im ersten Halbjahr ı924. Für einzelne Länder liegen die Erlöspreise noch: 
erheblich unter den obengenannten Ziffern. So betrug der Durchschnittspreis den 
Kohlenausfuhr Englands nach Deutschland im ersten Halbjahr dieses Jahres nun 
ı3sh 2d gegenüber ı5sh 7d im Vorjahre. 

Die Gründe für diese katastrophale Preispolitik sind wohlbekannt. Großbritannien 
versucht auf alle nur mögliche Weise seine überseeischen Märkte, die es während 
des langen Bergarbeiterstreikes im Jahre 1926 verloren hat, wiederzugewinnen, selbst 
auf Kosten der Rentabilität seines Bergbaus. Bei diesen Bestrebungen ist England 
indessen nur ein teilweiser Erfolg beschieden gewesen. Zwar ist es ihm gelungen. 
den deutschen Markt in mäßigem Umfange wieder an sich zu reißen; auch in Hol- 
land und Südamerika konnte es gewisse Erfolge erzielen. Englands Kohlenausfuhn 
nach den skandinavischen Ländern und nach Frankreich ist jedoch erheblich zurück- 
gegangen, und die Preisermäßigung, die man italienischen Abnehmern einräumte: 
hat die Nachfrage keineswegs in der Weise angeregt, wie man dies ursprünglich er- 
wartet hatte. Im ganzen hat die Preispolitik der englischen Bergwerksbesitzer, zu 
der man sich schweren Herzens entschloß, ihr Ziel keineswegs erreicht, da die Ge- 
samtexporte Englands nach allen Ausfuhrgebieten im Jahre 1928 durchschnittlich 
etwa 139.000 tons im Monat geringer waren als während der scharfen Depression im 
ersten Halbjahr 1925, trotzdem die Preise im Jahre 1928 erheblich niedriger waren 

Der deutsche Bergbau hat diese Entwicklung der Dinge natürlich mit einer ge- 
wissen Unruhe verfolgt, wenngleich diese Unruhe begreiflicherweise keineswegs die 
Folge altruistischer Sorge wegen des Wohlergehens eines Konkurrenten war, sonderr: 
vielmehr der Erkenntnis entsprang, daß ein sich in die Länge ziehender Preiskrieg 
für alle am Koblengeschäft beteiligten Länder nur die ungünstigsten Folgen haber 
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könne. Deutschlands Kohlenproduktion konnte, abgesehen von einem zeitlichen Rück- 
gange in diesem Sommer, der aber — wenigstens zum Teil — freiwillig war, ihren 
Umfang aufrechterhalten. Im Vergleich zum Vorjahre hat sie sogar eine dauernde 
Zunahme der monatlichen Durchschnittsziffern ergeben. Wie jedoch jeder Bergbau- 
besitzer weiß, ist auch in Deutschland der Unternehmergewinn bis zur äußersten 
Grenze beschnitten worden. Die Gewinne kommen fast ausschließlich aus dem ein- 
heimischen Markt, da das Exportgeschäft größten Teils unrentabel verbleibt. 

In England sieht man augenblicklich kaum eine Möglichkeit, eine Wandlung der 
äußerst kritischen Lage herbeizuführen. Das eherne Gesetz der Wirtschaft begrenzt 
natürlich die Zeitspanne, während der die gegenwärtige ruinöse Verkaufspolitik auf- 
rechterhalten werden kann. Das wird bewirken, daß die mit den höchsten Un- 
kosten belasteten Gruben allmählich im Wettbewerbskampfe ausfallen. Erst durch 
den Ausfall dieser Unternehmungen und den dadurch herbeigeführten Rückgang 
des Angebotes wird sich eine Steigerung der Weltmarktpreise herbeiführen lassen. 
Unglücklicherweise jedoch geht ein solcher Prozeß der zwangsweisen Rationalisie- 
rung einer Industrie äußerst langsam vor sich. Vor wenigen Monaten wurden ver- 
schiedene Verkaufsorganisationen in England gebildet, mit deren Hilfe man unter 
Einführung bestimmter Verkaufspreise — die für den Heimatbedarf und für Export- 
lieferungen keineswegs identisch sind — auch eine Regulierung der Produktion an- 
strebt. Solche Verkaufskonventionen traten z. B. in Südwales, Yorkshire und den 
Midlands in Kraft. Auch in Schottland haben sie an verschiedenen Stellen Eingang 
gefunden. Für den deutschen Beobachter, der eine eingehende Kenntnis regulativ 
wirkender Handelsorganisationen besitzt, mögen diese nach Distrikten geordneten 
Verkaufsverbände einen äußerst rudimentären Charakter besitzen. Die wichtige Tat- 
sache indessen, daß sie als Notmaßnahme in einer Industrie eingeführt wurden, in der 
ausgesprochener Individualismus und ungezügelte Konkurrenz von jeher traditionell 
bis zum Extrem durchgeführt wurden, ist von nicht zu unterschätzender Bedeutung. 

Gegenwärtig sind die verschiedenen Distrikts-Verkaufskonventionen unabhängig 
von einander abgeschlossen und in ihren Maßnahmen praktisch durchgeführt worden. 
Distrikt pflegt also gegen Distrikt in Wettbewerb zu treten. In den letzten Wochen 
ist jedoch die Möglichkeit einer Fühlungnahme der verschiedenen Distriktorgani- 
sationen sicherem Vernehmen nach zum Gegenstand unverbindlicher Besprechungen 
unter den Bergwerksbesitzern gemacht worden. Das Ergebnis dieser Besprechungen 
ist noch nicht bekannt. Man kann jedoch mit Sicherheit annehmen, daß die Berg- 
werksbesitzer bei der äußerst kritischen Lage der Industrie und angesichts der rui- 
nösen Verkaufspreise kaum zu einer anderen Schlußfolgerung kommen können als 
zu der, daß keine Anstrengungen unversucht bleiben sollten, um zu einer einheit- 
lichen nationalen Verkaufsorganisation und zu ihrem Gegenstück, einem internatio- 
nalen Abkommen für die Regulierung des Absatzes und der Preise, zu gelangen. Ob 
diese letztere Phase schon in nächster Zukunft erreicht werden wird, läßt sich heute 
noch nicht sagen. Die deutschen Produzenten täten meiner Meinung nach jedoch 
gut daran, sich bereits heute auf alle Eventualitäten vorzubereiten und sich über die 
Stellung klar zu werden, die sie angesichts einer neuen Sachlage einzunehmen wünschen. 
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Erıcak Osst: 


BERICHTERSTATTUNG AUS EUROPA UND AFRIKA 


Das große Ereignis der Berichtszeit bildet der Abschluß der neuen englisch-- 
französischen Verständigung. Offiziell heißt es, man habe sich lediglich über: 
das Maß der Seerüstungen geeinigt; aber es kann kaum einem Zweifel unterliegen, , 
daß England die Zustimmung Frankreichs zu den Flottenvorschlägen mit einer aus-- 
drücklichen Billigung der französischen Landrüstung und Kontinentalpolitik erkaufti 
hat. Trifft dies zu, so stehen wir an einen wichtigen Wendepunkt der abendländischen : 
Politik: Die größte Seemacht Europas hat sich fest mit der größten Landmacht des: 
Kontinents verbündet, indem der alte Grundsatz des balance of power aufgegeben: 
wurde; England überläßt das europäische Festland weitgehend dem französıschen 
Partner und sichert sich als Entgelt hierfür dessen Beistand in allen weltpolitisch-: 
maritimen Fragen. Allenthalben raunt man es sich zu, daß diese „politische Eini- 
gung Europas“ nicht so sehr gegen die Sowjetunion als vielmehr gegen die Ver-: 
einigten Staaten von Amerika gerichtet sei. Das zeitliche Zusammenfallen des Ab- 
schlusses der neuen britisch-französischen Entente mit dem Herannahen des Termins 
für die Unterzeichnung des Kellogg-Paktes ist in der Tat nicht minder auffallend als 
die plötzliche Erkrankung des englischen Außenministers. Begreift England endlich, 
welchen Fehler es mit dem Weltkrieg gegen Deutschland gemacht hat? Richtet es 
eine neue Front auf gegen den Gegner, den es selbst durch eben diesen Weltkrieg 
übermächtig gemacht hat? Und welche Folgerungen werden sich aus der neuen 
entente cordiale für die Politik Deutschlands gegenüber dem britisch-französischen 
Block, gegenüber Rußland, gegenüber den Vereinigten Staaten ergeben? Fragen von 
allerhöchster Wichtigkeit tauchen für uns und die übrigen machtarmen Staaten Mittel- 
europas auf, soweit diesen nicht bereits die Handlungsfreiheit durch den englisch- 
französischen Konzern genommen ist. Dabei auch eine letzte Frage: wird dieses durch- 
aus im Geiste der Vorkriegszeit abgeschlossene britisch-französische Bündnis für 
Generationen Bestand hahen oder ist es nur als Machwerk der Diplomaten alten 
Stils anzusehen, denen die wirklichen Frieden ersehnenden Völker in Bälde die Zügel 
aus den Händen entwinden werden? 

Für unsere eigene Stellungnahme gegenüber der britisch-französischen Fusion ist 
natürlich entscheidend, was wir uns von Amerika bzw. den Kellogg-Pakt versprechen. 
Maßgebende amerikanische Persönlichkeiten haben es offen ausgesprochen, daß der 
Kellogg-Pakt mit der allgemeinen Abrüstung nichts zu tun habe. Was aber ist dann 
sein realer Zweck? Und warum schließt man Rußland aus, obwohl Tschitscherin in 
beinahe unterwürfig anmutender Form angeregt hat, auch die Sowjetunion zu diesem 
Kriegsächtungsakt hinzuzuziehen? Will Amerika seine Weltgeltung durch eine pene- 
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ration pacifique aller Länder des Erdenrundes noch weiter steigern und sich durch 
ien Kellogg-Pakt nur davor sichern, daß ihm irgendeine Macht oder Mächtegruppe 
ierbei mit Waffengewalt in den Arm fällt? In diesem Falle könnten unsere Sym- 
jathien gewiß nicht auf amerikanischer Seite sein, so wünschenswert uns ein ameri- 
kanischer Beistand gegenüber dem Druck der geeinten westeuropäischen Großmächte 
ein muß. Wir wären gezwungen, uns erneut nach Osten zu orientieren und zu prüfen, 
ob ein innigeres Zusammengehen mit Rußland jetzt möglich und erfolgversprechend 
st. In jedem Falle stehen die Lenker der deutschen Außenpolitik vor sehr folgen- 
chweren Entschlüssen, und das deutsche Volk sollte jetzt mehr denn je alle Schach- 
züge in der Weltpolitik mit der denkbar größten Aufmerksamkeit verfolgen. — Gerade 
m Hinblick auf die neue Wendung der Weltpolitik könnte es für den deutschen 
Außenminister unter Umständen trotz aller schweren Bedenken ratsam sein, persön- 
ich zum Kellogg-Pakt nach Paris zu reisen; es würde sich ihm hier trotz Chamber- 
ains Fehlen vorzügliche Gelegenheit bieten, einen Blick hinter die Kulissen des 
Weltgeschehens zu tun und in persönlicher Aussprache zu erkunden, welche Wege 
aun für Deutschland am ehesten gangbar sind. 

Die Gründe für die aufsehenerregende Neuordnung der Außenpolitik scheinen in Eng- 
and und in Frankreich durchaus verschieden zu sein. Für Großbritannien handelt 
:ssich neben machtpolitischen Motiven sehr stark um wirtschaftliche Fragen. Die Ver- 
inderungen in der Gesamtstruktur der Weltwirtschaft haben eben doch England am 
illerstärksten betroffen: In fast allen Industriezweigen ist die Zahl der Arbeitslosen 
seradezu entsetzlich gestiegen; weder der Übergang vom Freihandel zu notdürftig 
serschleierter Schutzzollpolitik noch die vielen Industrien gewährte Staatssubvention 
jetzt auch für den Kohlenbergbau?) haben etwas an der Tatsache geändert, daß die 
britische Wirtschaft von einer gefährlichen chronischen Krankheit befallen ist. Die 
Werke sind zu groß und zu zahlreich, die Arbeiterheere zu gewaltig und die über- 
;eeische Konkurenz zu erfolgreich, um je auf Rückkehr des alten „normalen“ Be- 
schäftigungsgrades hoffen zu dürfen. Schon empfiehlt der Industrial Transference 
Board die Verpflanzung von etwa 200000 überflüssig gewordenen Bergarbeitern in 
ındere britische Länder (wogegen allerdings sogleich Australien wie Kanada nach- 
Jrücklich protestiert haben mit der Bemerkung, daß sie zwar Landarbeiter benötigten, 
laß jedoch für Industrieproletariat kein Platz bei ihnen sei). Aber selbst wenn es 
selänge, dieses Problem irgendwie zu lösen, selbst wenn wider Erwarten sogar ein 
panbritischer Wirtschaftsbund doch noch zustande käme, so weiß England nur zu 
zut, welche Gefahr ihm auch in wirtschaftlicher Beziehung von den Vettern jenseits 
les Atlantik droht. Die Vereinigten Staaten sind ja noch dabei, ihre Produktion von 
ler bloßen Belieferung des Innenmarktes zugleich auf einen starken Export umzu- 
‚tellen. Der von England mitentfesselte Weltkrieg gab den Amerikanern Möglich- 
keiten in die Hand, die sie klug zu nutzen verstanden und die sich erst in einigen 
Jahrzehnten in voller Schärfe auswirken werden. Dann erst naht für Großbritannien 
ınd seine Wirtschaft im wahrsten Sinne die Schicksalsstunde. Daran offenbar denken 
lie englischen Staatsmänner, und sie bereiten sich auf die kommende Auseinander- 
setzung mit den Vereinigten Staaten vor. Ob der Kampf machtpolitisch oder wirtschafts- 
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politisch entschieden werden mag, England braucht in jedem Falle Bundesgenosse 
gegen Amerika und hat sich nun zunächst einmal unter Zahlung eines gewiß nich! 
niedrigen Preises den Beistand Frankreichs und seiner kontinentalen Trabanten get 
sichert. 4 
Für Frankreich liegt eine entsprechende Notwendigkeit nicht vor, aber Voll 
und Führer sind augenscheinlich noch immer von dem Wahn einer gloire-Politi 
und von kindischer Angst vor Deutschland besessen. Mit englischer Unterstützung, 
gegen jeden Revancheversuch Deutschlands gefeit zu sein und auch von Englana 
als machtpolitischer Führer des Kontinents anerkannt zu werden, das sind Perspeki 
tiven, die dem französischen Politiker das nüchterne politische Denken zu trüben 
vermögen und ihn zu einer Extratour verführen. Deutschland bedeutet ihm nun: 
mehr herzlich wenig; die Aussöhnung wird nach dem Grundsatz „immer davom 
reden, niemals ernstlich daran denken“ zu den Akten gelegt. Das Auslieferungss 
begehren wegen des Zweibrückener Zwischenfalls, die letzte Rede Poincares, da: 
französisch-britische Manöver im rheinischen „Feindesland“, das alles sind Ohrfeigen: 
die man uns mit zynischer Absichtlichkeit versetzt. Solch schamlose Demütigungen 
werden wir Deutschen nicht vergessen; unsere Empörung kann auch weder durch 
die Begnadigung der elsässischen Autonomisten noch durch gleißnerische Pressas 
Reden (Herriot) gemildert werden. 
Frankreich will augenscheinlich nicht die Freundschaft mit Deutschland, una 
jetzt weniger denn je, nachdem sich ihm der englische Ententegenosse an den Hall 
geworfen hat. Wie schmerzlich wir das für uns und für Europa bedauern, brauchi 
hier nicht betont zu werden. Wir haben eine deutsch-französische Aussöhnung una 
Annäherung ehrlich ersehnt, aber wir fürchten, diese Möglichkeit ist durch Eng; 
lands Dazwischentreten jetzt in weite Ferne gerückt. Wie sich Frankreich nunmehu 
zu uns stellt, ersehen wir aus der schroffen Haltung in der Rheinlandfrage, in de: 
die französischen Sozialisten eine rühmliche, aber praktisch bedeutungslose Aus: 
nahmestellung einnehmen. Wir sehen es nicht minder deutlich in dem Echo, da: 
das deutsche Sängerfest in Wien und die dort spontan zum Durchbruch kommend 
Anschlußbegeisterung in Frankreich gefunden hat. Geben wir uns keinen Täuschungen 
hin: die deutsche Europapolitik hat durch Englands Machenschaften einen schweren 
Rückschlag erlitten; wir steuern einer Isolierung zu, in der, wie oben bereits dar: 
gelegt, Amerika und Rußland von allergrößter Wichtigkeit für uns werden. 
Gemessen an diesen weltpolitisch bedeutsamen Wandlungen verlieren für uns die 
deutschen innerpolitischen Fragen erheblich an Bedeutung: Kreuzer-Streit jetzt wegen 
der positiven Entscheidung des Kabinetts, Richtlinien des Lutherbundes betr. Neu- 
gliederung des Reichs u. a. m. Ungleich wichtiger erscheinen uns die Symptome da- 
für, daß jetzt auch die Behandlung der deutschen Minderheiten in den französischen 
Einfluß stark zugänglichen Staaten Mittel- und Osteuropas unfreundlicher zu wer- 
den beginnt. Wir verweisen hier namentlich auf den offenen Protestbrief der Hult- 
schiner Deutschen an Masaryk. Daß ein tschechischer Regierungserlaß als Unter- 
richtssprache in den Schulen des Hultschiner Gebiets ausschließlich die tschechische zu 
bestimmen wagt, ist eine unerhörte Vergewaltigung und eine glatte Gesetzeswidrigkeit. 
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Kompromißlösungen wegen Gdingen, Westerplatte und Eisenbahntarif zu-begrüßen 
sind. Es wird Danzig auch trotz dieser provisorischen Vereinbarungen nicht leicht 
werden, sich des polnischen Expansionsdranges auf die Dauer erfolgreich zu er- 
wehren. Gdingen, im Jahre 1923 noch ein elendes Fischerdorf ohne nennenswerten 
Seeverkehr, gehört heute zu den größten Häfen der Ostsee und hat im Monat Mai 

1928 nach dem Umfange seines Seeverkehrs sämtliche deutschen Ostseehäfen mit 
Ausnahme allein von Stettin überholt (vgl. „Wirtschaftsdienst“ 1928, S. 1002 .). 

_ Der polnisch-litauische Konflikt ist von einer Lösung noch immer weit ent- 
fernt. Er hat im Gegenteil derartig an Schärfe gewonnen, daß man gelegentlich 
geradezu den baldigen Ausbruch von Feindseligkeiten befürchten mußte. Namentlich 
nach dem Abbruch der Kownoer Verhandlungen setzten von beiden Seiten Provoka- 
tionen ein, die das Schlimmste erwarten ließen. Woldemaras brüstete sich damit, daß 
ein polnischer Einmarsch automatisch die Sowjetarmee auf den Plan 'rufen werde, 
und machte dadurch die Polen nervös. Pilsudski versammelte die Legionäre in Wilna, 
enthielt sich aber glücklicherweise der mit Spannung erwarteten großen politischen 
Rede, sondern sprach launig, aber mit bissigen Seitenhieben auf Deutschland, von 
seinen Kriegserinnerungen. Die Explosion ist noch einmal verhindert worden, aber 
das Barometer steht hier weiterhin auf Sturm. 

In Rußland hat der Donjez-Prozeß nun seinen Abschluß gefunden; die deutschen 
Belange sind erfreulicherweise so gewahrt worden, daß eine Entspannung eintreten 
konnte. Mußte dieser Prozeß sein und mußte er so aufgezogen werden? Es wird 


Danzig und Polen haben Anfang August drei Abkommen geschlossen, ai als 


sicherlich einige Zeit dauern, bis deutsche Firmen wieder Lust und Mut aufbringen, 
Angestellte ihrer Werke zur Arbeit in russischem Interesse in die Sowjetunion zu 
entsenden. — Die Sitzung des Plenums des ZK. in Moskau (4.—ı2. Juli) hat erneut 
offenbart, in welch schwieriger Lage sich Rußland hinsichtlich der lebenswichtigen 
Agrarfrage befindet. Um das Getreideproblem zu lösen und die Gefahr eines Bruches 
zwischen Dorf und Stadt zu beseitigen, hat man sich entschlossen, nun wieder bewußt 
auf die Hebung der kleinen und mittleren Individualwirtschaften (!) hinzuarbeiten, 
die man in dem kommunistischen Rußland offen als Basis der Getreidewirtschaft 
bezeichnete! Hausdurchsuchungen nach Getreide sollen gänzlich eingestellt, die staat- 
lichen Einkaufspreise für Getreide wesentlich erhöht werden. Diese neuerliche Schwen- 
kung in der sowjetrussischen Bauernpolitik war ein unbedingtes Gebot der Stunde, 
denn die bolschewistischen Agrarexperimente haben das Land wieder einmal an den 
Rand der Hungersnot geführt. Rund 100000 t Weizen hat Rußland überraschend 
im Ausland gekauft, um der drohenden Krisis zu steuern. Große Massen des Volkes, 
namentlich in den Städten, hungern bereits und ernähren sich ausschließlich von 
Roggenbrot. Wird die jetzt beschlossene Änderung der Bauernpolitik noch in diesem 
Jahre Besserung bringen? Und werden nun, wo man wieder einmal vor den Bauern 
kapituliert hat, nicht etwa die Industriearbeiter zu murren beginnen, die eine Lösung 
des Scherenproblems stets nur durch Senkung der Preise für die agrarischen Erzeugnisse 
erstrebten? Ein fortwährendes Hin und Her in diesem armen, gequälten Lande, das theo- 
retisch beglückt werden soll, praktisch aber von einer Not in die andere geführt wird. 


a, 


m 


S 


1 
| 

| 
4 


714 GEOPOLITISCHE BERICHTERSTATTUNGEN HEFT 9; 


Italien betrachtet den $üdtirol-Zwischenfall mit Deutsch-Österreich nach den: 
Erklärungen Seipels für erledigt; der italienische Gesandte Auriti kehrt nach Wien: 
zurück. Für uns aber ist die Angelegenheit weniger erledigt denn je, nachdem nun: 
befohlen ist, daß in Brixen alle Kundmachungen, Anschriften, Fahrpläne usw. nur 
in italienischer Sprache abgefaßt werden müssen und der Unterricht in der Brixer: 
Volksschule ab ı. Oktober ausschließlich in Italienisch erteilt werden darf! — Das: 
nach fast zweijähriger Verhandlungsarbeit am 17. Juli endlich unterzeichnete Tanger-: 
Abkommen stellt zweifellos einen Erfolg. Italiens dar: im gesetzgebenden Gemeinderat! 
von Tanger ist die Zahl der italienischen Mitglieder auf drei erhöht worden; der neu-- 
geschaffene Posten eines beigeordneten Administrators für gerichtliche Angelegenheiten 
ist einem Italiener übertragen worden; beim internationalen Gerichtshof in Tanger: 
wirkt von jetzt ab auch ein italienischer Richter mit. — Zwischen dem italienischen: 
Gesandten in Abessinien und Ras Tafari ist am 2. August in Addis Abeba ein Freund-: 
schafts- und Schiedsgerichtsvertrag abgeschlossen worden. Die italienischen Kolonien: 
in Erythräa und Somaliland werden dadurch in ihrer Handelsentwicklung sicherlich: 
sehr gefördert werden; Abessinien erhält mit der Freizone von Assab einen natürlichen 
Ausgangspunkt für seinen Überseeverkehr. 

Auf Südslawien lastet noch immer der Fluch der entsetzlichen Bluttat in der: 
Belgrader Skupschtina. Nachdem nun auch Stefan Raditsch, der große kroatische: 
Bauernführer, seinen Verletzungen erlag, ist die Spannung zwischen Serben und! 
Kroaten, zwischen Belgrad und Agram bis zum: Äußersten gestiegen. Die Kroaten, 
teils von dem Drang nach radikaler Bodenreform erfüllt, teils begeistert für eine 
staatsrechtlich-nationalpolitische Neuordnung, bleiben dem Parlament fern und planen 
für den 23. August eine große Parteitagung in Laibach, um über die weitere Hal- 
tung und fernere Entwicklung in den Gebieten jenseits von Drau und Save zu be- 
raten. Die von dem Belgrader Rumpfparlament am ı3. August vorgenommene Rati- 
fizierung der Nettuno-Verträge erklärte Pribitschewitsch namens der Kroaten bzw. 
der bäuerlich-demokratischen Koalition für null und nichtig. Wie die Dinge sich in 
Südslawien weiter gestalten werden, ist im Augenblick auch nicht entfernt abzu- 
sehen. Bezeichnend für die Lage bleibt die Tatsache, daß auch der deutsche Ab- 
geordnete Dr. Kraft in seiner Skupschtina-Rede eine grundlegende Revision der Ver 
fassung als unbedingt notwendig bezeichnete. 

Wir erwähnen nur kurz den in Ungarn stattgefundenen Finnisch-ugrischen 
Kulturkongreß, eine seltsame völkische Heerschau, an der neben Ungarn und 
Finnen auch zahlreiche Vertreter der finnisch-ugrischen Völker Sowjet-Rußlands 
teilnahmen. Seit dem Verlassen der Urheimat hat das Ungartum oder was sich so 
nennt sicher nie eine gleichbedeutende und umfassende Zusammenkunft erlebt. 
Kulturhistorisch und als Symptom für die Stärke der Volkstumpolitik ist dieser Kon- 
greß recht beachtenswert. 

Aus der Türkei liegen jetzt die Ergebnisse der Volkszählung vom 29. Oktober 1927 
vor. Die darin enthaltenen Zahlen sind in vielfacher Beziehung wichtig und z. T. 
überraschend. Das Wilajet Stambul weist mit einer Bevölkerungsdichte von 87 ähn- 
liche Verhältnisse auf wie der Freistaat Oldenburg (88). Das übrige türkische Ost- 
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ien ist relativ dünn bevölkert (18 pro qkm), ebenso die ganze asiatische Türkei: 
a Mittel 17 pro qkm, also zu vergleichen etwa mit Schweden (15) und Innerruß- 
and (18). In Anatolien schwankt die Bevölkerungsdichte zwischen 63 in der Pro- 
inz Trapezunt (Pommern 62) und 2 in Hekkiari (ähnlich Island). Von der rund 
3,7 Millionen umfassenden Gesamtbevölkerung der Türkei leben 3,3 Millionen in 
tädten, 10,4 Millionen auf dem Lande. Die Frauen machen 5ı. 80], der Bevölke- 
ung aus. Die Gesamtfläche der Türkischen Republik beträgt 747000 qkm; es ent- 
allen 29°/, auf anbaufähiges Land (davon nur rund */ıo tatsächlich in Kultur), 180), 
uf Wälder, 37°/, auf Weide, ı4°/, auf Berg und Fels, 2°/, auf See und Sumpf. 

Der Staatsstreich des Königs Fuad von Ägypten hat allenthalben einiges 
\ufsehen erregt, war aber vielleicht eine staatspolitische Notwendigkeit angesichts 
er Krisis, die durch die Halsstarrigkeit der extrem nationalistischen Wafdpartei er- 
eugt worden ist. Ein königliches Dekret vom ı9. Juli verfügte die sofortige Auf- 
ösung beider Kammern und stellte Neuwahlen frühestens nach Ablauf von drei 
abren in Aussicht. In der Zwischenzeit ist in Ägypten der Parlamentarismus zu 
len Akten gelegt; König und Ministerium verwalten das Land diktatorisch. Daß die 
Parlamentskreise, namentlich die Wafdpartei, das Auflösungsdekret als ungesetzlich 
rerwerfen, jedes von der diktatorischen Regierung verkündete Gesetz im voraus als 
ıngültig erklären usw., versteht sich von selbst. Man will als Rumpfparlament in 
inem Privathause weitertagen und der Verfassung „mit allen Mitteln und bis zum 
etzten Atemzuge“ Geltung verschaffen. Schöne Worte, denen aber, wie wir vermuten, 
faum die entsprechenden Taten folgen werden. Man darf eben nicht vergessen, daß 
\gypten ein orientalisches Land ist, in dem nicht alles so heiß gegessen wird, wie 
s gekocht ward; zugleich ein Land überwiegenden Analphabetentums, und Staaten 
nit hohem Prozentsatz an Analphabeten scheinen automatisch zu mehr oder minder 
rerschleierter Diktatur vorausbestimmt zu sein (vgl. Portugal, Spanien, Italien, 
Sriechenland, Rumänien, Ungarn, Rußland u. a. m.). Sie vollziehen offenbar den Über- 
sang von der absoluten Monarchie zum wirklich parlamentarisch regierten Staat 
‚wangsläufig unter Benutzung des Übergangsstadiums der Diktatur. 

Aus Südafrika sind nur wenige Tatsachen von Bedeutung zu melden. Die süd- 
frikanische Arbeiterpartei hat sich im Verlauf ihrer Durbaner Tagung gespalten 
ınd ihren bisherigen Kabinettsvertretern Creswell (Kriegsminister) und Boydell 
Arbeitsminister) das Vertrauen entzogen. Man hofft, eine Kabinetiskrise zu ver- 
neiden, da Creswell wie Boydell die Gültigkeit ihrer Ausschließung nicht anerkennen 
ınd ihre Anhänger zu einer eigenen Konferenz nach Bloemfontein eingeladen haben. 
- Ein möglicherweise innerpolitisch sehr folgenschwerer Entschluß ist von der Ge- 
verkschaft der Wäscherei- und Färbereiarbeiter Ende Juli gefaßt worden: die An- 
rkennung der Eingeborenen als gleichgestellte und vollberechtigte Mitglieder der 
Jewerkschaft. Man nimmt als sicher an, daß der Gewerkschaftskongreß der Weißen 
liesem Beschluß seine Genehmigung unter allen Umständen versagen wird; die 
folge wäre dann eine Spaltung in der südafrikanischen Gewerkschaftsbewegung und 
lie Bildung einer oppositionellen Minderheit, die durch Aufnahme der farbigen 
Arbeiter jedoch bald zu großer Macht gelangen und die Radikalisierung der süd- 
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afrikanischen Gewerkschaften durchführen würde. — Einen nicht schwer genug 2 
mißbilligenden Vorstoß gegen das Deutschtum in Südwestafrika plant die Regierun, 
der Südafrikanischen Union, indem sie einen großen Trek der Angolaburen nacl 
Süden organisiert. Nach den Erklärungen des Administrators Wert sollen 1800 Siedle 
aus Angola nach Südwest ziehen, um dort das burische Element zu verstärken. De 
ganze Trek soll neun Monate dauern. Da nur 167 Farmen mit hinreichender Wasser 
versorgung in Südwest zur Verfügung stehen, wird die Unterbringung der Zuwandere 
auf die größten Schwierigkeiten stoßen. Aber die Regierung achtet dieses Momen 
gering, denn es kommt ihr lediglich darauf an, im Mandatsgebiet von Südwestafrik 
durch einen neuen Zustrom von Buren völkisch, wirtschaftlich und politisch an Ein 
fluß zu gewinnen. Das Deutschtum mag sehen, wie es sich in diesem mit deutscher 
Gut und Blut erschlossenen Lande behauptet. 


KAarL HAUSHOFER: 
BERICHT ÜBER DEN INDOPAZIFISCHEN RAUM 


Nicht Verantwortungsscheu ist es — ein Laster, von dem wir unsere Berichte ziem 
lich frei wissen, — aber berechtigte Freude, unsern Lesern Bestätigungen für unsern 
Prognosen von guten andern Kennern bringen zu können, wenn wir diesmal m: 
ein paar solchen Bestätigungen beginnen. Wir rechnen dazu die ungewöhnlich ge 
haltvolle Nummer 5 und 6 der „Far Eastern Review“, worin z. B. K.K. Kawakam 
die Mandschurische Frage als „das Kreuz der sino-japanischen Beziehungen“ be 
handelt (mit einer Verkehrskarte, deren Urbild unsre Leser bereits seit Nr. V/28 i 
Händen haben), in der G. E. Sokolski einige Schwächen der neuchinesischen Re 
gierung bloßlegt, die unsre Leser auch längst kennen, und Fred. J. Koster einig 
ausgezeichnet gewählte Zahlen über den „Handel im Pan-Pazifischen Bereich“ unte 
Gesichtspunkten bringt, die — trotz aller Arbeit auf dem Gebiet Paz. Geopolitik - 
in Mitteleuropa Amerikanern von Wirtschaftsbedeutung immer noch lieber geglaul 
werden, als den eigenen Landsleuten, auch wenn diese das gleiche um viele Jahre frühe 
gesagt haben. 

Dazu gehört eine kleine Notiz der „The Week“ Kalkutta, 28. 6. 28, in der di 
Wirklichkeit des Selbstbestimmungsrechts der starkeu indischen Gemeinden in de 
Kenya-Kolonie ein seltsames Streiflicht erfährt. Dazu gehören aber auch zwei s 
gute deutsche Arbeiten, wie die beiden Aufsätze von Otto Moßdorf über die rect 
zeitgemäße „Koreanische Frage“ (in der Zeitschrift für Politik von Richar 
Schmidt und Adolf Grabowsky), und über die ozeanische Seite des chinesische 
Problems („China als Küstenland des Stillen Ozeans“, Marine-Rundschau 1928, H.6 
die freilich am meisten in der südchinesischen, der Stammreichsbildung fremde 
Landschaft, und in der mit Südrassen stark gemischten Rassenvariante des chines 
schen Südens lebendig und wirksam ist. Die Arbeiten von Moßdorf sind leicht eı 
reichbar, und deshalb mag in einem so knappen Berichtsrahmen der Hinweis auf s; 
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‚enügen, ebenso, wie bei Kawakami und Sokolski. Kosters panpazifische, und 
ler „Week“, den Indischen Ozean nach der Richtung Ostafrika, des „indischen 
\merika«, überspannende panindische Hinweise aber müssen kurz erläutert-werden. 
Jenn es gibt immer noch Menschen genug in Mitteleuropa, die den pazifischen 
Jesichtswechsel der Vereinigten Staaten gar nicht sehen, oder als eine ferne säkulare 
ingelegenheit seitabschieben möchten. Ihnen verdirbt die Thronrede des neuen 
seneralgouverneurs der Philippinen, Henry L.Stimson (Wortlaut, Manila, 1.3.28, 
1. a. Far Eastern Review, 5. 28, S. 212) und die Zusammenstellung des steigenden 
imerikanischen Wirtschaftsanteils im panpazifischen Kraftfeld (Pan-Pacific Area!) 
“. J. Kosters, des Präsidenten der California Barrel Company, San Franzisko, die 
‘reude am Kopf-in-den-Sand-stecken. 

Zunächst umschreibt der Nordamerikaner mit treffender Sachlichkeit geopolitisch 
len unmittelbaren pazifisch-nordamerikanischen Interessenkreis mit den elf U.S.- 
jtaaten, die in der West-Abteilung der U.S. amerikanischen Handelskammern zu- 
ammengeschlossen sind: California, Oregon, Washington, Montana, Utah, Wyoming, 
Nevada, Arizona, New Mexiko, Colorado, und Hawaii, 1913 etwa 73/, Mill. E., 1926 
twas über ı1. 

Die Landbauwerte der Bodenerzeugung dieses Bereichs stiegen in den ı5 um den 
{rieg gruppierten Jahren von 2248 Mill. GM. (354 000 000 $) auf 5432 Mill. GM. 
1358000000$); der Bodenschatzertrag aber von 1416 Mill. GM. (354 000000 $) 
uf 4184 Mill. GM. (1046000000$); der Wert der Industrieerzeugnisse von 
4832 Mill. GM. auf 18008 Mill. GM., und der des Gesamthandels der pazifischen 
Xüste der Vereinigten Staaten von 522 (1900) auf 4216 Mill. GM. (1926), gewiß 
{berzeugende Zahlen, zu denen ein Gesamthandelswert zwischen den U.S. einer- 
;eits, Asien und Ozeanien andrerseits von rund g Milliarden GM. kommt. 

Der Gesamtwert des französischen Handels der U.S. wird mit rund 1664 Mill. 
3M., dem des japanischen mit rund 2644 Mill. GM. gegenübergestellt (1926), und 
us einer Reihe anderer, gut herausgegriffener Zahlengruppen heraus behauptet: „In 
keinem andern Teile der Welt haben wir so rapide Fortschritte in der Entwicklung 
les Ein- und Ausfuhrhandels gemacht, wie mit den Ländern des Fernen Ostens.“ 

Das pazifische Kraftfeld sei, mit einem Viertel auf der amerikanischen, drei Vierteln 
uf der asiatischen Seite, ein Fünftel der Landfläche der Erde mit fast einem Drittel 
ihrer Gesamtbevölkerung, freilich 540 Mill. Menschen auf der asiatischen und nur 
3 auf der amerikanischen Seite, also ein Drittel größer, als der ganze Kontinent 
von Nordamerika, mit einer Volksmasse gleich der von Europa und Nordamerika 
zusammen! Es ist ein vom amerikanischen Ufer groß gesehenes Bild, das hier vom 
Pazifik als Kraftfeld entrollt wird, an dem noch einige Streiflichter auf Hawaii von 
Bedeutung sein mögen. 

Der Rassenmischkessel Hawaii erreicht z. Zt., bei großer wırtschaftlicher Blüte, 
wieder die etwa 340 000 E., auf die ihn Cook beim ersten Eintreffen schätzte. Er 
zeigt, mit seiner (von 356000 t [1902] auf 787000 t [1926], zu einem Wert von 
‚und 240 Mill. GM.) gesteigerten Zuckererzeugung, mit der (von Nichts im Jahre 
[902 auf ı4o Mill. GM.) gehobenen Ananasversendung, was sich in einem Viertel- 
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jahrhundert ruhiger Entwicklung auch aus unserm viel raumweiteren SüdseereicH 
hätte herausentwickeln lassen; und die Abnahme von Industrieerzeugnissen im Wert« 
von rund 304 Mill. GM. durch die kleine Inselgruppe — freilich in günstigster 
zentralpazifischer Verkehrslage — verrät, wie sich die geringen, auf sie verwandten 
Auslagen der Vereinigten Staaten lohnen. 4 

Die kleine Notiz der „Week“ enthüllt, daß auch über den Indischen Ozean 
geopolitische Spannungen hinwegreichen, und zeigt, daß auch so wohlmeinendd 
Versuche, wie die Empfehlung der sogenannten Feetham-Kommission von 1927) 
mehr Wert auf örtliche Selbstregierung und Selbstbestimmung zu legen, bei ausge: 
sprochenen Rassenspannungen leicht zur Verbitterung, statt Aussöhnung führen: 
Gewiß ist es keine „Verbesserung“, wenn der Gemeinderat von Nairobi, bisher fün 
2665 Europäer und 7741 Inder aus 7 Europäern und 4 Indern bestehend, nun 
unter Ausdehnung der Stadtgrenzen und Eingemeindung — ı2 Europäer und & 
Inder umfassen wird, davon drei ernannte Weiße, also je einen gewählten Mann für 
444 Europäer und ı935 Inder! In Mombassa werden durch Wahl 3 Europäer. 
3 Inder und 2 Araber, durch Ernennung ıo Europäer und 5 Inder ins Stadtregiment 
„zur besseren Erfüllung der Selbstbesiimmungsidee“ berufen! „So wird die Welt 
stetig sicher für Demokratie gemacht“ — fügt das sonst ziemlich zahme Missions- 
blatt etwas bissig hinzu. 

Geopolitische Vergleichserfahrung sagt uns, daß alle solchen Versuche, das Glück 
zu korrigieren, statt der erhofften Abspannung vermehrte Verbitterung erzeugen, 
deren Ursachen aber gerade bei transozeanischen anglo-indischen Reibungen selten 
so klar örtlich, mit Zahlen, zu erfassen sind. Deshalb ist diesen beiden Scheinwerfer- 
kegeln von außen her in das indopazifische Kraftfeld hier so viel Raum gegeben 
worden. 

Dieser Raum ist auch deshalb notwendig, weil auf der einen Seite, wie die poli- 
tischen, so auch die rein agrar-geographischen Bemühungen der Briten (z. B. in der 
indischen Landfrage mit dem nach ı8monatlicher Arbeit zustande gekommenen 
Linlithgow-Bericht v. Mahabeleshwar [vgl. Times vom 28. 6. 28]) beweisen, wie ernst 
und groß innerhalb des Weltreichs selbst die indische Frage gesehen wird, auf der 
andern Seite die Nachrichten über den süd-indischen Eisenbahnstreik (Times, 24. 7. 
28; Manch. Guardian, 30. 7. 28; India Times v. o.) die Stärke der indischen Un- 
rast enthüllen, während Aufsätze, wie der Filchners in der Köln. Zitg. (14. 7. 28), 
oder auch manche Präludien zum ı7. Internationalen Orientalistenkongreß am 
27. 8. in Oxford, die Stärke mildernder publizistischer Einwirkung auf Mitteleuropa 
in indischen Fragen verraten. 

Was die zur Selbstbestimmung strebenden indischen Nationalisten aber heute von 
Deutschland wollen, ist allein kulturpolitisches Verständnis und daß man nicht 
britischer sei als die Briten selbst. Niemand, der die Lage kennt, wird so töricht 
sein, des britischen Weltreichs, oder, wie es sich heute viel lieber nennen hört, 
Reichsverbandes (Commonwealth) letztes Stündlein in naher Zukunft zu prophezeien. 
Filchner selbst stellt doch fest, daß Indien sich inmitten einer Krise befindet, die 
nicht zu leugnen ist. Aber, daß nun Deutschland wieder sein Programm auf das 
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eitmotiv einstellen soll: „Weiße haltet zusammen“, um den alten Kolonialmächten 
astanien aus dem Feuer zu holen, diesen Rat danken wir dem sonst in Tibet so 
ielerprobten Forscher nicht. Sondern wir wollen, mit verständnisvoller, kultur- 
olitischer Fühlung, uns außerhalb der Linie des Völker- und Rassenhasses gegen 
nterdrücker halten, uns klar sein, daß „ungeheure Verdienstmöglichkeiten“ weder 
ı Indien, noch in China gegen die in der Waffe des Boykotts sehr viel besser als 
ir geübten einheimischen Abnehmermassen erreichbar sind, und daß uns weder 
er britische, noch der französische Wirtschaftsimperalismus je solche Verdienst- 
Ööglichkeiten gönnt, außer die Abnehmer erzwingen sie um des eigenen Vorteils 
illen, weil sie die deutsche Ware vorziehen. 

Trotz dem Herantasten nicht nur Japans, sondern zunehmend auch der Vereinigten 
taaten an das einstige britische Monopol im indischen Lebensraum vom west- 
azifischen Ufer aus, bleibt vorläufig der Suezkanal diejenige Verkehrsschlagader, 
n der sich den Wirtschaftsbeziehungen durch den Indischen Ozean am besten der 
uls fühlen läßt. 

Da ist es nun bemerkenswert, wie das Wiederaufleben des deutschen Handels 
urch den Kanal von den Westmächten bereits wieder argwöhnisch verfolgt wird. 
Journal des Debats“ macht (22. 7. 28) darauf aufmerksam, daß die deutsche Flagge, 
om August ıg9ı4 bis zum Oktober 1920 verschwunden, seit 1922 den sechsten, seit 
923 den vierten, seit 1924 wieder den dritten Rang erklommen habe. Immerhin 
tehen doch den 778 Durchfahrten mit 3 352 287 t und 16,7 °/, des Gesamthandels- 
nteils erst 529 Durchfahrten mit 2763783 t und 9,5 °/, des Gesamtanteils von 
927 gegenüber! „Ohne Zweifel“, heißt es, „würde die deutsche Handelsflotte schon 
ieder in die zweite Reihe getreten sein, die sie einst innehielt, wenn nicht die 
eute an dieser Stelle stehende niederländische Schiffahrt auch ihrerseits einen ge- 
raltigen Aufschwung genommen hätte.“ Die Hauptsteigerung weist die Indien- 
nd Ostasienfahrt auf: ein Beweis, wie sehr die Monsunländer im deutschen Anteil 
oranstehen, ebenso wie die Afrikafahrt, während die Australienfahrt mit nur 4,7 °/, 
es Flaggenanteils zurücksteht, die nach Insulinde nur 7,7 °/, erreicht. 

„Die rapide Entwicklung der deutschen Schiffahrt durch den Suezkanal bringt 
inen der bezeichnendsten Aspekte der wirtschaftlichen Erneuerung Deutschlands in 
:harfe Reliefbeleuchtung.“ Das ist nicht von reinem Wohlwollen geschrieben, und 
icht von reinem Wohlwollen von Frankreich aus, mit einem gleichzeitigen Sporn 

die Niederlande, in „scharfe Reliefbeleuchtung gesetzt“ ! 

Um so mehr, als viele Anzeichen die Aufnahmesteigerung des indischen Marktes, 
uch seine steigende Bedeutung für Mitteleuropa in naher Zeit verraten. 

So bleibt uns nichts, als uns über alle Macht- und Wirtschaftsverlagerung im indo- 

zifischen Bereich wenigstens wachsam im Bilde zu halten, damit wir eben nicht 
berraschungen erleben und plötzlich mit fremden Haß mitbeladen werden. Dazu 

hören Prüfung so glänzender völkerpsychologischer Zeugnisse, wie sie, als jüngste 
usammenfassung des Malaien-Problems, L. Richmond Wheeler in „The modern 
alay“ (London, Allen & Unwin, 1928) gibt. Er beleuchtet die interessante Symbiose- 
öglichkeit zwischen Briten und Malaien. Nur wird man auch hier achthaben 
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müssen, nicht unter den Bann kluger britischer Hypnose zu kommen. Dazu gehö 
auch das Verfolgen eines so merkwürdigen Reisepaares, wie Rabindranath Ta: 
gore und C. F. Andrews (der unermüdliche Opium-Mißbrauch-Bekämpfer, de: 
neuerdings wesentliche Erfolge seiner Arbeit in Indien selbst, zum Teil als Ergebnü 
der zähen Völkerbundkontrolle dieses Völkergifts feststellt). Achtung verdient e 
immer, wenn ein Mann wie Andrews die Feldzüge des Dichters und Träume 
Tagore gegen die Kriegspsychose schildert, aber Aufmerksamkeit auch, wenn er be 
zeugt, wie die Japaner ihn den „ Propheten einer niedergeschlagenen Nation“ nannte: 
und das eigne Volk vor ihm warnten. Japaner und Jungchinesen achteten seine: 
passiven Mut und die Poetenqualität des „Sängers des Sangs der Besiegten“ — abei 
er war ihnen zu nervenschwach! Im weiteren Vorgelände des indischen Lebens 
raums sind neuerdings zwei deutsche Verkehrsgedanken von Briten durchgeführt won 
den: die Bahnverbindung von Tabora zum Südende des Viktoriasees, nach Mwanza, zur 
Teil (die ersten 128 km) ganz auf deutschen Spuren, und die Kraftwagenfahrt u 
mittelbar vom Nil über die Ramak- und Moharikdünen nach Siwa (Times, 3. 7. 283 
Symptom eines geistigen Ringens zwischen Idee und Gewalt im Jungchinesentun 
muß endlich die Szene zwischen Chiang-Kai-Sheck und Feng-Yu-Hsiang as 
der Ruhestätte Sun-Yat-Sens im Kloster der „Azurnen Wolken“ in den Bergen b 
Peking bei ihrer ersten Zusammenkunft gewesen sein, wo der robustere Feng dex 
schluchzend über den Schrein gesunkenen Chiang hinwegführte: kein ganz gut 
Omen für den Weitergang der Dinge im Dreieck Nanking-Peking-Mukden 
das außer der amerikanischen und japanischen Einmischung noch andere Schön 
heitsfehler enthält. 

Mit Unrecht wird die augenblicklich immer noch in der Schwebe befindlich 
Frage der chinesischen Hauptstadtwahl in Deutschland, das selbst ja nick 
zu einem geopolitisch überzeugenden Machtmittelpunkt gelangt ist, so wenig b: 
achtet. Die U.$S. amerikanische Politik sieht in dieser Frage schärfer und h. 
mit einem energischen Schritt in „the nick of time“ zugunsten Nankings eine 
Vorsprung gewonnen, den wir leicht auch hätten mitmachen können. 

Das heute in Pei-Ping unbenannte alte Peking — zweifellos eines der suy 
gestivsten Machtmittelpunktsbilder des ganzen Ostens — ist offiziell heute sein 
Würde entkleidet und hat — wie wir früher hier schon niederschrieben —, dura 
die Trennung des Hochsteppenraumes von der Lößebene, vollends aber durch e» 
etwaiges Abhängen der Mandschurei von China seinen geopolitischen Sinn 
Reichsklammer an dieser Stelle verloren. Es hat nicht den ersten Namenswechs4 
durchgemacht. Als einer der frühesten großchinesischen Unitaristen dort gebore 
wurde, Chou Kuang-Sin, der Gründer der Sung-Dynastie (V. Jahrh. n. Chr.) hieß |} 
Yu Chou; seinen im Süden heute so anrüchigen Fremdherrschafts-Beigeschmack nox 
discher Herkunft gewann es aber erst durch die Liaos oder Khitan-Tataren. die | 
als „Yen-Ching“ (Schwalben-Hauptstadt) zu einem sehr solide befestigten Schwalbe 
nest machten. Im ı2. Jahrhundert wurde es durch die Chin-Tataren als „Chung Tu 
weiter ausgebaut, dann von Chingis Chan fast ganz zerstört, und endlich von seines 
Enkel Kublai Khan ganz in der Nähe der alten Baustelle erneut als Reichshauptstau 
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7 mongolischen Ta Yüan-Dynastie aufgerichtet. Immerhin zog unter Yung Loh 
ch die nationale Ming-Dynastie vom Yangtse wieder nach Peking, das dann selbst- 
rständlich den Mandschu erst recht geeignet schien, die Verbindung mit ihrem 
sr gewanderten Stammlande offen zu halten. Dem unbefangenen Ausländer ist die 
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graphisch problematische Hauptstadtlage immer gefährdet erschienen. Schon Gor- 
ı warnte vor ihrer leichten Erreichbarkeit von der See her; und der nahe Druck 
; Nordasien machte China durch viele Jahre empfänglicher für russische Beein- 
ssung, als gut war (siehe Russ.-Chin. Geheimvertrag, aus dem der jap.-russ. Krieg 
d viele Demütigungen entsprangen). 
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Der Bevölkerungsmittelpunkt ist längst aus seiner ursprünglichen Lage in Honas 
(Loyang, Raifeng) nach Süden, an den Yangtse geglitten und läge eigentlich um dil 
dreifache Industriestadtt Wuhan. Aber eine Regierung, die dort ihren Sitz nähma 
würde sicher völlig unter den Druck der nur an dieser Stelle vollkommen durch 
organisierten frühindustrialisierten Gewerkschaften der großen Schwerindustriewerk 
von Hanyang geraten, und doch dem Einfluß der leicht bis hierher, 9goo km lanc 
einwärts gelangenden fremden Kriegschiffe nicht ganz entrückt sein. Die Gefäh: 
dung durch „Ranonenbootpolitik* scheint natürlich noch dringender bei dem viä 
weiter stromabwärts gelegenen, weiträumigen, zur Zeit untervölkerten Nanking 
seiner großen nationalen und Bildungsüberlieferung. Aber dieser Eindruck trügt b 
einer genauen städtegeographischen Untersuchung. Denn zunächst läßt sich der Yangt: 
stromabwärts von Nanking wehrgeographisch vorzüglich sperren, und dann gilt dies 
Schutz für alle Bevölkerungsanhäufungen, die von dieser Sperre stromauf lieger 
ferner ist Nanking keineswegs so ausschließlich strombestimmt und zum Flußlauf 
öffnet, wie Hankau oder Hanyang und selbst Wuchang. Daß es sich von den fure 
baren Verlusten der Taiping-Aufstandszeit und einer Belagerung von 1853— 1864 
ganz erholt hat, ist heute fur die Unterbringung zahlreicher Ämter in dem wer 
läufigen Stadtkern ein Glück; wenn auch zu fürchten ist, daß die Baugreuel va 
Kanton sich nun in größerem Maßstab wiederholen. Sonst böte der Innenraum 


legenheit zu einer höchst reizvollen geplanten Hauptstadtanlage. Hier ist gerade 
ein kulturpolitischer Prüfstein für die Erneuerungsfähigkeit von China auf national 
Grundlagen gegeben. Dieses Stadtinnere ist freilich voll von Narben und Wund 
die Nanking im Laufe seiner nationalen Opfervergangenheit seit dem 3. Jahrhunda 
erlitten hat, wo es Hauptstadt eines der drei großen Reiche von damals war (Chie 
Yeg). Seinen heutigen Namen trägt es erst seit dem Anfang des ı5. Jahrhunder 
wo der Ming-Raiser Yung-Lob, mit einer für den Südursprung seiner Dynastie sic 
falschen Hauptstadtwahl, seinen Sitz in die „Nördliche Hauptstadt“, das „Nordlagen 
verlegte. 

Binnenkonzentration, Gewichtsverlegung nach Süden bedeutet aber in der chi 
sischen Reichsgeschichte — im Gegensatz zu jener Nordverlegung der Mingherrsch. 
— immer Verlust an Aufmerksamkeit, Einfluß, Macht und Verständnis gegenüH 
den nördlichen Außenländern, steigende Gefahr von Pufferstaatsbildung, vor alle 
auch in der Mongolei und Mandschurei. 

Darum strebt ihr auch Feng-Yu-Hsiang, der in Inner- und Hochasien ı 
fahrenste unter den heutigen chinesischen Führern, entgegen; ganz abgesehen 
seinem sehr natürlichen Wunsch, die eigenen Kräfte von der allgemeinen innen 
Abrüstung ausgenommen zu wissen und dann die Macht an sich zu bringen. 

Aus dieser Einsicht kommt die augenblickliche Kraftkonzentration Japans. Dali 
seine drakonischen Maßnahmen gegen den Kommunismus im Innern, die den Ka 
gegen — seien es auch gefährliche — Ideen wohl mit ungeeigneten Mitteln aufnehmu 
Immerhin bereiten sich Abbröckelungserscheinungen in den japanischen Parte» 
vor, die einer starkhändigen Außenpolitik auch hier die nötigen Mehrheiten 
heute auf morgen schaffen könnten. 
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Die Sowjets aber sind (wie im September 1923 Japan) durch Naturereignisse ge- 
mt, die durchaus im geopolitischen Charakter Ostasiens liegen: die gewaltigen 
onsunregen-Durchbrüche ins Amurgebiet und die Überschwemmungen des gewal- 
‚en Stromes, wie der Seja und Bureja, die gerade die einzige, aus eigener, weißer 
edelungskraft widerstandsfähige Landschaft Ostsibiriens um Blagowieschtschensk, 
ese wichtige Etappe, und die Amurbahn bis Chabarowsk matt gesetzt haben, und 
e eine — den weiten, allzu volksarmen Raum nicht bewältigende — Schwäche der 
tasiatischen Stellung der Sowjetbünde im ungeeignetsten Augenblick offenbaren. 
ier würden eben, statt Zielen expansiver Gewaltanwendung, noch für Jahrhunderte 
ulturaufgaben größten Stils auf ihnen unbestrittenen Boden vor den Russen liegen, 
ı denen sie schöpferische soziale Anlagen erweisen könnten. Auch hier würde die 
reinigte Kraft der weißen Rasse Höchstes leisten können; einem vereinzelten Zweig 
twindet die überlegene Tüchtigkeit des chinesischen Siedlers den von ihm allein 
cht haltbaren Boden. 
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karagua. — Artung der politischen Entwicklung in Lateinamerika und die politische Methode der 
ıion. — Pax americana. — Aussichten der nordamerikanischen Präsidentenwahl. — Überschätzung 
£ Kapitalmacht der Vereinigten Staaten. — Beziehungen der Vereinigten Staaten zu China. — Schei- 
ing von Staat und Kirche in Mexiko. — Ausbauprogramm Venezuelas. — Unruhen in Guayana. — 
f Putschversuch in Ekuador. — Costaricas Anfrage beim Völkerbund 


Das vielgebrauchte Wort von der Politik in Ferien kann recht gut für den In- 
ılt dieses Berichts gelten. Denn es gibt im Grunde aus der letzten Periode nicht 
el zu berichten. Kaum irgendwo ergeben sich auch nur die Ansätze zu formen- 
staltenden Vorgängen, obgleich gerade in Amerika vieles latent ist, aber trotzdem 
cht nach Erfüllung oder auch nur nach Aktivität heischt. Ja, wo Probleme kurz 
ır der Beantwortung zu stehen scheinen, da wird die Lösung oft merkwürdig ver- 
;gert. Das gilt z. B. für die mittelamerikanischen Fragen, die vielfach spruchreit 
nd, deren Diskussion man aber von maßgebender Seite recht geflissentlich aus dem 
2 geht. Über Nikaragua ist es ruhig geworden, wenn man auch nicht behaupten 
nn, daß es in Nikaragua ruhig geworden sei, d. h. daß das Land vollkommen 
friedet sei. Gerade dieser Tage meldet wieder eine nebensächliche Zeitungsnotiz, 
ß ein „blutiges Gefecht“ zwischen einer Abteilung liberaler Aufständischer und 
erikanischer Marinetruppen stattgefunden habe. Die Liberalen wurden geschlagen 
d verfolgt. Es sollen zehn Liberale getötet worden sein, während auf amerikanischer 
ite ein Soldat gefallen sei. Das sind keine erheblichen Zahlen. Allein die meisten 
lutigen Schlachten“ gehen in einem solchen lateinamerikanischen „Guerillakrieg“ 
cht anders aus. Aber das muß man auf Grund solcher Meldung doch festhalten: 
politische Situation hat sich kaum geändert. Sie ist genau so wie vor vielen Mo- 
ten. Das kleine Nikaragua, ein Staat von 120000 qkm, von der Dritielgröße von 
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Preußen, mit einer Bevölkerung (650 000 Einwohner), die man bequem in einer 
größeren Städte Deutschlands, z. B. Köln oder München, unterbringen könnte, ie 
bis zum heutigen Tage nicht befriedet. Können oder wollen die Nordamerikane 
dieses Werk, das sie sich zur Aufgabe gemacht haben, nicht durchführen? Die Anı 
wort auf den ersten Teil der Fragestellung scheidet deibierststänätich vollkomme: 
aus. Es bleibt, an der Hand der Tatsachen gemessen, nur übrig, den zweiten Teil de 
Frage in Erwägung zu ziehen, Freilich so einfach liegt die Sache nicht, daß man vo 
einem direkten Wollen oder Nichtwollen reden könnte. Wenn es ganz leicht wäre 
Nikaragua mit einer kleinen Marinetruppe zu befrieden, so machte sich bei den 
Vereinsstaatler keinerlei Unwille dagegen geltend. In Washington hat die Nikaragua 
frage schon viel zu viel unangenehmen Staub aufgewirbelt, als daß man nicht einige 
darum gäbe, wenn die Angelegenheit in der Versenkung verschwinden und di 
weitere Erledigung solcher Kritik entzogen werden könnte. Entschieden für weit ver 
fänglicher als die Heraufbeschwörung solcher Kritik hält aber das amerikanisch 
Staatsdepartement die gewaltsame Lösung der Angelegenheit. In Nikaragua steht z 
viel auf dem Spiel, als daß durch ein solch plumpes Zugreifen die ganze verein: 
staatliche Mittelamerikapolitik gefährdet werden dürfte, deren Zielpunkt und Schlüss 
unstreitig Nikaragua ist. So begnügt man sich mit den Erfolgen und nimmt die Un 
annehmlichkeiten eines nicht vollkommen befriedeten Landes mit in Kauf. Sole 
Erfolge dürfen ja nicht verkannt werden, denn seit dem Stimsonabkommen vom M: 
1927 haben die Vereinigten Staaten das Recht, Marinetruppen zum Schutz von Eiger 
tum und Leben vereinsstaatlicher Staatsbürger in der Republik zu halten. Diese B: 
stimmung hat durch den Auftrag Großbritanniens und Italiens, die den Nordame 
kanern auch den Schutz ihrer Staatsangehörigen übertragen haben, eine der Uni 
sicherlich angenehme gewisse internationale Wertung erhalten. Ferner sichert d 
Bryan-Chamorroabkommen vom Jahre 1916 den Bau eines interozeanischen Kan 
quer durch Nikaragua, um den es ja im Grunde bei der ganzen Nikaraguapolit: 
der Vereinigten Staaten geht. Die Annahme läge nun unstreitig nahe, daß die am 
rikanische Politik mit unerbittlicher Konsequenz auf dieses Ziel hinarbeitete. 
Allein wer so argumentiert, rechnet doch nicht mit der Artung der politische 
Entwicklung in Lateinamerika. Lateinamerika ist ja als der große Erdabschniü 
der Revolutionen bekannt. Es wäre ein unsicheres Unterfangen, wenn man die vield 
Revolutionen, die die äußerliche Geschichte der einzelnen Republiken ausmache: 
leugnen wollte. Sie gehören mit zu dem Bilde, aber sie sind sicherlich nicht 
Wesentliche daran. Alle wirkliche Revolution bedeutet die Umkehr einer bestimmt« 
Artung in ein Andersgeartetsein. Wer, gemessen an diesem Satz, die lateinamer 
kanischen Revolutionen mustert, wird finden, daß sie in der Hauptsache nur dur« 
die Ersetzung der einen Partei durch die andere, in der Ablösung des einen Staai 
haupts durch ein anderes, das gewöhnlich Führer einer Partei ist, bestehen. 1 
Grunde ist in keinem lateinamerikanischen Staat eine wirkliche soziale Umschichtun 
durch Revolutionen vor sich gegangen. Wo man auf solche grundlegenden Umb 
dungen der sozialen Struktur, z. B. auf die Sklavenbefreiung stößt, haben sich z 
diese gelegentlich nicht völlig ohne Unruhen und krisenhafte Nachwirkungen, a 
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evolutionslos vollzogen. Selbst die Unabhängigkeitsbewegung wird man trotz ihrer 
eils grandiosen Kraft im lateinamerikanischen Sinne nicht als Revolution bezeichnen 
Önnen, trotzdem manche Anläufe stark revolutionären Charakter getragen haben. 
'enn in ihrem Erfolge für die innere Struktur Lateinamerikas ist das meiste beim 
Iten geblieben. Lediglich das amerikafremde Joch ist abgeschüttelt worden. Man 
enke ganz besonders daran, wie eine europäische Dynastie als brasilianisches Kaiser- 
eschlecht noch über ein halbes Jahrhundert weiter herrscht, und wie die Herrschaft 
ı den spanisch-amerikanischen Staaten doch meistens in den Händen der Kreolen 
egt. Es waren Unabhängigkeitsbewegungen; unabhängig ist das Bestehende geworden; 
s ist selbstverständlich dabei und später umgebildet worden. Es waren aber keine Re- 
olutionen, die das Unterste zuoberst gekehrt hätten, wie das trotz aller genetischer 
eziehungen zu der großen französischen Revolution bei dieser der Fall gewesen ist. 
'rotz des Anstoßes, der von Frankreich und Nordamerika kam, war man mit der Ver- 
irklichung des Gedankens der allgemeinen Menschenrechte noch sehr fern. Erst 
eute, nach hundertfünfzig Jahren, beginnt er sich ja auch allmählich erst in Europa 
urchzusetzen, während Lateinamerika zwar eine Freiheit kennt, die aber in dem auf 
ich selbst Angewiesensein des Einzelnen, z. B. bei dem fast vollkommenen Mangel 
sglicher sozialer Gesetzgebung, leicht das Leben kosten kann. Lateinamerika hat so 
m Grunde keine großen Revolutionen erlebt; was man gewöhnlich so bezeichnet, 
ind nichts anderes als untergeordnete Erscheinungen der allgemeinen Evolution. 
ie sind Ausdrucksformen des unfertigen, gährenden Zustandes, die leicht den Cha- 
akter des Persönlichen, des Parteilichen, des gar nicht Notwendigen annehmen. Es 
ind meist Vertreter aus den gleichen Schichten, die sie ausfechten. So etwas wie 
lassenkämpfe sind Lateinamerika im allgemeinen fremd. Erst allerjüngst mehren 
ich die Spuren, daß auch dafür ganz allmählich die Bedingungen geschaffen wer- 
en mit der Entwicklung einer organisierten Arbeiterschaft. Lateinamerika hat nicht 
iel zu revolutionieren, weil es noch in voller Entwicklung steht, weil es sich wohl 
nabhängig erklärt hat, weil es aber trotzdem, wie Dietzel (vgl. Literaturbericht im 
ugustheft) richtig ausgeführt hat, noch im kolonialen Stadium verharrt. Jede Politik, 
ie von außen an Lateinamerika herantritt, muß diesem Zustand Rechnung tragen. 
s muß darum meist eine Politik des Vorbereitens und des Zuwartens, nicht eine 
jiche des raschen Zugreifens seins. Man hat in Lateinamerika Zeit, das ist allbekannt. 
fan hat Zeit, nicht weil man zu kulturmüde zu neuer Arbeit ist, wie etwa in alten 
esunkenen Kulturländern, sondern weil man so jung ist, weil ınan im kolonialen 
tadium ist. Wer eine Lateinamerika angepaßte Politik treiben will, muß auch Zeit 
aben. Er muß vorbereiten und zuwarten können. Er muß sich auf die lateinameri- 
anische Evolution einstellen können. Man muß es den Vereinsstaatlern nachsagen, 
aß sie sich auf diese Methode ganz glänzend verstehen: die Früchte reifen lassen, 
ie da von selbst vom Baume fallen, aber achten, daß sie kein anderer aufhebt. Das 
t ihre Methode. Lateinamerikanisch muß man die Politik der Vereinigten Staaten 
erstehen wollen. Dann findet man den Schlüssel für ihre Mittelamerikapolitik im 
Igemeinen, dann versteht man die Nikaraguaangelegenheit, dann versteht man das 
erhalten gegenüber Mexiko, wo es für einen europäisch denkenden Beobachter in 
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der jüngeren Zeit manchmal auf des Messers Schneide stand. Amerika verfügt ja auch 
über andere Mittel als lediglich über den Krieg. Es hat Kapital, immer umfassende 
bekommt es den Handel auch in den einzelnen Ländern in die Hand. Es okkupier 
nicht, sondern schafft sich Einflußsphären. Es verfügt aber auch über die Mittel de 
Gewalt, um diese im gegebenen Falle zu schützen. So erstaunlich die geringe Expani 
sionsfreudigkeit der Union ist, sie wird verständlich bei der Betrachtung des einen 
Objekts, das Amerika in der Welt interessiert, Lateinamerika. Die Methode findex 
aber auch offensichtlich ihre Übertragung auf die beiden anderen Erdteile, denen 
Amerika seine politische Aufmerksamkeit zuwendet, Europa und Ostasien. Es mag 
die Zukunft zeigen, ob diese Anwendung auf Objekte ganz anderer Art von dem 
gleichen Erfolge gekrönt sein wird. Es kann von vornherein füglich bezweifelt wer 
den. Alle Abhängigkeit von Amerika, die oft mit bösen Schlagwörtern prophezeiena 
belegt wird, muß hier notwendigerweise ganz anderer Art sein, viel weniger lasten« 
sein, die Bande müssen viel unsicherer sein, als das in einem kolonialen Erdteil des 
Fall sein wird. Aus den gleichen Methoden auf gleiche Ergebnisse schließen zu wollen 
wäre hier grundfalsch, es wäre nur das Verfolgen eines gedanklichen Schematismus 
der aber gar nicht mit den Wirklichkeiten und den Möglichkeiten ihrer Entwicklung 
rechnet. Würde z. B. jemand den Schluß billigen, daß Indien, in das England sein« 
Herrschaftsklammern ungleich fester eingeschlagen hat als in vielen anderen Teiler 
des Britischen Weltreichs, auch tatsächlich fester mit England auf lange Zeiten vers 
bunden sei als etwa eine britisch-afrikanische Tropenkolonie? | 

Aus jenem 'Zuwarten, jedem Meiden der Entscheidungen ist sicherlich im tiefster 
Grunde auch die Pax americana entsprungen, die vor ihrem Abschluß steht. wii 
wir seinerzeit meinten, so ist es gekommen: der Krieg wird geächtet. Der Gedanke 
der eigentlich erst jetzt einen starken Widerhall in der öffentlichen Meinung Amerikat 
auslöst, hat vielfältigen Anklang gefunden, mehr als man im ersten Augenblick verı 
muten konnte. Denn den zuerst in Aussicht genommenen Vertragschließenden haber 
sich Belgien, die Tschechoslowakei, Spanien, Polen durch Sympathieerklärungen füi 
den Pakt angeschlossen und werden ihn, soweit sie Unterzeichner der Lokarnoverträg: 
sind, mitabschließen. Das gilt nicht für Spanien. Ebenso hat die recht nachdrücki 
lich geäußerte Bereitwilligkeit der Sowjetunion, dem Pakt beizutreten, die mit dem 
Befremden untermischt war, daß Rußland dazu nicht aufgefordert worden ist, kein 
Einladung zur Unterzeichnung zur Folge gehabt. Sie hat nur die Erklärung ausge: 
löst, daß es nach dem Abschluß des Paktes jedem Staate freistehe, beizutreten. Ruß! 
land wird freilich dann nur durch Vermittlung eines anderen Staates beitreter 
können, da keine diplomatischen Beziehungen zwischen der Sowjetunion und der 
Vereinigten Staaten bestehen. Die letzteren unterstreichen schon jetzt, daß eine Anı 
erkennung der russischen Unterschrift keineswegs einer Anerkennung der Sowjetl 
durch die Vereinigten Staaten gleichkomme. 

Gerade in der allerletzten Zeit ist manches Wasser in den Wein der Freude übe: 
diese Antikriegsorganisation gelaufen. Chamberlain, dessen Urteil über den Pakt wii 
in diesen Berichten vor etlichen Monaten nur zustimmen konnten, hat im Unterhaui 
noch einmal ausdrücklich davor gewarnt, den Pakt zu überschätzen. Der Vertra; 
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e der enable amerikanischen Meinung ab. Der letzten Wendung kann man 
E- nicht beipflichten. Die Wirkung eines Vertrags kann nicht nur von dem 

n Vertragspartner abhängen. Es ist aber möglich, daß Chamberlain etwas ganz 
aderes gemeint hat, als er gesagt hat. Sollte er gemeint haben, daß dem Wesen des 
aktes amerikanisches Wesen anhaftet, eben die Erklärung der Pax americana, sollte 
° hingezielt haben auf jene Übertibging des amerikanischen Prinzips des Meidens 
er Entscheidungen auch auf Europa, dann hat Chamberlain recht. Inzwischen ist, un- 
bhängig von den Vorbereitungen zum Kellogg-Pakt, ein französisch-englisches See- 
brüstungskompromiß gefunden worden, über dessen Inhalt nur Stückwerk bekannt 
t. Seine Meldung hat zunächst keine übermäßig günstige Aufnahme in Amerika 
efunden, weil es das Washingtoner Abkommen bedrohen könne. Allerdings verlautet 
azu aus Frankreich, daß die im Washingtoner Abkommen gefundene Verhältniszahl 
icht berührt werde. Beschränkt werden sollen die Schiffstypen über 10000 Tonnen 
nd die Unterseeboote. Auch mit dieser Erklärung ist von diesem Kompromiß der 
erdacht eines Geheimabkommens nicht abgewendet. Auch die jüngere Deutung, 
aß es sich um gar kein Abkommen, sondern nur um Vorschläge handie, die 
nderen Mächten zu unterbreiten seien, hat die Erregung in Amerika nicht beseitigt. 
oolidge hat geäußert, daß die französisch-englische Kombination die marine Position 
er Vereinigten Staaten in hohem Grade gefährde und damit den Geist des Washing- 
>ner Abkommens verletze. Wenn tatsächlich mit dem Abkommen gerechnet werden 
züsse, dann könne nur die Vorlage eines neuen Flottenbauprogramms die Folge 
sin. Damit würden aber auch die erhofften Wirkungen des Kellogg-Paktes weit- 
ehend herabgesetzt. Nur bei offener und gleichmäßiger Rüstungsbeschränkung 
önne mit ihnen gerechnet werden. Die Verhandlungen über einen Schiedsgerichts- 
nd Freundschaftsvertrag zwischen der Union und Ägypten, mit der die Union 
atürlich die volle Souveränität Ägyptens anerkennt, werden als diplomatischer 
‚egenzug der Vereinigten Staaten gegen die französisch-englischen Geheimverhand- 
ıngen aufgefaßt. 

Coolidge selbst fürchtet die Wirkungen des Kellogg-Paktes im Sinne einer Herab- 
stzung der amerikanischen Wehrmacht. Dem gilt seine klare Erklärung, daß Stärke 
nd Leistungsfähigkeit von Flotte und Armee von den Wirkungen des Paktes unan- 
etastet bleiben müßten, da sie nur als Mittel der nationalen Verteidigung anzusehen 
sien; er glaubt das von vornherein betonen zu müssen, da es nicht ausgeschlossen 
»j, daß der Abschluß des Paktes auf die schwebende Flottenvorlage von ungünstiger 
Virkung sein könnte. Natürlich braucht bei der heutigen politischen Weltlage die 
'nion zu ihrer vollständigen Sicherung eine starke Flotte. Allein diese Tatsache löst 
och immer leicht den Gedanken aus, ob denn Amerika selbst bei einer solchen 
olitischen Konstellation an die Verwirklichung der Paktgedanken glaubt. 

Den letzten Nachrichten zufolge scheint der Wahlkampf zwischen den Re- 
ublikanern und Demokraten ernster zu werden und nicht so aussichtslos für 
ie letzteren zu sein, als es erst scheinen wollte. Mit geschicktem Schachzug hat es 
mith trotz nicht geringer Opposition seiner Parteifreunde verstanden, John J. Raskob, 
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den Vorsitzenden des Finanzausschusses der General Motors Corporation, zum Chai 
man des demokratischen Konventes zu wählen und damit sich schon in der Perso 
des für die Wahlmaschinerie einflußreichsten Mannes der Großindustrie sehr ga 
nähert. Das gleiche gilt von dem stärkeren Bekenntnis zum Schutzzoll. Starke Sym 
pathien kommen den Demokraten zudem aus den Farmerkreisen des Mittelwestens zu 

Es ist in höchstem Grade erfreulich, daß immer mehr Stimmen laut werden (wi 
werden in Bälde in einem Artikel von Dr. Grotkopp in dieser Zeitschrift eingehe m 
der auf dieses Problem zurückkommen), die vor einer Überschätzung der Kapitall 
macht der Vereinigten Staaten warnen. Das Wort vom allmächtigen Gläubigeı: 
staat, das von der Schuldversklavung Europas, der Welt an Amerika, ist nun einma 
geprägt, und es ist zunächst nicht übermäßig viel Aussicht, daß man diese und ähn 
liche Schlagworte in weiteren Kreisen auf ihre tatsächliche Geltung prüfen wira 
Ist doch erst auf dem Kongreß der sozialistischen Internationale in Paris errechna 
worden, daß die Vereinigten Staaten ı5 Milliarden Dollar im Ausland angeleg; 
hätten, daß schon jetzt an die Union jährlich drei Milliarden Dollar Zinsen zu zahles 
seien, was einem Jahreslohn von fünf Millionen Arbeitern entspräche. Ist das nich 
die klarste Form solcher Schuldversklavung? Daß das nur ein sehr einseitiger, ten 
denziöser Schluß ist, der gezogen worden ist, lehrt die Zahlungsbilanz von 1927, dil 
das Handelsdepartement herausgegeben hat. Eine kritische Musterung dieser Zahlungs 


‚ 


bilanz lehrt, daß nur ein Teil des an alle Welt geliehenen Geldes aus Amerika selb« 
stammt. Der weitaus größte Teil fließt den Vereinigten Staaten erst aus der Welt zu 
vor allem aus Europa. Es ist nicht zu bestreiten, daß die Union eine gewaltige 
Kapitalausfuhr hat; es darf aber auch nicht vergessen werden, daß ihre Kapitaleirı 
fuhr ebenfalls sehr groß ist. Während z. B. im Jahre 1927 der neue Kapitalexpo» 
ins Ausland 2685 Mill. Dollar ausmachte, belief sich auch der Kapitalimport au 
2014 Mill. Dollar. Zum gar nicht unwesentlichen Teil leihen die Vereinigten Staates 
fremdes Kapital aus. Wenn man sich dessen klar wird und die amerikanischl 
Zahlungsbilanz demnächst noch etwas spezieller nachprüft, dann verschwindet da 
amerikanische Gespenst, das zu leicht mit sentimentalen Finanzbetrachtunge: 
zitiert wird. 

Vom dritten Feld des Interesses der Vereinigten Staaten, von Ostasien, gilt es übe 
die Beziehungen der Vereinigten Staaten zu China zu berichten. Die Aner 
kennung der Nankingregierung durch Amerika steht bevor. In Vorbereitung daz: 
hat Amerika am 26. Juli einen Vertrag abgeschlossen, in dem alle bisher zwische: 
den Vereinigten Staaten und China getroffenen Abmachungen, die sich auf Zollsätz« 
Ausfuhr und Einfuhr von Waren, Rückzölle, Tonnagegebühren und Transitzölle ii 
China beziehen, annulliert und außer Kraft gesetzt werden. Der Grundsatz völlige 
nationaler Zollautonomie wird angenommen unter der Bedingung, daß jeder da 
beiden Staaten im Gebiet des anderen in Bezug auf die erwähnten Punkte nich 
schlechter gestellt ist als irgendein anderer Staat. Amerika erkennt damit die Zol! 
autonomie Chinas an und fordert als einzige Gegenleistung die Meistbegünstigung 

Die Scheidung von Staat und Kirche in Mexiko hat schon seit langer Ze! 
zu schweren inneren Zuckungen geführt. Zu ihnen gehört anscheinend auch di. 
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Ermordung Obregons, die nach dem Geständnis des Mörders aus religiösen Gründen 
rfolgt ist, durch die kirchenfeindliche Politik der Regierung veranlaßt worden sein 
a Selbstverständlich darf der Erklärung Glauben geschenkt werden, daß die Geist- 
ic keit als solche an dem Mord nicht beteiligt ist. Immer mehr verdichten sich 
ıber die Zeugnisse, daß der Mordanschlag von einem kirchlich gesinnten Ver- 
ch wörerkreis ausgegangen ist, in dem anscheinend die mitangeklagte Nonne Maria 
Concepcion Treja eine führende Rolle gespielt hat. Das Land ist im Gefolge des 
Attentats ruhig geblieben. Calles hat in der Ämterverteilung unter dem Einfluß des 
Todes von Obregon den Obregonisten weitgehende Konzessionen gemacht, vermutlich 
am die Partei für den Vorschlag seines Nachfolgers zu gewinnen. Denn es scheint, 
laß er nach Ablauf seiner Amtsperiode zurücktreten wird. Man spricht von Aron 
Saenz als Nachfolger. Mexiko ist vom Völkerbund zur Teilnahme an dem Welt- 
wirtschaftskongreß aufgefordert worden. Es wünscht aber nach wie vor keine Auf- 
nahme in den Völkerbund. 

Dem im Spätwinter durch Unruhen gefährdeten, aber durch ein kraftvolles Durch- 
greifen seines Präsidenten Gomez befriedeten Venezuela wird durch zwei Bot- 
schaften seines Staatsoberhauptes an die Senatoren und die Abgeordneten program- 
matisch der Weg zu weiterem wirtschaftlichen Aufstieg gewiesen. Programmpunkte 
iind: unbedingte politische Neutralität bei außenpolitischen Konflikten, Schutz der 
Landwirtschaft und der Arbeiterschaft, Schaffung einer Landwirtschaftsbank und 
Gründung einer Arbeiterbank, die Arbeitern und Handwerkern Siedlungsmöglich- 
keiten erschließen soll, schließlich Schaffung eines Freihafens in der Bucht von 
Turiamo. Freilich sind dort sowohl der Hafen wie die Verbindung zum Hinterland 
anzulegen. 

Infolge einer sonderbaren Cliquenwirtschaft des Kolonialfranzosentums in Guayana 
ist es dort zu an sich unbedeutenden Unruhen gekommen, die immerhin die Ent- 
sendung von Ordnungsmannschaften (Matrosen und Gendarmen) von Martinique 
notwendig machten, denen vielleicht noch solche von Guadeloupe folgen werden. 
Interessant an diesem Tatbestand ist eigentlich nur der Einblick in die schwache 
Herrschaftssiruktur des französischen Kolonialbesitzes in Amerika. 

Blutig niedergeschlagen wurde auch ein Putschversuch in Ekuador, der Mitglieder 
der liberalen Partei als Urheber hatte und die Wiederherstellung einer verfassungs- 
mäßigen Regierung verhindern wollte. Die Rädelsführer sollen hingerichtet worden 
sein; die Ordnung werde aufrechterhalten. 

Costarica endlich hat eine verfängliche Frage an den Völkerbund gerichtet, in 
der um klare Definition der Monroedoktrin gebeten wird. Von der Antwort will die 
Republik ihre Rückkehr in den Völkerbund abhängig machen. In der Union be- 
trachtet man diesen Schritt als Symptom der Aggressivität Lateinamerikas und meint, 
daß vermutlich Argentinien als Hintermann die Hand im Spiele habe. 
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ALFRED Vagts: j 
DER STEVENSON-PLAN: GLÜCK, ENDE UND WIRKUNGEN I 


“ Als wir vor zwei Jahren an dieser Stelle*) von den Auseinandersetzungen zwischen 
der U.S.A., als dem ersten Verbraucherland für Rohgummi, und Großbritannien, , 
als dem hauptsächlichen Produzenten, handeln durften, hatten diese zeitweilig die: 
Schärfe und den Wortreichtum interfamiliarer Dispute über Geldfragen ange-- 
nommen, um dann mit sinkenden Preisen für Rohgummi zu verstummen. Auff 


amerikanischer Seite hatte Handelssekretär Hoover, der schon damals an dies 


Präsidentschaftsnomination dachte, unter Aufgebot der öffentlichen Meinung des 
eigenen und des Auslandes — als sei die Weltmeinung das ökonomische | 
gericht! — versucht, England — Regierung und Volk — davon zu überzeugen, vo 
ihr Stevenson-Schema, das die Kautschukausfuhr aus ihren Besitzungen im mittlere 
Osten regulierte, nur allzu sehr angetan sei, den eben erst von kriegs- und nach- 
kriegswirtschaftlichen Hemmungen sich freimachenden Welthandel neuerdings zuu 
behindern. Weder dieser indirekte Appell noch die direkten diplomatischen Vor 
stellungen des amerikanischen Botschafters in London hatten vermocht, die RN 1 
lische Regierung zur Aufgabe ihres Standpunkts zu bewegen. Sie beharrte bei demi 
Stevenson-Schema und dem Entschluß, mit dem sie bei den Rohgummiproduzenten,: 
wenn auch nicht bei der gummiverarbeitenden Industrie des Landes — die jedocht 
nur höchstens 10°/, der Weltproduktion aufnimmt — bei einer konservativ-sozialisti- 
schen Mehrheit im Parlament und bei den Besitzern von Rubber-Shares Beifall fand. 
den Plan sich bewähren zu lassen. Sie hat seit den Konfliktsjahren 1925—26, nac 
Erhöhung des ursprünglichen Grundpreises von I s. 3d. auf ı s. 9.d. für das Ib... 
an ihm festgehalten und hat der Preisbewegung entsprechend die Ausfuhrmengem 
(zuletzt 60°/, der Standardproduktion) reguliert, bis am 4. April dieses Jahres 
Baldwin für seine Regierung im Unterhaus die Erklärung abgab, daß sie zum 
ı. November den Plan aufheben werde. Was in diesem Zeitraum von 2 Jahrem 
die beteiligten Regierungen, Kapitalien, Meinungen getan und erreicht haben, um 
ihre Kautschukpolitik, deklariert und nichtdeklariert, zu verwirklichen, wo und 
weshalb ihre Pläne gescheitert sind, soll in der Folge Darstellung finden. 

Die amerikanische Regierung hat, nach Auskünften Chamberlains im Unterhaus 


vom 20. Februar und 8. März 1928, zum mindesten in den 12 Monaten vor diesem 
*) Zeitschrift für Geopolitik, August 1926, S. 631—649. 
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Datum keinerlei diplomatische Vorstellungen mehr beim Foreign Office in der Kaut- 
chukfrage unternommen und somit das Kapitel Kautschukdiplomatie einstweilen 
ibgeschlossen sein lassen. Auch die sonstigen von ihr eingeleiteten Maßnahmen und 
ron ihr gemachten Anregungen sind nicht angetan, ihr den Sieg, zumindest nicht den 
rollen Sieg, über den Stevenson-Plan zuzuschreiben, auch wenn die Inkubationszeit 
ler einen oder anderen von ihr veranlaßten Maßnahmen noch nicht abgelaufen ist. 
Der mitten in der Zeit der Kautschukdisputationen mit Auftragsschreiben des 
Präsidenten Coolidge nach den Philippinen entsandte Bankier und Colonel Carmi 
\. Thompson, aus Cleveland in Ohio, dem Staat, der an die 90°/, des gesamten 
n den Vereinigten Staaten verarbeiteten Rohgummis aufnimmt, hat im Dezember 
'926 seinen Bericht erstattet über — und d. h. gegen — die Tunlichkeit der baldigen 
sewährung der Autonomie für die Philippinen, die diese Inseln unter Wilson um ein 
seringes schon erhalten hätten*). „Amerika darf diese Inseln nicht dem Risiko einer 
ınabhängigen Existenz überlassen, ohne zuvor Maßnahmen getroffen zu haben, 
lie es ihnen ermöglichen, dem wirtschaftlichen Wettbewerb oder der politischen 
\ggression stärkerer Nationen standzuhalten“, heißt es in der verdeckungsideo- 
ögischen Sprache des Mandatsımperialismus in seinem Bericht an den Präsi- 
lenten; die Anlage von Gummibaumpflanzungen seitens der Bewohner der Philip- 
iinen wird als eines der wirtschaftlichen Mittel bezeichnet, die angetan seien, die 
olitische Vollautonomie vorzubereiten. Als sozusagen erzieherische Institution, um 
nit ihrer Hilfe die Eingeborenen zur Aufnahme der Kautschukkultur zu bewegen, 
vird die Anlage einzelner Großplantagen angeregt, denen zuliebe die seit der 
Wilsonschen Zeit der philippinischen Legislatur unterstellte Landgesetzgebung, 
lie umfangreichen Landbesitz und Pachtungen ausschließt, gegebenenfalls ab- 
‚eändert werden müsse. Zu einer solchen, sozusagen vom größten aller Roh- 
'ummiverbraucher unter den amerikanischen Bundesstaaten gewünschten Amen- 
lierung ihrer Landgesetzgebung, die sich besonders auf das umfangreiche ehe- 
nalige spanische Kronland beziehen würde, haben sich die Filippinos bisher 
icht bereit gefunden. Die für die Gewinnung von 75 000—80000 t Rohgummi, 
las wäre rund ein Viertel des amerikanischen Jahresbedarfs, benötigten Arbeits- 
räfte glaubt Thompson auf den Inseln selbst oder in deren unmittelbarer 
Jachbarschaft verfügbar. Er verschweigt jedoch die Hindernisse ın der Arbeiter- 
jeschaffungsfrage, die ein auf Grund eines achtmonatlichen Studiums an Ort und 
itelle erstatteter Sachverständigenbericht des Department of Commerce”) fest- 


*) Eine Übersetzung des Berichts in den Europäischen Gesprächen, Januar 1928, S. 43—50. Alfred 
agts, Kautschukpolitik. — **) Department of Commerce. Bureau of Foreign and Domestic Commerce. 
rude Rubber Survey. Trade promotion Series No. 17° Possibilities for Para Rubber Produktion in 
ıe Philippine Islands. Washington 1925. 
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stellt: Die Bestimmungen gegen die Einwanderung chinesischer Arbeitskräfte 
nach den Philippinen, ebenfalls der Befugnis der philippinischen Legislatur! 
unterstellt — und die bis jetzt nicht überwundene Abneigung des eingeborenen 
Arbeitsmannes gegen die in diesem Plantagenbau unbedingt erforderte regel-; 
mäßige Arbeit. 4 

Im allgemeinen haben die im Auftrag des amerikanischen Kongresses seit 1923 
von Beamten des Handelsdepartements vorgenommenen Untersuchungen über di 
mögliche Gewinnung von Kautschuk in „nichtbritisch kontrollierten Gebieten“ 
nicht Resultate gezeitigt, die es für amerikanisches Kapital, zu dessen Anleitun; 
sie bestimmt sind, verlockend machen, zur eigenen Gewinnung von Kautschuk über- 
zugehen. Der Anteil der wenigen in amerikanischem Besitz befindlichen Plantag 
an der Weltproduktion von Rohgummi beläuft sich nach wie vor auf höchsten 
30/,; amerikanisch kontrolliert sind von einer gesamten zapfreichen Anbaufläch 
von 4750000 acres zusammen nur 105000 acres, wovon 3/, in Holländisch-Ost 
indien gelegen sind. Ihre Eigentümer sind Selbstverbraucher, Hersteller von Auto 
mobilreifen, zu deren Herstellung 84°/, des gesamten amerikanischen Bedarfs be 
nötigt werden. Zwar stellen die meisten Berichte des Hooverschen Departements 
fest, daß für die Rohgummigewinnung nach Bodenbeschaffenheit und Klima günstige 
Anbaugebiete sowohl im mittleren Osten (mit Ausnahme Ceylons und Javas, 
die geeigneten Ländereien vergeben) wie im tropischen Amerika und Afrika ver- 
fügbar sind, daß es jedoch, besonders im mittleren Osten, zunehmend schwieriger 
wird, Ländereien mit günstiger Verkehrs- und Verschiffungsgelegenheit zu er- 
werben, daß in den anderen potentiellen Produktionsgebieten solche Gelegenheite 
noch fast ganz fehlen. In der Mehrzahl der lateinamerikanischen Staaten schließt 
die Konzentration der Bevölkerung in den höheren, für den Kautschukplantagen+ 
bau nicht geeigneten Lagen, die auch sonst bestehende relative Knappheit a 
Arbeitskräften, die besonders von den Kaffee- und Banenpflanzern gezahlten, das 
Maximum der im mittleren Osten gezahlten Löhne (bis zu 35 c. am. pro Tag 
weıt übersteigenden Lohnsätze den Wettbewerb mit dem Rohgummi des mittlere 
Östens aus. Die für die Gewinnung von Rohgummi im tropischen Amerika 
nördlich des Aquators unter den- Bedingungen von 1925 errechneten Koste 
würden sich auf 32 c. per lb. belaufen gegen 18—20 c. auf Plantagen des mitt 
leren Ostens. Der Importation von Chinesen steht in den lateinamerikanische 


Teilen laut dem Bericht über diese Zone „eine ziemlich starke Abneigung“ i 


Wege). 


sy) Depar tment of Commerce etc. Trade Promotion Series No. 40: Possibilities for Para Rubbe 
Production in Northern Tropical America. Washington 1926. 
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Die ins Amazonasbecken, das älteste Versorgungsgebiet*), entsandten Be- 
amten Hoovers gelangten in ihrem Bericht zu einem nicht viel günstigeren Pro- 
snostikon für den prospective investor aus den Vereinigten Staaten**). Zwar seien 
m Vergleich zum mittleren Osten die dortigen klimatischen Bedingungen dem 
Anbau ebenso günstig, an einzelnen Orten sogar günstiger; doch sei der Regen- 
fall weit weniger vorteilhaft über das Jahr verteilt, der Arbeitsmarkt für größere 
Unternehmungen ungünstig, wenn auch der Arbeiter in Brasilien, Bolivien und 
Peru dem im mittleren Osten neben dem chinesischen Arbeiter vielfach verwen- 
deten Tamilen mindestens gleichkomme und jede Art von schwerer Arbeit zu 
leisten imstande sei. In Brasilien hätten sich sowohl die Bundesregierung wie auch 
lie Regierungen der drei hauptsächlich interessierten nördlichen Bundesstaaten und 
der anderen ins Amazonasbecken sich erstreckenden Staaten ihre Bereitwilligkeit 
kundgetan, „mit ausländischen Investoren zusammenzuarbeiten, indem sie die vom 
Kapital erforderten Garantien und gewisse Vergünstigungen oder Erleichterungen 
bei Kapitalsanlagen zusagten. Die von Hoovers Department ermittelten Tatsachen, 
die zumeist auch den Engländern bekannt gewesen sein dürften, und zwar schon 
bevor es seine Kampagne gegen ihren Stevenson-Plan angefangen hatte, charakte- 
risieren einen Teil seiner Drohungen, die Vereinigten Staaten in der Robgummi- 
versorgung von England unabhängig zu machen, als nicht viel mehr denn Bluff: 
Keinerlei amerikanisches Kapital hat sich in den spanisch-portugiesischen Sukzessions- 
sebieten zur Anlage von Kautschukpflanzungen entschließen können. 

Dagegen hat im dunkelsten der Erdteile amerikanisches Kapital die Selbstver- 
sorgung aufgenommen. Bis 1912, dem Wendejahr der Kautschukproduktion, seit 
welchem der Pflanzungsgummi in der Weltproduktion überwiegt, war Afrıka das 
nächst Brasilien wichtigste Produktionsland gewesen; in den Jahren 1906 und 
1910 waren von dort je 20000 t, zumeist Wildkautschuk, zur Versendung ge- 
langt; 1923 waren die afrikanischen Versendungen auf 3730 t herabgegangen, 


*) In diesem Zusammenhang möchte eine Reminiszenz aus der kombinierten Geschichte der Ver- 
sinigten Staaten und der Kautschukindustrie am Platze sein. ı839 hatte der Amerikaner Goodrich 
die Vulkanisierung des Kautschuks entdeckt, die dessen mannigfache Verwendung erst ermöglichte. 
Die britische Armee in Indien (1846—47) benutzte Pontons aus Kautschuk, die amerikanische Armee 
im Mexikanischen Kriege von 1848 mit Kautschuk imprägnierte Zelte usw. Der Bedarf an Kaut- 
;schuk stieg rapid und die Sicherstellung dieses Bedarfs erscheint unter den Motiven für die von 
den damaligen Expansionsgelüsten der Südstaaten der Union geförderte Expedition von Schiffen der 
merikanischen Flotte nach dem Amazonas (1852), der dem internationalen Verkehr geöffnet werden 
sollte. Vgl. des näheren M. F. Maury: Letters on the Amazon and Atlantic Slopes ot South Amerika. 
1853; ferner einen Aufsatz Maurys: „Direct foreign trade of the South“ in De Bows Reviesse, 
Februar ı852, S. 1ı26ff. Maury ist der von Alexander von Humboldt so benannte Vater der Meeres- 
kunde (The Physical Geography of the Sea. 1856). — *) Department of Commerce etc. Trade Pro- 
motion Series No, 23: Rubber Production in the Amazonas Valley. Washington 1925. 
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1927 auf nur 6700 t gestiegen. Längs den Küsten vorherrschende Zyklone ver- 
weisen den Anbau von Gummibäumen ins Innere, womit die Transportschwierig | 
keiten gegeben sind. Insgesamt 38.000 acres sind im äquatorialen Gürtel mit Heve 
brasiliensis bepflanzt, neben der sich die übrigen Gummipflanzen, die zuamm 
ein erheblich größeres Pflanzungsgebiet repräsentieren, minder gut bewährt haben 
Die Mehrzahl der afrikanischen Kautschukpflanzungen stellt Gemischtfruchtan- 
lagen dar, und nur diese Tatsache hat in vielen Fällen den Pflanzern das Durch- 
halten in den Krisenjahren ermöglicht. Unter den ausschließlich der Gummi-: 


gewinnung zugewendeten afrıkanischen Pflanzungsunternehmen befand sich di 


von Sir Harry Johnston und anderen Engländern gegründete Liberian Develo 
ment Co. mit einer Tochtergesellschaft, der Liberian Rubber Corporation, Ltd.. 
die als erste 1905 den Anbau von Hevea brasiliensis in Liberia aufgenommen hatte 
Diese Gesellschaft war in Abwehr des damals wachsenden deutschen Wirtschafts 
und damit wohl auch politischen Einflusses in Liberia, wo deutscher Handel eng- 
lischen Handel zu verdrängen drohte, (1908 58°/, der liberianischen Ausfuhr in deut 
schen Schiffen) gegründet worden, mit englischem Kapital und unter Garanti 
leistungen der liberianischen Regierung, auf die beim Zusammenbruch der eng 
lischen Gesellschaft deren Schuldenlast abgerollt wurde. Die erteilte Landkonzession, 
von der 1100 acres mit Gummibäumen bepflanzt waren, fiel 1918 an die liberianisch 
Regierung zurück, die ihrerseits diese Pflanzung an die Firestone Plantatıon Co., ein 
Tochtergesellschaft der in Akron, Ohio, domizilierten Firestone Tire and Rubber Co,,, 
vergab. Diese nahm die Zapfung wieder auf und exportierte 1925 166 t aus dem Frei 
staat als geringen Beitrag zur Deckung des Bedarfs der eigenen Werke und de 
Union. Darüber hinaus ist die Firestone Co. zur Inangriffnahme größerer Pflanzungs 
unternehmen in Liberia geschritten; nach eigenen Angaben sind die Rodungs 
arbeiten an zwei Plantagen im Umfange von je 50.000 acres aufgenommen worden. 

Dank einem amerikanischen Afrikareisenden mit vorzugsweise politischen In 
teressen, Mr. Raymond Leslie Buell von der New Yorker Foreign Policy Association, 
wissen wir auch von den politischen Begleitumständen der sich insgesamtauf ı Millio 
Acres erstreckenden Konzession für die Firestone Co.*). Ihre Vertreter waren mit! 
Empfehlungen des Handels- wie des Staatsdepartments ausgerüstet — in letztere 
spielt, wie der Reparationsagent Mr. Parker Gilbert einmal bewundernd gesagt! 
hat, Mr. Hoover wie in anderen Departments der amerikanischen Regierung neben 
bei den Unterstaatssekretär, so groß ist sein überdepartmentaler Einfluß — 1924, 


*) Vgl. Buells Artikel „Mr. Firestones Liberia“ in der New York Nation vom 2. Mai 1928; fü 
das Folgende vgl. ferner einen Artikel des amerikanischen Negerführers W. E. Burghart DuBoi, 
„Liberia and Rubber“. New Republic vom ı8. November 1925. il 
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ach Monrovia gekommen, um dort den Möglichkeiten des amerikanischen Kaut- 
chukeigenwuchses nachzuforschen. Man gelangte nach längerem Verhandeln 1925 
u mehreren Abkommen mit der Regierung Liberias, das sich seit seiner Grün- 
ung durch amerikanische Philanthropen im Jahr 1819 zum Glück für seine Eigen- 
zistenz fast durchwegs der Patronanz der Vereinigten Staaten erfreut hatte, und 
ereinbarte, da nach der liberianischen Verfassung kein Nichtliberianer Land er- 
verben kann und nur Schwarze zur Naturalisierung zu gelassen sind, eine 99- 
ährige Pachtung von 1000000 acres für den Kautschukbau geeigneten Landes 
jegen eine jährliche Pacht von 6 c. für jeden unter Anbau befindlichen acre 
ind eine Ausfuhrabgabe von ı°/, ad valorem auf den von der Firestone Co. 
ach Ablauf von 6 Jahren ausgeführten Kautschuk. Weiter verpflichtete 
ich die amerikanische Gesellschaft, genauer gesagt, eine von ihr vorgeschobene 
inance corporation of America, zur Beschaffung einer 1°/,igen $ 5 Millionen- 
Anleihe, an Stelle eines Liberia früher, September 1918, von der amerikanischen 
egierung zur Verfügung gestellten, ihm aber dann vorenthaltenen $ 5 Millionen- 
{redits, von dem Liberia nıcht mehr als die Unkosten für seine Delegation auf der 
"riedenskonferenz von 1919 hatte decken dürfen. Von dieser Anleihe sollen zu- 
lächst 50°/, zu einem Ausgabekurs von 90 begeben werden. Als Sicherheit dienen 
lie liberianischen Zolleinnahmen, die unter Aufsicht eines vom amerikanischen 
Präsidenten zu bestellenden amerikanischen finanziellen Ratgebers und weiterer von 
liesem Ratgeber mit Zustimmung des Staatsdepartements zu berufender Zoll- und 
Steuerkontrolleure einzuheben sind. Aus dem Ertrag der Anleihe hat Liberia so viele 
ılte Schulden, auswärtige und innere, abzutragen, und zwar zu pari, daß ihr für pro- 
Juktive Zwecke nicht viel übrigbleiben wird. Weniger die Bedingungen dieser An- 
eihe als vielmehr die Ankündigung der Firestone Co. in ihrem Hausorgan, daß sie 
aach und nach 30000 Amerikaner im Freistaat zu beschäftigen gedenke, machte 
lie Parlamentarier Liberias um die Selbständigkeit ihres Landes besorgt. Um zu 
verhindern, daß sie „an den weißen Mann“ verkauft würden, beschlossen sie An- 
fang 1927 verschiedene Zusätze zu den Abkommen mit der Firestone Co., die die 
Höchstzahl der von der Gesellschaft zu beschäftigenden Amerikaner auf 1500 be- 
schränkten und Änderungen an den Anleihebedingungen vorsahen. Die Gesellschaft 
stellte daraufhin die von ihr begonnenen Aufräumungsarbeiten zeitweilig ein, und 
las Staatsdepartment rief seinen schwarzen Gesandten in Monrovia ab, der dort 
vielleicht allzu starke Rassensympathien und nicht genügend Sorge urn die ameri- 
kanische Versorgung mit Rohgummi gezeigt hatte; ein neuer für diesmal weißer 
Gesandter der Union vermochte die Firestone Co. zu bewegen, die Mehrzahl der 


liberianischen Abänderungsvorschläge zu akzeptieren und die schwarzen Staats- 
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männer zu überreden, ihrerseits in die von der Gesellschaft gewünschte Geg on- 
bedingung zu willigen, wonach sich Liberia verpflichtete, innerhalb der nächster 1 
20 Jahre keine Konvertierung der 7°/,igen Schuld vorzunehmen, auch wenn sicht 
etwa eine solche Möglichkeit der Verbilligung bieten sollte. Das Anleihe-Abkomment 
ıst daraufhin am ı. Juli 1927 in Kraft getreten. 

In einem der Abkommen heißt es, daß die liberianische Regierung „die Be- 
mühungen des Konzessionärs, eine angemessene Zahl von Arbeitskräften zu er-- 
langen und aufrechtzuerhalten, ermutigen und unterstützen wird“. Allerdings; 
heißt es in dem vom Handelsdepartment erstatteten Bericht über die Möglich- 
keiten des Anbaus von Kautschuk in Afrika: „Die für die Kulturen heranzu- 
ziehende Bevölkerung ist in der Hauptsache damit beschäftigt, den eigenen Be 
darf an Nahrungsmitteln zu bauen. Eine irgendwie beträchtliche Anzahl von ihnen 
dazu zu bewegen, eine völlige Umstellung ihrer Lebensweise vorzunehmen, würde 
ein hohes Maß von Diplomatie auf seiten derjenigen Arbeitgeber erfordern, die 
sich ihrer Dienste versichern wollen“*). Vielleicht genügt es, für die hier er- 
forderte mühselige Arbeitgeber-„Diplomatie“ das diplomatische Einvernehmen 
zwischen den Regierungen zu substituieren, in dessen Konsequenz allerdings 
Methoden der Eingeborenenbehandlung zu liegen scheinen, die andere Kolonial- 
regierungen eben abzuschaffen am Werke sind, indem sie an die Stelle der Zwangs 
arbeit und des Plantagensystems die dem Eingebornen zu eigen gehörende Rlein- 
wirtschaft treten lassen. Sollte es so sein, daß diese zu organisieren nicht im Zuget 
und in der Methode des amerikanischen Großbetriebes liegt? 


*) Trade Promotion Series, Nr. 34, S. 130. 
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BERNHARD SCHEICHELBAUER: 
DER KAMPF UM DIE JUGOSLAWISCHE KÜSTE 
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Wer im kroatischen Küstenland und in Dalmatien reist, begegnet den Erschei- 
ungen des stillen, aber erbitterten Kampfes zwischen Italien und J ugoslawien 
uf Schritt und Tritt. Es gibt keine Zündholzschachtel zu kaufen, die nicht den 
fahnruf der jugoslawischen „Adria-Wacht“ trüge: „Cuvajmo nase more“ 
- „Hüten wir unser Meer!“ — und italienischerseits versäumt man keine Ge- 


enheit, jenen Satz zu zitieren, den einst der Cavaliere Paolo Boselli auf einem 
ongreß des Vereines Dante Allighieri in Pallanza gesprochen hat: „Niemand 
n die Wellen unseres Meeres beschwichtigen, die, wo sie immer branden 
Ögen, stürmisch branden: es lebe Italien!“ Dem entflammten Nationalgefühl der 
einten südslawischen Völker, das die breite Masse der Bewohner erfüllt, er- 
ächst in dem Ausbreitungs- und Eroberungswillen des kulturell und wirtschaft- 
stärkeren Italienertums ein zäher und erfolgreicher Gegner. Es ist weniger 
€ Erinnerung an die Besitztümer Roms auf dalmatinischem Boden, die zur Be- 
ündung der italienischen Ansprüche in historischer Hinsicht herangezogen wird, 
s das Erbe der Republik Venedig. Nicht uninteressant ist es zu sehen, daß die 
hnsucht Italiens am stärksten auf jenes Gebiet gerichtet ist, das der eigentliche 
tvenezianische Besitz in Dalmatien war: das sog. „vecchio acquisto“ — die „alte 
rwerbung“ —, die das Landgebiet zwischen Zara, Novigrad, Salona, Clissa und 
n Strich zwischen diesem festen Platz und Spalato umfaßt. Zara ist denn auch 
ute der Punkt, von dem aus die gesammelten politischen und wirtschaftlichen 
ergien des Italienertums in das mittlere Küstengebiet ausströmen. 

Wie bedeutend die Rolle Italiens im wirtschaftlichen Verkehr mit Dalmatien 
, verdeutlichen einige Ziffern aus der amtlichen Statistik des jugoslawischen 
everkehrs für 1925. Danach beträgt der Gesamtwarenverkehr zur See mit dem 
uslande 13788074 Meterzentner. Die Gesamteinfuhr beläuft sich für dieselbe 
it auf 3072763 Meterzentner. Davon lieferte Italien 860300 Meterzentner, 
gland 1 442.980 Meterzentner. Italien steht nur deswegen hinter England, weil 
eses fast die gesamte Industriekohle liefert. In der Ausfuhr, die sich insgesamt 
f 10705311 Meterzzentner beläuft, nimmt es aber mit 5 711.286 Meterzentnern 
le erste Stelle ein. In Prozenten ausgedrückt ist der italienische Anteil am ge- 
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samten jugoslawischen Seeverkehr des Jahres 1925 62°), und zwar 31°), der 
Einfuhr und 70,8°/, der Ausfuhr. — Bedenkt man weiter, daß die Zementindustrie: 
die Auswertung der Wasserkräfte, ein bedeutender Teil des Bankwesens usw. in 
italienischer Hand sind, so kann man sich eine beiläufige Vorstellung de 


machen, wie weit die „penetration economique*“ bereits in das dalmatinisch« 


Land eingedrungen ist. 

Es sollen nunmehr die einzelnen Teile des jugolawischen Litoraı 
les einer näheren Betrachtung unterzogen werden. 

ı. Das Gebiet der nordwestlichen Adria von der jugoslawisch-italienische 
Grenze bei Fiume-SuSak bis zur Mündung der Zrmanja in den Morlakischer 
Kanal sowie die diesem Küstenstrich vorgelagerten Inseln Krk (Veglia), Rab (Arbex 
und Pag (Pago) bilden zusammen das „Kroatische Küstenland“. — Des 
Hauptort dieses Gebietes ist die Stadt SuSak, die unmittelbar an Fiume stößt. 

Die Grenzlinie zwischen beiden Städten und zugleich beiden Reichen ist das 
Musterbeispiel einer künstlichen Grenzziehung. Sie folgt zunächst dem Flussa 
Retina, den die Italiener Fiumara nennen, dann der auf der Finmaner Seite ge& 
legenen Kaimauer des „Canale morto“, für die italienischerseits ein Anerkennungs; 
zins von einer Goldlira pro Jahr bezahlt wird. Im weiteren Verlauf einer ad hoo 
gezogenen Mauer, die den Baroßhafen abschließt. Der Verkehr zwischen beide 
Städten geht über eine einzige Brücke, die beiderseits scharf bewacht wird un 
ist naturgemäß mit Schwierigkeiten verbunden, die durch den Mangel an Wohl) 
nungen in Susak noch eine erhebliche Steigerung erfahren. So befindet sich z. 
das große Verwaltungsgebäude der „Jadranska Paroplovidba d. d.“ — der „Adria 
tischen Schiffahrtsgesellschaft“ —, die aus der Zusammenlegung der ehemalige 
Schiffahrtsgesellschaften „Dalmacija“ und „Ungarocroata“ entstanden ist, in Susall 
sämtliche Angestellte aber müssen in Fiume wohnen und täglich viermal di 
Grenzkontrolle passieren. 

Die Bedeutung SusSaks liegt darin, daß es der Hafen Sloveniens und Kros 
tiens ıst. Jugoslawien hat bekanntlich nach langwierigen Auseinandersetzunges 
den sog. Baroßhafen erhalten, der östlich vom großen Fiumaner Hafen liegt u 
seit jeher dem Holzhandel dient. An ihn schließt sich der Canale Morto an, ei, 
durch die Ausbaggerung der alten Flußmündung der Retina gewonnener Raun 
der ca. 130 Küstenfahrzeuge aufnehmen kann. Zwischen dem Kanal und der 
neuen Flußbett erstreckt sich der große Holzlagerplatz Delta Brajdica. Der Hafez 
von Baroß kann acht Schiffe von 5000 bis 7000 t Gehalt fassen. Da er bis zu 
Eröffnung der Bahnlinie Ogulin—Split stets überkomplett war, baute man ein 
210 m lange Riva, die weiteren drei großen Schiffen Platz gibt. Inzwischen i: 


; 
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En Entwicklung, die Susak genommen hat — es war am Seeverkehr des 
ıhres 1925 mit 3316 Schiffen von einer Gesamttonnage von 1045877 Register- 
nen beteiligt —, durch die serbische Tarifpolitik ein Rückschlag eingetreten. 
ie Belgrader Regierung stattete nämlich die vorerwähnte Bahnlinie nach Split 
nd Sibenik mit Tarifen aus, die um 30 bis 35°/, billiger waren, als der Tarif 
ach Susak. Es ergaben sich dadurch trotz des um 200 km längeren Weges nach 
plit Tarifunterschiede von 200 bis 800 Dinar pro Waggon zu Ungunsten SuSaks, 
essen Verkehr daraufhin naturgemäß sofort stark nachließ. Nunmehr ist ein 
nheitlicher Adriahafentarif ohne Rücksicht auf die Kilometerentfernung einge- 
ihrt. Dadurch erhofft sich SuSak, das über alle Voraussetzungen verfügt, die nötig 
hd, um es zu einer mittleren Handelsstadt zu machen, wieder einen Aufschwung. 
' Zu seiner Entwicklung ist jedoch unbedingt die Herstellung einer besseren 
ahnverbindung mit dem Hinterlande nötig. Der Ausbau einer bloß 4o km 
ingen Strecke von Srbski Morawice oder Delnice her würde die Exploitation 
großen kroatischen Walddistriktes um Skrad herum bedeutend erleichtern, 


r schon jetzt über eine gut entwickelte Holzindustrie verfügt, die sich zu ihrem 
Iständigen Ausbau der unterhalb von Skrad befindlichen elektrischen Zentrale 
rüne Quelle“ (1200 PS) bedienen kann. Susak selbst ist der Holzindustrie 
itgehendst entgegengekommen, dadurch, daß es für die großen Lagerplätze im 
elta bedeutende Ermäßigungen in der Miete zugestanden hat. Entgegen einem 
üheren Mietzins von 8 Dinar pro Quadratmeter und Jahr wurde ein solcher 
n 3 Dinar festgesetzt, was auch gegenüber Fiume, das für dasselbe Ausmaß 
d dieselbe Zeit 2 Lire verlangt, eine Ermäßigung auf zirka die Hälfte bedeutet. 
teressant ist ein Blick in den Canale Morto, den Hafen der Küstenfahrzeuge; 
e jugoslawische Seite des Kanals zeigt sich von Seglern überfüllt, die italienische 
st leer. 

Der Verkehr im Hafen von Fiume ist gegen früher natürlich zurückgegangen, 
ch übertrifft er den des SuSaker Hafens immerhin noch um das Doppelte, da 
m Porto Baroß moderne Verladeeinrichtungen und Lagerhäuser mangeln und 
e Italiener bemüht sind, Fiume künstlich zu beleben. Dieses Bestreben findet eine 
nterstützung darin, daß Susak auf die Stromlieferungen aus der Fiumaner 
ektrischen Zentrale angewiesen ist und die Italiener es in der Hand haben, die 
ntwicklung der jugoslawischen Nachbarstadt durch eine entsprechende Regu- 
rung der Strompreise und der Liefermenge zu beeinflussen. Damit ist ein Pro- 
dem angeschnitten, das die wichtigste Lebensfrage des jugoslawischen Küsten- 
bietes berührt: die Ausnützung der Wasserkräfte zur Gewinnung des elek- 
ischen Stromes. 
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2. Für die Kraftgewinnung in Dalmatien kommen hauptsächlich die Krk: 
und Cetina in Betracht. Die Konzession zur Ausnützung dieser Wasserkräfte be 
findet sich in den Händen der Italiener, die durch die „Sufid“ ca. 80000 PS aus 
gebaut haben und die gleichfalls hauptsächlich in italienischer Hand befindlichen 
Industrien Dalmatiens beliefern. Eine besonders wichtige Rolle auch auf dem 
Gebiete des Strombezuges und der Stromversorgung spielt die italienisch gewor! 
dene Stadt Zara. Zur Verdeutlichung ist es nötig, einen Blick auf die in de: 
Öffentlichkeit schon viel besprochenen Konventionen von Nettuno zu werfem 
welche u. a. festlegen, daß bezüglich der Erlangung des elektrischen Stromes 
von den bestehenden Zentralen für die den beiden vertragschließenden Teiler 
— Jugoslawien und Italien — angehörigen Bewohner Spezialvereinbarungen ge: 


troffen werden können, bzw. daß man auf dem Territorium eines der beider 
Staaten im Bedarfsfalle neue Zentralen zu errichten habe. Es müßten dabei von 


den Verwaltungen Konzessionen zur Ausnützung der hydraulischen Kräfte auc 
auf dem Gebiete des anderen Staates gegeben werden, also z. B. einer italienische 
Gesellschaft die Konzession zur Errichtung eines Elektrizitätswerkes auf jug 
slawischem Boden. Der Preis, die Art der Kontrolle und die Zahlung des g 
lieferten Stromes ist einverständlich zwischen dem Lieferanten und den Ve 
brauchern festzusetzen. Der Strompreis wird dabei von allen. Verbrauchssteuer 
die Staat und Gemeinde auferlegen, befreit sein, wenn solche Steuern am Ort 
der Erzeugung und am Orte des Verbrauches nicht in gleicher Weise in Geltun 
sind. Auf den Fall der Stadt Zara angewendet, heißt das: Jugoslawien ist b 
bemüßigt, einer italienischen Gesellschaft die Konzession zur Errichtung ein 
Elektrizitätszentrale auf jugoslawischem Gebiet unter Ausnützung jugoslawisch 
Wasserkräfte zu geben oder einen Teil der in Sibenik vorhandenen elektrische 
Energie an Zara abzuliefern — also die Stadt Sibenik zugunsten Zaras um ele 
trische Kraft zu schmälern — oder eine andere Zentrale in Norddalmatien für dil 
italienischen Bedürfnisse auszubauen, m. a. W. den italienischen Besitz an Wasser 
kräften, der sich derzeit schon auf 80000 PS beläuft, bis auf 100000 PS 
komplettieren. Dabei bleibt es dem italienischen Eigentümer der auf jugosla 
wischem Boden befindlichen Elektrizitätszentrale unbenommen, an Zara me 
Kraft zu liefern, als es mit den jugoslawischen Interessen vereinbar ist, und di 
Lieferung zu einem niedrigeren Preise zu bewerkstelligen, als er für dassel 
Quantum von dem jugoslawischen Interessenten verlangt. 

3. Die Durchführung der vorstehend skizzierten Vertragspunkte über die Elell 
trizitätsversorgung bedeutet eine wesentliche Erleichterung der Industrialisieru 
Zaras, die natürlich einer bedeutenden Schädigung der jugoslawischen Wirt 
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natien und dem breiten Hinterland zufällt. Seine Haupthandelsartikel sind 
lodewaren und Seide, Droguerien, pharmazeutische Artikel, Kolonialwaren, Hüte, 
kegen- und Sonnenschirme, Manufakturen, Lederwaren, Schuhe, Kupfervitriol, 
schwefel, Kaffee, Zucker, Gewürze, Benzin, Naphta, Alkohol, Liköre, Maschinen, 
leinere Apparate, Tabak, Zigaretten, Gold- und Silbersachen und verschiedene 
3ijouterieartikel. Diese Vermittlerrolle wird dadurch gefördert, daß Zara außer- 
ialb der jugoslawischen Zollzone liegt und seine Gewerbekreise im Verhältnis 
u denen der jugoslawischen Handelsplätze minimale Steuern und Abgaben zu 
eisten haben und außerdem noch über langfristige Kredite bei den verschiedenen 
rößeren italienischen Banken, die in Zara ihre Filialen haben, verfügen. Zaras 
/ermittlerrolle wird vielfach durch Schmuggel getätigt, dem die Struktur der 
prenze zu Wasser und zu Land sehr förderlich ist. 

' Ein weiterer Beweis dafür, wie sehr die italienische Regierung bestrebt ist, die 
osition Zaras zu stärken, ist jener Artikel der Konventionen von Nettuno, der 
estsetzt, daß für Waren bis zu 5000 Dinar Wert im Verkehre zwischen Zara 
nd dem jugoslawischen Hinterland dasselbe Prinzip zu gelten habe, das für den 
erkehr zwischen Susak und Fiume maßgebend ist, nämlich: daß die Waren ohne 
ücksicht auf ihre Herkunft und ohne Forderung eines Ursprungszertifikates die 
leichen Vorteile genießen, wie diejenigen, auf die der Minimalzolltarif angewendet 
vird. Es ist damit der Handelskammer von Zara zwar nicht das Recht eingeräumt, 
frtifikate für Waren auszustellen, die aus anderen Gegenden Italiens stammen, 
ber man kann sich die praktische Auswirkung dieser Bestimmungen ja ohne wei- 
eres vorstellen. 

Die Vertragsbestimmungen gehen noch weiter, indem sie Jugoslawien verpflichten, 


ogar für die Verkehrswege Sorge zu tragen, auf denen die italienische Ware 
ns Land fließen soll. Es ist in ihnen die Bereitwilligkeit Jugoslawiens ausgespro- 
hen, einen öffentlichen Automobildienst für Passagiere und Waren zu errichten, 
er Zara einerseits mit Knin, Kistanj, Bribir, Benkovac, Zemunik, andererseits 
ait Obrovac, Zlarin, Zemunik, drittens mit Novigrad Smilci€ und Zemunik ver- 
inden soll. Diese Bestimmung wird von den jugoslawischen Wirtschaftkreisen 
ür gleichbedeutend mit der wirtschaftpolitischen Opferung Norddalmatiens an 
talien angesehen. Nimmt man dazu noch jene Vertragspunkte, welche den Ita- 
ienern, denen es bisher nur gestattet war, ab intestato und ex testamento Liegen- 
chaften zu erwerben, nunmehr die Ansiedelung in bedeutend erweitertem Maße er- 


aöglichen, ihnen erlauben, verschiedene Professionen auszuüben und sich mit 
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Handel und Industrie zu befassen, ferner ihre Banken ermächtigen, Hypothekarrech 
zu erwerben und auf Grund derselben Eigentümer von Liegenschaften zu werden 
so wird die Erregung, die weite Kreise der Bevölkerung wegen der Konventiones 
von Nettuno ergriffen hat, verständlich. Die Italiener betreiben von Zara aus di 
kommerzielle Durchdringung des Landes nach einem wohl ausgebauten Systent 
hinter dem starke ökonomische Kräfte und namhafte Zuwendungen der italien: 
nischen Regierung stehen, die sich Zara allein über die normalen Verwaltungs 
kosten hinaus 18000000 Lire pro Jahr kosten läßt. Daß diese Aufwendungen ohm 
politischen Hintergrund sind, ist bei der ganzen Einstellung der italienischen Psy chi 
wohl kaum anzunehmen. Das Gebiet von Zara stellt zweifellos einen Brückenkoy 
dar, einen ins Fleisch Jugoslawiens vorgetriebenen Pfahl, der dort sehr schmerz 
haft empfunden wird. 

4. Der Gegenpol Zaras und das wirtschaftliche Zentrum des jugoslawi 
schen Küstengebietes ist die Stadt Split, die seit Kriegsende einen ganz um 
gewöhnlichen Aufschwung genommen hat. Die Bevölkerungszunahme in den letzter 
acht Jahren beläuft sich auf 14000 Köpfe, der Verkehr des zu ihr gehörigen Ha 
fenrayons ist von 12626 Schiffen mit 2771768 Registertonnen vom Jahre 19 
auf 15057 Schiffe mit 3954329 Registertonnen im Jahre 1925 gestiegen. Da 
Verkehr mit dem Inlande betrug im Jahre 1925 allein 542800 Meterzentne: 
mit dem Auslande 1531330 Meterzentner für den Spalatiner Hafen. Von des 
insgesamt 14,09 Mill. Meterzentner des Gesamtwarenverkehrs der fünf Haup» 
häfen Jugoslawiens entfielen auf den zu Spalato gehörigen Hafenrayon 7,5 Mill 
d. i. 55°). Split ist also der weitaus verkehrsreichste Hafen, zugleich auch da 
Zentrum der dalmatinischen Schwerindustrie. Es befinden sich dort und in da 
unmittelbaren Umgebung fünf Zementfabriken, die zusammen 90°/, des nach de 
Levante, Indien, Südamerika, und Japan gerichteten Exportes bestreiten. Auße 
Zement wird Karbid in der ungefähren Jahresexportmenge von 800 Waggon 
ausgeführt, Kunstdünger in der Jahresmenge von 2000 Waggons, Kohle 7000 bı 
10000 Waggons, Dupina, und Bauxit zirka 62000 Waggons, Marmor und Stei 
in einer Menge von 2500 Waggons und zwar hauptsächlich nach Nordamerik: 
Maraska ca. 60 Waggons, Arzneipflanzen gegen 100 Waggons, Chrysantheme: 
ca. 70 Waggons. Der Export, der für die Maraschinoerzeugung bestimmten Weich 
seln, der hauptsächlich nach Nordamerika und Hamburg geht, leidet stark unte 
der italienischen Konkurrenz, die süditalienische Weichseln minderer Qualiti 
mit den dalmatinischen vermischt und billiger liefert. Ähnliches geschieht bein 
Wein, der seine früheren Absatzgebiete: das österreichische Litorale, Graz, Wier 
Böhmen, Galizien, verloren hat und hauptsächlich auf den Inlandsabsatz ange 


. 
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wiesen ist. Von einer Gesamtproduktion von 900 000 hl wären mindestens 500 000 
xportfähig. Zwei Drittel der Zementindustrie und die Kohlengruben von Siveri& 
ind in italienischen Händen. Derzeit baut die „Sulfid“ neue Anlagen für Alu- 
niniumerzeugung. 
Die Entwicklung des Spalatiner Hafens steht in innigem Zusammenhang mit 
ler seit Ende Juli 1925 vervollständigten Likabahn, die eine direkte Verbindung 
‚wischen Zagreb und Split herstellt. Besonders günstige Tarife, die der neuen 
Bahnlinie gewährt wurden, trugen das ihrige dazu bei, den Verkehr rege zu ma- 
-hen. Direkte Warentransporte Prag-Split sind nichts Seltenes. Nun befindet sich‘ 
sin Bahnprojekt in Vorbereitung, dem noch viel größere Bedeutung zukommt. 
Bs hat sich ein in der Hauptsache aus südslavischen Emigranten in Südamerika, 
lie dort in der Salpeterindustrie maßgebend sind und für ihre Zwecke auch eine 
sigene Dampfschiffahrtsgesellschaft, die „Jugoslavenska-americansca d. d.“ besitzen, 
bestehendes Konsortium gebildet. Diese Gruppe hat der jugoslavischen Regierung 
len Antrag gestellt, mit Privatkapital eine rein wirtschaftliche Bahn von Belgrad 
zum Meere auf dem kürzesten Wege zu bauen. Die Bahn soll ihren Ausgang von 
Pantevo nehmen und über Belgrad—Valjevo—Zwornik-—Kladanj—Sarajevo—Kon- 
jica—Imotski nach Split führen, sodaß man über eine Trasse von ca. 500 km in 
$1/, Stunden Schnellzugsfahrt von Belgrad ans Meer gelangen könnte. Von Zwornik 
soll eine Abzweigung über Bjelina und Sid nach Backa Palanka führen und dort den 
Anschluß an die Bahnen der Woiwodina, der Kornkammer Jugoslawiens, finden. 
Die Hauptschwierigkeit, die der Durchführung des Projektes der Adriabahn 
entgegensteht, ist politischer Natur. Die Serben stellen der vorbezeichneten Linie 
eine nach Cattaro gegenüber. Doch hat die Bahn nach der Boka Kotorska nur 
politische und strategische, keine wirtschaftliche Bedeutung, aber sie führt über 
rein serbisches Gebiet. Als Deckmantel für das Verlangen des Bahnbaues nach 
Kotor, den übrigens auch der alte Pasic wünschte, dient eine angeblich bei 
der Übernahme der Blair-Anleihe eingegangene gesetzliche Verpflichtung. Vom 
wirtschaftlichen Standpunkt aus ist die Linie nach Split unbedingt vorzuziehen, 
nicht nur deswegen, weil sie bedeutend kürzer ist, sondern auch, weil sie mineral- 
und industriereiche Gebiete berührt, deren Produkte einen lebhaften Verkehr und 
damit die Rentabilität der Bahn sicherstellen. Es kommen hierfür besonders in 
Betracht die bei Slivno in einer Mächtigkeit von 40 Mill. Tonnen direkt an der 
Erdoberfläche auftretenden Kohlenlager, die Eisenerze bei Sarajevo, das Salz bei 
Kladanj und die schon bestehenden, aber noch bedeutend entwicklungsfähigen 
chemischen Holzindustrien. Die so gewonnenen Produkte müßten naturgemäß 


über die neue Bahn nach Split transportiert werden, wo sie nicht nur dem Hafen- 
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verkehr, sondern zum Teil auch der Intensivierung der Industrie zugute kämen. 
Die weitere Folge wäre die Notwendigkeit der Errichtung von Lagerhäusern, des: 
Ausbaues der Hafenanlagen, der Ansiedlung neuer Exportfirmen und Banken: 
und überhaupt erhöhte Arbeitsmöglichkeiten, die zu einer gewaltigen en | 
der wirtschaftlichen Bedeutung der Stadt führen müßten. 

Das Konsortium wünscht die Bahn als Privatbahn zu bauen, mit dem Rechte, 
sie 75 Jahre ausnützen zu können. Dann soll sie ohne Entschädigung an den ju- 
goslawischen Staat übergehen. Sie kann aber auch schon nach 20 Jahren gegen! 
eine zu vereinbarende Entschädigungssumme von ihm abgelöst werden. Das: 
Kapital stellt das Konsortium zur Verfügung, verlangt aber, daß der Staat von! 
89°/, der Kapitalsumme eine 8°/,ige Verzinsung garantiere. Für den Ausbau der 
Bahnlinie und der neuen Hafeneinrichtungen wird ein Betrag von 90 Mill. Dolları 
für notwendig erachtet, Nach vorsichtigen Berechnungen würden sich die laufen-; 
den Erhaltungskosten auf 7 Mill. Dollar stellen, die zu erwartenden Einnahmen: 
auf ı2 Mill. Dollar. Es beliefe sich also die für den Staat zu leistende Zinsen-: 
garantie auf ca. 7 Mill. Dollar, sodaß er im schlimmsten Falle 2 Mill. Dollar 
oder ca. 100 Mill. Dinar draufzuzahlen hätte. An einem nach Ansicht der maß-: 
gebenden Personen aber mit Sicherheit zu erwartenden Gewinn soll der Staat mit: 
einem Drittel beteiligt sein, wenn der Gewinn 9°/, beträgt und darüber hinaus: 
mit der Hälfte von dem, um was er 10°/, übersteigt. Die Wirtschaftskreise Splits 
stellen nun die Frage, ob man dem Staate gerechterweise zumuten könne, die ge- 
forderte Zinsengarantie zu übernehmen, und glauben sie mit aller Entschieden- 
heit bejahen zu müssen. Sie sagen, die öffentlichen Lasten bedrücken das Wirt- 
schaftsleben so sehr, daß das Kapital weggesteuert wird. Es ist dringend notwendig, 
daß die Wirtschaft auf irgendeine Art einen Blutzuschuß erhalte. Beim Ausbau 
der projektierten Bahn müssen nun mindestens 50 Mill. Dollar im Lande ver- 
bleiben, die der Wirtschaft zugute kommen. Die neugeschaffene Arbeitsmöglich- 
keit wird dıe soziale Krise, die sich schon recht unangenehm bemerkbar macht, 
mildern. Gewerbe und Industrie würden befruchtet werden und der Staat würde 
in Form der eingehenden Steuern ebenfalls verdienen, da die Warenumsatzsteuer, 
sowie die Lohn- und Gehaltssteuern ein erhöhtes Erträgnis abwerfen müßten, 
Es ist also das Risiko des Staates kaum nennenswert, der Wirtschaft aber wird 
bedeutend geholfen. Die Entscheidung über das Projekt liegt letzten Endes bei 
der Skuptschina, also bei den politischen Parteien. Sie ist noch nicht mit Sicher- 
heit erkennbar, da der Staat selbst bauen und einen Teil der neuen englischen 
Anleihe dazu verwenden will. Man hofft jedoch, daß eine so vitale Frage des 
Wirtschaftslebens nicht der politischen Rancune zum Opfer fallen wird. 
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5. Da Sibenic (Sebenico) in den Hafenrayon Spalato gehört, so sind von dalma- 
nischen Häfen nur noch Dubrovnik I und II (Ragusa-Gravosa) und Kotor 
jattaro) zu nennen. Letzteres ist Kriegshafen, ist aber auch am Warenverkehr 
:s Jahres 1925 mit 43 600 Meterzentnern für das Inland und 15 730 Meterzentner 
ir das Ausland beteiligt. Dubrovnik, das mit dem Hinterlande durch die Schmal- 
urbahn GruZ-Mostar-Sarajevo-Brod verbunden ist, hatte einen Inlandsverkehr 
ın 163 850 und einen Auslandsverkehr von 1 772550 Meterzentnern. Beide Orte 
aben eine Förderung wohl nur von der Hebung des Fremdenverkehrs zu er- 
arten, der sich in recht guter Entwicklung befindet. Besonders viele Reisende 
it in den letzten Jahren das Deutsche Reich gestellt. Der Personenverkehr zur 
»e wird zu 97°/, von den jugoslawischen Schiffahrtslinien bestritten, deren zweit- 
ößte, die „Dubrovacka Paroplovidba d. d.“, ihren Sitz in Ragusa hat. Die Ge- 
mtzahl der im Jahre 1925 beförderten Personen betrug 787704, dazu noch 
> 006 auf italienischen Schiffen. 

‘6. Auch in dem wichtigsten Erwerbszweig der dalmatinischen Bevölkerung, 
m Fischereiwesen, macht sich die italienische Konkurrenz bemerkbar. Die 
ischereikonventionen von Brioni haben den reichsitalienischen Fischern das 
echt zugestanden, ihre Züge auf die dalmatinischen Gewässer auszudehnen. 
Nerdings sind diese Konventionen auf dem Grundsatze der Reziprozität aufgebaut, 
;er was nützt Reziprozität bei der bekannten Sterilität des Meeres an der ita- 
nischen Ostküste! Es wird natürlich keinem dalmatinischen Schiffer einfallen, 
_ die wenig ergiebigen Fischereigebiete der italienischen Adria zu fahren. Die 
ıjgoslawische Fischereistatistik für das Jahr 1925 nennt 3727 Fischereischiffe, da- 
3n beschäftigt 2 705; 13433 Fischer, davon beschäftigt 10 151. Gefangen wurden 
986 863 kg Fische im Werte von 35 Mill. Dinar, wovon im Inlande 2 025250 kg 
rkauft wurden. Mit Öl verarbeitet wurden 170991 kg, mit Salz 737878 kg. 
Die vorstehend gebrachten Streiflichter auf die wirtschaftspolitische Situation 
almatiens lassen erkennen, daß sich an der jugoslawischen Küste das Vorspiel 
ı eine engere Bindung dieses Gebietes an Italien abwickelt. Die Konventionen von 
ettuno, mit denen sich Ende Juni 1925 die Sküpschtina bereits einmal beschäf- 
st hat und deren Erwähnung jedesmal, so auch im Mai 1928, eine leidenschaft- 
he Agitation weiter und wichtiger Bevölkerungskreise gegen sie hervorruft, 
»ben, wenn sie voll durchgeführt werden, Italien die Möglichkeit, durch ent- 
rechende Regulierung der Einwanderung und Ansiedelung italienischer Staats- 
irger, durch eine Verstärkung der schon vorhandenen mächtigen industriellen 
sition usw. das ganze Land praktisch in eine italienische Kolonie umzuwandeln. 
; ist offenbar, daß das, was sich heute in Dalmatien abspielt, eine Etappe in der 
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Verwirklichung des italienischen Mittelmeerprogramms ist. Triest, Fiume, Zara 
und das wirtschaftlich völlig italienisch gewordene Albanien sind eben die Grund- | 
pfeiler für die Mauer, die nach dem Willen Italiens die Adria zu einem mare clau- | 


sum, zu einer italienischen See, umschließen soll. 
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A. -Körser: 
RÜCKBLICK UND AUSSCHAU AUF DEN BALKAN 


I. 


Die geläufige, jedem Deutschen oder gar jedem Europäer von Jugend auf ein- | 
gehämmerte Ansicht, daß der Balkan der Wetterwinkel Europas sei, scheint nach 
Jahren relativer Ruhe eine neue, an Varianten reiche Bestätigung zu erfahren. 
Die Anzahl derjenigen allerdings, die daraus irgendwann einmal die Konsequenz 
ziehen, sich mit den inneren Zusammenhängen dieser Fragen zu beschäftigen, ist 
in der politischen Öffentlichkeit immer noch gering. Die Kriegserfahrungen des 
Einzelnen wollen heute nicht mehr viel besagen, nachdem die Friedensschlüsse 
des Weltkrieges die Verhältnisse so durchgreifend geändert haben. Eine Erkennt- 
nis freilich haben sie verstärkt: daß der ganz starke orientalische Einschlag auf 
dem Balkan für die Bewohner Mittel- und Westeuropas die an und für sich schon 
großen Schwierigkeiten, sich in Leben und Denken, Sinn und Handeln anderer 
Völker einzufühlen, noch bedeutend vermehren. Die Aufgabe dieses Aufsatzes soll 
und kann nur darin liegen, das Knäuel der augenblicklichen Balkanfragen etwas 
zu entwirren und die in ihnen zutage tretenden Erscheinungen nach ihren ver- 
schiedenen Voraussetzungen und ihrer Bedeutung besonders für die europäische 
Politik zu untersuchen. 

Die Balkanhalbinsel als die östlichste der drei südeuropäischen Landaus- 
strahlungen weist nicht wie die Pyrenäen- und die Apenninen-Halbinsel auf den 
schwarzen Erdteil hin; sie ist vielmehr die Brücke zum asiatischen Kontinent, dem 
sie sich an den oft umstrittenen Dardanellen bis auf Rufweite nähert, zu deın sich 
ferner eine große Zahl von Inseln wie Hüpfsteine im Bach als natürliche Ver- 
bindungsglieder hinziehen. Die Furche des Wardar-Tales mit der Richtung auf 
Salonıkı und der Abzweigung auf Konstantinopel, dann das Donautal sind die 
von der Natur geschaffenen Wege nach Vorderasien. Während England sich aus- 
schließlich auf den westöstlichen Seeweg durch das Mittelmeer stützt, wurde dieser 


Landweg aus dem Herzen Mitteleuropas zum vorderen Orient der Expansions- 


strang, den die deutsche Politik der Vorkriegszeit auszubauen bemüht war. Es; 
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. ergab sıch, daß diese Parallelisierung der Interessen auf ähnliche Ziele zu poli- 
tischen Konflikten führen mußte. Die Gründlichkeit, mit der England das alte 
 Staatsgefüge der Türkei in Europa und Asien zerstörte, den heutigen Status auf 
_ dem Balkan mitschaffen half und in Vorderasien eine interessante, aufeinander 
_ bezogene und durch eine kluge Diplomatie einander ausbalanzierende Staaten- 
kombination aufgebaut hat, ist der nachträgliche Beweis dafür, wie ernsthaft es den 
deutschen Orientvorstoß als auf sein stärkstes weltpolitisches Lebensgebiet vor- 
wachsenden Dorn betrachtet hat. 


. 


, 


Das vielleicht unmittelbarste Balkaninteresse unter den Weltmächten der Vor- 
kriegszeit hatte Rußland, das zwei Jahrhunderte lang in acht Kriegen versucht 
hat, hier auf das Mittelländische Meer durchzustoßen und dadurch den Ausgang 
der Dardanellen in seine Hand zu bekommen, so an ein warmes Meer zu gelangen 
und einen günstigen Ausgangspunkt für seine Beteiligung an Weltwirtschaft und 
Welthandel zu gewinnen. Seit 1878 hatte die praktische Verfolgung dieses Zieles 
| lange geruht; als aber 1905 Japan den russischen Imperialismus im Fernen Osten 
zum Zurückfluten gebracht hatte, zeigten die letzten Jahre vor dem Weltkriege 
besonders in den beiden Balkankriegen ein verstärktes russisches Interesse auf 
- das alte Ziel, vor allem in der Form der panslawistischen Propaganda, also der 
- Weckung des Gemeinschaftsgefühls zwischen Nord- und Südslawen, das auf eine 
politische und wirtschaftliche Interessensolidarität hinzielte. Damit schnitten sich, 
diesmal rechtwinklig, auf der Balkanhalbinsel deutsche und russische Interessen. 
Sie lieferten, durch den slawischen Haß gegen das vordringende Deutschtum der 
österreichisch-ungarischen Monarchie, der die Schüsse von Serajewo auslöste, den 
tragischen Konflikt, der zum Ausbruch des Weltbrandes führte. 

Es ist bezeichnend für das verschobene Weltbild, daß diese vor dem Kriege so 
wichtige Tendenzen heute selbst völlig zurückgetreten und nur noch in ihren 
Folgewirkungen sichtbar sind. Deutschlands Bestrebungen sind verklungen, und 
das sowjettistische Rußland hat diese Traditionen des Zarismus kaum wieder auf- 
genommen. Erst neuerdings taucht in den Unterstützungen der Bauernparteien 
in Südslawien und Bulgarien etwas Ähnliches wieder auf. Was von diesem einst 
die europäischen Kabinette beherrschenden Wechselspielen übriggeblieben ist, das 
ist eigentlich nur ein Nachzittern dieser politischen Fronten in den Balkanländern 


selbst und ihren sehr verwickelten Beziehungen zueinander. 


1. 


Wir können den Zeitabschnitt des Krieges hier übergehen und uns sogleich den 
durch ihn geschaffenen Verhältnissen zuwenden. Die Türkei hat. und auch das 
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erst als Erfolg ihres Freiheitskampfes, nicht mehr als einen Fußtritt auf dem 


europäischen Boden behalten, der die bisherige Hauptstadt, Konstantinopel, ihrer 


Mittelpunktslage völlig beraubt hat. Das Herz der neuen Türkei liegt heute in. 


Asien; die Verlegung des Regierungssitzes nach Angora ist der äußere Ausdruck 
dafür. Bulgarien ist auf den schmalen Ausgang zum Schwarzen Meere beschränkt 
geblieben. Dafür hat Griechenland aus dem Gebiet der Türkei die weite Küste 
von Saloniki bis Gallipoli erhalten, einen strategisch vollkommen unhaltbaren 
Landarm, der zwar gute Häfen hat, dessen Hinterland aber zum wesentlichsten 
Teil bulgarischer Besitz ist. Die eigentlichen Balkangewinner des Weltkrieges sind 
Rumänien und Südslawien. Aus diesem ist durch die Eingliederung Dalmatiens, 
Bosniens, der Herzegowiena, Montenegros, ungarischer Gebiete und des größten 
Teiles von Mazedonien der ansehnlichste und bedeutendste Staat der Balkanhalb- 
insel geworden. Trotz des Anteiles an der Adriaküste ist er allerdings mit der Zu- 
weisung Fiumes an Italien und Salonikis an Griechenland ein Binnenstaat ge- 
blieben. Ebenso ist Rumänien durch die Angliederung von Siebenbürgen und 
Beßarabiens ganz erheblich gewachsen, hat allerdings damit den Charakter eines 
eigentlichen Balkanstaates noch stärker verloren. Wenn man hinzunimmt, daß 
das erst kurz vor dem Kriege geschaffene, heute wieder im Vordergrunde der 
Diskussion stehende Albanien sein staatliches Dasein über alle Wirnisse hinaus 
gerettet hat — wahrlich nicht aus eigener Kraft! — dann kann damit dieser Über- 
blick über die augenblickliche staatliche Aufteilung der Balkanhalbinsel abge- 
schlossen werden. 

Leider kann man nicht behaupten, daß damit Garantien für einen dauernden 
Balkanfrieden geschaffen worden wären. Das eigentliche Balkanproblem besteht 
in dem Fehlen jeder klaren und überzeugenden Grenze zwischen den diesen Raum 
bewohnenden Völkern. Die an vielen Grenzen vorhandene Annäherung und leichte 
Vermischung der Rassen ist hier durch jahrhundertelange Kämpfe und gegen- 
seitige nationale Unterdrückungen in ein unentwirrbares, chaotisches Gemengsel 
der Völker gesteigert worden. Der Grenzkampf ist nahezu die Lebensform der 
Grenzbewohner. Immer wieder ‘droht nun die Gefahr, daß an diesen lokalen 
Reibereien die Gegensätze der Staaten selbst sich entzünden und, da hinter ihnen 
immer noch als Freunde und Gönner europäische Großmächte stehen, auch diese 
zum mindesten in Kabinettskriege verwickelt werden. Die größte rassische Gruppe 
bilden die Slawen, die mit den Slowenen am nördlichen Ende der Adria beginnen 
und sich in den Stämmen der Serben, Kroaten, Mazedonier und Bulgaren fort- 
setzen bis ans Schwarze Meer. Staatlich gehören sie zu Südslawien und Bulgarien; 
Mazedonien in der Mitte, heute südslawischer Besitz, ist der Boden des stärksten 
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- Aufeinanderprallens dieser eigentlichen Stammesgegensätze. Zwischen ihnen und 
‚den verwandten Nordslawen wohnen die romanischen Rumänen und die tatarischen 
- Ungarn, beide aus der Balkanhalbinsel schon hinausragend, aber noch tangiert 
yon ihren Streitfragen. In den Süden und die Mitte reichen die Türken als asi- 
‚atisches Volk hinein, an die sich die Griechen als wenigstens in ihrem Stamm- 
gebiet kompakte Masse anschließen. Im Westen sitzen als letztes Glied die rassisch 
selbständigen Albanesen in zweifelhaftem Besitz eines unselbständigen Staates. 
Jedes dieser Völker, jeder seiner Stämme schiebt sich, sprenkelt sıch über die 
. Grenze vor in die benachbarten Staaten und bildet in ihnen die mannigfaltigsten 
‚ Minderheiten. Es gibt keine Grenzziehung, die diesen Zustand vermeiden oder 
gar beenden könnte. So wird der Balkan zum Hexenkesselchen Europas, zum ewig 
brodelnden Vulkan. 

Man hat sich über die Möglichkeiten, diesen Gefahrenherd endgültig zu ver- 
stopfen, schon oft die Köpfe zerbrochen. Es fehlt weniger an Ideen dafür als am 
ernsthaften Willen aller Beteiligten und den Möglichkeiten der Verwirklichung. 
Grundlegende Bedingung wäre dazu, daß alle Großmächte hinfort keine andere 
Balkanpolitik trieben als die Verhinderung und Erstickung jedes auftauchenden 

- Konfliktes. Bislang haben sie oft genug aus den Balkanwirren für sich Kapital 
> geschlagen oder die Balkanstaaten als Dritte benutzt, um auf ihrem Rücken irgend- 
welche Differenzen anderer Art auszutragen. Die gegenwärtige Lage bietet gerade 
dafür ein lehrreiches Beispiel. 

In einem Falle haben zwei Balkanvölker selbst einen Weg zur Bereinigung der 
Durchmischung erwachsenen Streitfragen beschritten, der die größte Beachtung 
verdient. Es handelt sich um Griechen, die in Kleinasien, und die Türken, die 
im heute griechischen Südmazedonien wohnten. Man hat über drei Millionen Men- 
schen einfach ausgetauscht und in jahrelangen Bemühungen alle mit der Ver- 
legung des Wohnsitzes zusammenhängenden außerordentlich schwierigen Eigen 
tums-, Grundstücks- und Entschädigungsfragen zu erledigen vermocht, nicht ohne 
große Spannungen, aber letztlich doch mit versöhnendem Erfolg. Es ist schwer 
zu sagen, ob dieser hier gelungene Versuch für jedes Grenzproblem empfehlens- 
wert wäre oder gar nachahmungsmöglich ist. Das gegenseitige Stärkeverhältnis, 
die notwendige Balanz der privaten Vermögensmassen, die Finanzkräfte der be- 
teiligten Staaten, überhaupt ihr ganzer wirtschaftlicher und politischer Zustand, 
vor allem aber die seelische Bereitschaft, all diese Momente sind so verschieden 
gelagert, daß es kaum möglich ist, darüber Allgemeingültiges zu sagen. Trotz- 
dem bleibt dieses Friedenswerk allerhöchster Beachtung und Durchforschung 
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Blasse Theorie blieb bisher der Plan einer politischen oder wirtschaftlichen 


Balkanföderation. Trotzdem ist es, nachdem Deutschland und Frankreich als zwei 


der ansehnlichsten Großmächte versucht haben, die seit Jahrhunderten sie und 


die Welt erschütternde Grenzfrage unter den Gedanken des Ausgleichs, der Garantie 


und des Schiedsgerichtsverfahrens zu stellen, möglich, daß dieses moderne poli- 


tische Instrument hier einmal Anwendung findet. Von ausschlaggebender Be- 
deutung wäre wiederum die Haltung der Großmächte. Noch beachtlicher ist der 
Gedanke, dieses Balkan-Locarno dadurch vorzubereiten, daß man ihm einen wirt- 
schaftlichen Unterbau verschafft, aus dem die politische Verständigung als Dach 
von selbst herauswachsen würde. Im einzelnen wäre dabei zu denken, zunächst an 
einen Ausbau der Verkehrswege, an eine reibungslose gegenseitige Benutzung der 
Häfen, dann an die Hebung der Wirtschaftskräfte der einzelnen Staaten und die 
Abstimmung ihrer Produktion aufeinander. Da aber beginnt die Schwierigkeit. 
Alle Balkanstaaten sind mehr oder weniger Agrarländer mit ähnlichen Voraus- 
setzungen des Bodens und des Klimas. Alle haben verwandte Exportartikel, die 
sich draußen auf den Absatzmärkten stoßen; alle benötigen etwa den gleichen 
Import. Hier wäre also zu untersuchen, wie weit eigene Kräfte und fremde Hilfe 
die Entfaltung von Industrien ermöglichten, die die Staaten aufeinander anweisen 
und sie zum heute so schwer erreichbaren Frieden bringen würden. Die damit er- 
folgende Einschränkung der Einfuhr läge freilich nicht im Interesse der heute 
zum Balkan exportierenden Staaten, während andererseits die nur durch sie mög- 
liche Erhöhung seiner Wirtschaftskräfte vorteilhafte Möglichkeiten für zinstragende 
Anlagen bieten würde. 

Zusammenfassend kann also über die Befriedung des Balkans und die Bezwingung 
der sein Schicksal bedeutenden Nationalitätenfrage nur gesagt werden, daß die 
Erkenntnis der Probleme zu wachsen beginnt und zwar auf dem Balkan selbst 
wie auch im übrigen Europa, mit ihr die Einsicht in die Notwendigkeit einer 
allerseits tragbaren Lösung, daß aber der Weg von der mannigfachen Theorie in 
die erlösende Praxis nur in Einzelfragen gefunden wurde, in der Gesamtheit je- 


doch eine Sorge und Arbeit der Zukunft bleibt. 


IH. 


Die jetzige Balkankrise ist hervorgerufen worden durch das Auftreten Italiens 
als eines wenigstens in dem jetzigen Umfange neuen Interessenten auf dem Balkan. 
Der Kriegsausgang hat Italien keineswegs die Erfüllung aller seiner weitfliegenden 
Pläne gebracht. Es hat zwar die Italiener Österreichs „erlöst“, sich freilich nicht 
gescheut, 200000 Deutsche dazuzunehmen und in hohlen Drohungen ein Vor- 
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‚dringen über den Brenner hinaus anzukündigen; aber immer noch gibt es ein 
‚französisches Nizza, Korsika und Tunis, ein englisches Malta. Vor allem’ist Italien 
‚abhängig geblieben von der Zufuhr an Lebensmitteln, die es infolge einer durch- 
aus rückständigen Agrarverfassung auf dem eigenen Boden nicht genügend zu 
erzeugen vermag, und von Rohstoffen — Kohle, Metalle, Baumwolle, Gummi —, 
die seine nicht untüchtige Industrie benötigt. Endlich ist dem italienischen Aus- 
wanderungsstrom, dem stärksten, den es heute gibt, der Weg namentlich nach 
den Vereinigten Staaten von Amerika so gut wie verschlossen worden. Dies Über- 
völkerungs- und Proletarisierungsproblem steht als drohende Wolke am außen- 
‚politischen Himmel des sonst so heiteren Landes. Koloniale Menschenexporte in 
die Besitzungen am Mittel- und Roten Meere sind nur in beschränktem Umfange 
möglich. An der Küste Kleinasiens, im Gebiet von Adalia hatte man nach dem 
Kriege bereits einmal Fuß gefaßt, hat aber den damals kostspieligen und während 
des griechisch-türkischen Krieges schwer haltbaren Besitz wieder geräumt. Heute 
würde die Wiederholung zu unausbleiblichen Konflikten mit der erstarkten Türkei 
führen. Die Spekulation auf das syrische Völkerbundsmandat hat den jetzigen 
Inhaber, Frankreich, neben anderen Gründen, veranlaßt, allen Freiheitsforde- 
“rungen der Syrer gegenüber zunächst zu kapitulieren. 

 Soiist der Balkan als nächstes und gelegenstes Expansionsfeld übriggeblieben. 
Die Erweiterungen des italienischen Besitzes am Ostufer der Adria: Istrien, Fiume, 
Zara, die Inseln Lagosta und Saseno, die die heute unbestrittene Herrschaft über 
das Adriatische Meer sichern, haben die Aufmerksamkeit Italiens für die gegen- 
überliegende Halbinsel bedeutend verschärft. Die verwandtschaftlichen Bezie- 
hungen des Königshauses zu Montenegro, das das Zeitliche gesegnet hat, mußten 
ersetzt werden. Während aber vor dem Kriege der Einfluß Italiens durchaus 
hinter den geschilderten Tendenzen Österreichs, Deutschlands, Rußlands und 
Englands zurücktrat, besteht jetzt die Möglichkeit oder nach italienischer Ideologie 
die Notwendigkeit, diese ausgefallenen diplomatischen Rollen insgesamt mit sich 
selbst neu zu besetzen und die politische Vormacht des Balkans zu werden. Nicht 
um des bloßen Wunsches nach Machtzuwachs allein — so bedeutungsvoll natür- 
lich dieses Moment in einem heute auf zwei Augen gestellten Lande ist! —, sondern, 
um dem gekennzeichneten Problem der Übervölkerung endlich das notwendige 
Ventil zu verschaffen. Die wirtschaftliche Entwicklung der Balkanländer ist mög- 
lich und notwendig. Sie wird wie in allen kolonialen oder halbkolonialen Gebieten 
das Werk eines höherstehenden Wirtschaftsvolkes sein müssen. Es ist daher eine 
große und bedeutungsvolle Absicht Italiens, diese Zügel in die Hand nehmen zu 


wollen. 
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Was vorauszusehen war, ist pünktlich eingetreten: der Vorstoß Italiens führte 


#7 


zur Rivalität mit dem größten Balkanstaat Südslawien. Das Verhältnis der beiden \ 
Länder ist seit dem Friedensschluß und durch ihn alles andere als ein solches \ 


ungetrübter Freundschaft gewesen. Südslawien hat zwar die Küste der Adria ge- 
wonnen; aber in den entscheidenden Ausgangspunkten sitzt Italien und entwertet 
ihre Nutzbarkeit. Die gewaltsame Besetzung von Fiume war der stärkste Schlag 


gegen ein Zusammenarbeiten der beiden Kriegsgewinnler. Nahezu !/, Mill. Kroaten 


und Slowenen mußten italienische Staatsangehörige werden. Aus ihrer Mitte ist 
in Dr. Wilfan der offizielle Führer der Minderheitenbewegung Europas hervor- 
gewachsen. Eine ganze Reihe von gemeinsamen wichtigen Angelegenheiten wirt- 
schaftlicher und rechtlicher Art, die die neue Grenzgemeinschaft zwischen Italien 
und Südslawien ergab, sind im Vertrage von Nettuno zwar geregelt, aber durch 
die ausstehende Genehmigung Südslawiens immer noch nicht wirksam geworden. 
Italien hat darüber hinaus 1925, vielleicht um den Gegner einzuschläfern, sogar 
einen Freundschaftsvertrag mit ihm abgeschlossen, der es dann nicht gehindert, 
sondern es ihm jedenfalls erst ermöglicht hat, Südslawien langsam, aber konse- 
quent zu isolieren. Mit Rumänien wurde zunächst ebenfalls ein jetzt abgeschlossener 
Freundschaftsvertrag vorbereitet, Bulgarien durch Vermittlung einer Anleihe 
gefügig gemacht. Dann erfolgte der nach außen merkbarste Akt: die Vollendung 
der Durchdringung Albaniens durch Abschluß eines Freundschaftsvertrages 
November 1926 und eines Defensivbündnisses November 1927. Dieser soge- 
nannte Tirana-Vertrag sagt, „daß jede Störung des politischen, rechtlichen und 
territorialen status quo Albaniens ihren wechselseitigen politischen Interessen 
zuwiderläuft“. Also Albanien erkennt an, daß ein Angriff auf seine Grenze 
italienische Interessen verletzt! Eine solche Verletzung verpflichtet beide, d.h. 
Italien zur Unterstützung und freundschaftlichen Mithilfe, also zur Verteidigung 
Albaniens. Damit gleitet dessen Außenpolitik, die nur diese Frage der Sicherheit 
seiner Grenzen gegen eventuelle Wünsche seiner Nachbarn, Südslawien und 
Griechenland, kennt, in die italienischen Hände über. Nun beherrscht Italien 
bereits die albanische Notenbank, besitzt Konzessionen auf Petroleum und Kohlen, 
baut Eisenbahnen und Automobilstraßen. Die italienische Insel Saseno vor Valona 
ist stark befestigt worden, kurz es sind jetzt alle Vorbedingungen politischer, 
strategischer und wirtschaftlicher Art für einen Beherrschungszustand geschaffen, 
den man ein Protektorat nennen kann. Die Veröffentlichung dieses Freundschafts- 
vertrages des Landes von 40 Mill. mit einem solchen von 800 000 Einwohnern 
wirkte in Südslawien wie ein Donnerschlag und bedeutete ihm die unmittelbare 
Bedrohung. Der Außenminister Nintschitsch, der Vertreter einer Ausgleichs- 
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politik, trat zurück. Dann erfolgte ein Fortsetzungsstoß durch die italienische 
Behauptung, daß Südslawien einen Einfall nach Albanien beabsichtige, jedenfalls, 
um dessen Präsidenten Achmed Zogu zu stürzen. Es ist bis heute nicht klarge- 
stellt worden, ob diese sensationellen Meldungen gestimmt haben. Jedenfalls 
scheinen sie Italien den Vorwand geliefert zu haben, die militärische Durch- 
dringung Albaniens zu vollenden, und das wird wesentlich wohl auch der Sinn 
des ganzen Vorgehens gewesen sein, das zunächst hart an eine Kriegsgefahr zu 
streifen schien. 
. Das europäische Echo dieser Vorgänge war für Italien nicht gerade ermutigend. 
Das Südslawien protegierende Frankreich sprach vernehmliche Warnungen aus; 
England dämpfte seine stille Duldung der italienischen Agressivität allmählich 
herab. Die Haltung der beiden Kabinette dieser für die Balkanpolitik wichtigsten 
Großstaaten mündete schließlich in die Meinung, daß der Gefahr am besten da- 
durch begegnet werden könne, daß auch Südslawien einen ähnlichen Vertrag mit 
Albanien abschließen solle, wie das Italien getan habe. Südslawien zeigte sich 
dieser starken Unterstützung seiner Position naturgemäß nicht abgeneigt. Da ließ 
Italien erklären, daß an solche Verhandlungen nicht zu denken sei. Der Vertrag 
yon Tirana verpflichtet beide Vertragschließenden, „mit anderen Mächten keine 
politischen oder militärischen Abmachungen zu treffen, die die im vorliegenden 
Vertrage umschriebenen Interessen des anderen Vertragsteiles beeinträchtigen 
könnten.“ Der angeregten Bildung eines dreieckigen Verhältnisses ist also hier 
bereits ein Riegel vorgeschoben, so daß die Zustimmung Italiens zu einem süd- 
slawisch-albanischen Vertrage schwer denkbar ist und einem Rückzuge von seinem 
eigenen Vertrage und der Politik, deren Ausdruck er ist, gleichkommen würde. 
Zwei weitere Ereignisse haben geholfen, den Ring um Südslawien immer 
enger zu ziehen. Das eine ist die Anerkennung des sogenannten bessarabischen 
Protokolles der Botschafterkonferenz durch Italien. Es handelt sich um jenes 
östliche Randgebiet Rumäniens, das 1919 mit einigem Nachhelfen freiwillig 
seine Bereitschaft erklärte, in den rumänischen Staat aufzugehen, nachdem es 
von 1812 bis dahin russisch gewesen war. Die Botschafterkonferenz setzte 1920 
ihr Siegel unter diese Grenzverschiebung, deren Berechtigung niemals durch eine 
objektive Volksbefragung nachgeprüft worden ist. Bisher hatten nur England und 
Frankreich dieses Protokoll anerkannt, während ihm Italien mit Rücksicht auf 
seine intensiven Handelsbeziehungen zu Rußland, das bis heute die These der 
Rechtswidrigkeit dieser Aunektion verficht, nicht beigetreten war. Die Notwendig- 
keit, den Knoten um Südslawien fester zu schürzen, mußte diesem politischen 
Seiltanz ein Ende machen. Italien ließ Rußland einstweilig fahren und verstärkte 
48 
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durch die Ratifikation sein Verhältnis zu Rumänien, dessen Freude nicht ge- 
ring war. ' 

Das andere Ereignis ist der Abschluß eines italienisch-ungarischen Freund- 
schaftsvertrages, in dem „die Übereinstimmung zahlreicher gemeinsamer Inter- 
essen der beiden Nationen“ festgestellt wird. Im Rahmen der Einkreisungspolitik 
ist dieser Vertrag das Schlußstück. Freilich ist es für Ungarn, das offiziell über 
diesen außenpolitischen Erfolg große Genugtuung bekundet, nicht ganz einfach, 
sich für so fremde Interessen engagieren zu lassen, zumal es durch diese Freund- 
schaft einen Freihafen in Fiume erhalten soll, dessen Bahnverbindung mit dem 
Mutterlande auf jeden Fall durch südslawisches Gebiet führt, dessen Wert also 
ausschließlich auf dem Frieden mit Südslawien ruht. 

Es kann hier noch angedeutet werden, daß eine wichtige Folge dieses kompli- 
zierten Vertragssystems die Unterhöhlung der Kleinen Entente ist, der Italien nie 
sonderlich freundlich gegenüberstand. Es hat jedenfalls verstanden, Südslawien 
und Rumänien stark auseinander zu manövrieren und trotzdem Ungarn, gegen 
das die Kleine Entente nicht zuletzt gebildet worden war, auf seine Seite zu 
bringen. Die französische Politik der Nachkriegszeit hat damit eine empfindliche 
Schlappe erlitten. 

Die Untersuchung hat also ergeben, daß der Balkan heute wie je ein euro- 
päischer Vulkan ist, dessen Ausbruch allerdings durch das jeweilige Eingreifen 
oder Nichteingreifen der europäischen Großmächte sehr genau reguliert werden 
könnte. Die in ihren wichtigsten Phasen aufgezeigte Durchdringungspolitik Ita- 
liens muß schwere Besorgnisse für die Zukunft erwecken. Die Balkanvölker haben 
alle Ursache, auf die einzig mögliche, oft — zuletzt von dem Außenminister 
Südslawiens Marinkowitsch — ausgegebene, noch nie durchgeführte Parole „der 
Balkan den Balkanvölkern“ endlich einzuschwenken. Dazu gehört allerdings, daß 
sie sich ernsthaft und mit voller Aufrichtigkeit aller’ vorhandenen Mittel der 
Friedenssicherung bedienen und alle Wege zu einer politischen Zusammenarbeit 
auf einer höheren Basis, als sie der augenblickliche Zustand darstellt, beschreiten. 

Nachwort: Die beim Abschluß dieses Artikels noch nicht ansgebrochene 
Staatskrise Südslawiens, auf deren Voraussetzungen hingewiesen wurde, bestätigt 
in vollem Umfange die obıge Prognose. Das Verhältnis Italien—Südslawien hat 
trotz der zeitweiligen Beruhigung, die die inzwischen — allerdings ohne Zu- 
stimmung der kroatischen Abgeordneten! — erfolgte Ratifizierung der Konven- 
tionen von Nettuno durch die Skupschtina darstellt, von seinem Gefahrenreichtum 
für die Zukunft nichts verloren. 
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4 DIE VOLKSREPUBLIK DER MONGOLEI 


- Im Herzen Asiens liegt das Gebiet der Äußeren Mongolei — heute ein unab- 
hängiger Staat, durch den freien Willen seines Volkes regiert. 

4 Genauer betrachtet bildet die unabhängige Mongolei den nordöstlichen Teil 
Zentralasiens und erstreckt sich zwischen dem 42. und 52. Grad der nördlichen 
Breite und dem 88. bis 116. Grad der östlichen Länge. 

Die Mongolei, bis ıgr ı unter der Herrschaft der letzten chinesischen Dynastie — 
‚Mandschu, wurde seit jeher in die Äußere oder die Nord- und die Innere oder 
Südmongolei eingeteilt, im geographischen wie im ethnographischen Sinne. 
1911, nach dem Zusammenbruch des alten chinesischen Kaiserreiches, erklärte 
die Äußere Mongolei ihre Autonomie und 1921 ihre Unabhängigkeit; die Innere 
Mongolei hingegen blieb wie zuvor China untergeordnet. 

Das Gebiet der Mongolei, das eine ziemlich bedeutende Hochebene, bis zu 
1800 m über dem Meeresspiegel, darstellt, ist von einer hohen Gebirgskette*) um- 
geben: Russischer Altai, ferner Tannu-Tuwa und Kenteigebirge im Norden, — der 
"Große Hingan im Osten, — das Große Mongolische Altaigebirge (oder der Gobi- 
"Altai) im Westen und Südwesten; nur im Südosten wird der Ring der Gebirgs- 
ketten durchbrochen, da wo die Vorläufer der mongolischen Hochebene, fast die 
große chinesische Mauer erreichend, in die nordchinesische Niederung im Osten 
und die Sandgegenden von Ordos im Westen allmählich übergehen**). 

Außer den mongolischen Stämmen, die die Äußere und Innere Mongolei be- 
wohnen, sind verschiedene mongolische Stämme in Rußland zu finden: in Sibirien — 
in der sogenannten Mongolisch-Burjätischen Republik, einem Bundesstaat der russi- 
schen Sowjetunion, worauf wohl die irrtümliche Meinung beruht, daß die Volks- 
republik der Mongolei ein Sowjetstaat ist, und in einzelnen Gegenden der Wolga- 
und Dongebiete (bis zu 200000 Kalmüken), ferner in Afghanistan (wo bis zu 

'einer Million Mongolen sein sollen), im chinesischen Turkestan und Tibet. 

An Hand der Karte Östasiens ist leicht ersichtlich, daß die Volksrepublik der 
Mongolei — die Äußere Mongolei — weiter der Einfachheit halber „Mongolei“ 
genannt, ein sogenannter Pufferstaat ist zwischen zwei Riesen: China und Ruß- 


land gelegen. Dies bedingt die ganze Kompliziertheit ihrer politischen Lage und 


*) Stellenweise sehr hoch: Gabin-Bogdo in der nordwestlichen Mongolei = 5000 m. — *) Diese 
Umgrenzung gilt nicht für die politisch selbständige, sondern für die „ethnographische“ Mongolei, 
worunter das Gebiet der Äußeren und Inneren Mongolei zu verstehen ist. Die Grenzen der unab- 
hängigen, Äußeren Mongolei sind an Hand der beigegebenen Karte zu ersehen. 
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erklärt deren Schwierigkeit. Andererseits ist die Mongolei selbst von einer Reihe 
von Pufferstaaten umgeben, die zwischen ihr und Rußland, sowie zwischen ihr und 
China liegen; auch sie sind von mongolischen Stämmen bevölkert und stehen 
zu der Mongolei in durchaus freundschaftlichem Verhältnis. Diese Staaten sind: 
die Republik Tannu-Tuwa, die Innere Mongolei, welche den südwestlichen Teil 
der Mongolei umringt (andererseits längs der großen chinesischen Mauer an 
China angrenzend) und Barga. Dies macht die politische Lage der Mongolei be- 
deutend erträglicher, 

Das Gebiet des unabhängigen mongolischen Staates erstreckt sich über 
1285000 qkm*), d. h. es ist !/, Westeuropas gleich. Die Bevölkerung dieses 
Riesengebietes bilden ca. 700000 bis 800000 Mongolen und ca. 100000 Aus- 
länder, darunter hauptsächlich Chinesen und Russen. Es braucht wohl nicht 
hervorgehoben zu werden, daß die Bevölkerungsdichte der Mongolei außerordent- 
lich gering ist. 

Der Staat ist in 5 Provinzen, Aimak genannt, eingeteilt: 

ı. Chan Kentei ola-ın Aimak (Zezen Chan Aimak), 

2. Bogdo Chan ola-in Aimak (Tuschetu Chan Aimak), 

3. Zezerlik Mandal Aimak (Ssain Noin Chan Aimak), 

4. Chan Taischir ola-ın Aimak (Dsassaktu Chan Aimak), 

5. Tschindamuni ola-ın Aımak (das Gebiet von Kobdo, welches in 2 Aimak: 

Dsorikto Chan und Dalaı Chan zerfiel**), 
und endlich noch das Kossogolgebiet, das unter den daran angrenzenden Aimaks 
zerteilt werden soll. Die Aimaks sind ihrerseits in kleinere administrative Bezirke — 
Hoschuns — eingeteilt, die letzteren in Somuns. 

Ihrer Bodenstruktur nach zerfällt die Mongolei in den nordwestlichen oder den 
Gebirgsteil, den südöstlichen oder den Flachlandteil und Ordos, der einen Teil 
der Großen Gobiwüste bildet. Diese Teile stellen ausgedehnte, dem Süden zu all- 
mählich absteigende Gebirgsterrassen dar. 

Von den Flüssen müssen: Selenga, die in den Baikalsee mündet (fließt ca. 900 km 
auf mongolischem Gebiet) und ihr Nebenfluß Orchon genannt werden, ferner ein 
Nebenfluß des letzteren — die Tola, in deren Nähe die Hauptstadt des Landes 
liegt, dann Tessen Gol, der im Hangaigebirge entspringt, und endlich der größte 
Fluß des mongolischen Flachlandes: Kherulen, der vom Kenteigebirge aus das 
Land bewässert. Von den Seen ist der Kossogol (120 km lang und 30 km breit, 
ca. 500 m tief), dessen Wasser süß ist, der bedeutendste. Die südöstliche Mongolei 


*) Zeitschrift der Gesellschaft für Erdkunde zu Berlin. 1928. Nr. 7/8. — **) Die Benennungen 
in Klammern galten bis 1924. 
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ist an Seen und Flüssen weniger reich. Das Klima ist ausgesprochen kontinental. 
‚Die Niederschläge sind sehr gering. 

Die Hauptstadt der Mongolei — Urga — wird seit 1924 Ulan-Bator-Hoto ge- 
‚nannt, was die Stadt der roten Helden bedeutet. Die Einwohnerzahl der Stadt 
ist jetzt bis zu 100000 gestiegen. Die Stadt besitzt eine elektrische Station, ein 
Theatergebäude, ein Kino, eine Bank, ein Post- und Telegraphenbureau, eine 
Druckerei und drei Zeitungen (2mal wöchentlich, I4tägig und einmal monatlich 
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erscheinend), Autobus, sogar Telephon und Radio. An die Stadt sind zwei Klöster, 
mit der ungeheuren Zahl von ca. 15000 Lamas, angeschlossen, welche vielmehr 
einen Teil der Stadt bilden: Gandar — durch seine höhere Schule der Lehren 
Buddhas in der mongolischen Welt berühmt — und Dsun-Hure. 

Die Lamas, die ca. 150/, der Gesamtbevölkerung und über 30°/, der männlichen 
Bevölkerung bilden, spielten eine ungeheuere Rolle im Leben der Mongolei und 
obgleich ihre Bedeutung in der letzten Zeit abnahm, ist ihr Einfluß noch sehr 
bedeutend. Viele größere und kleinere Klöster sind über das ganze Land zer- 


streut. 
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Außer Ulanbator besitzt die Mongolei noch zwei bedeutendere Zentren: Ulja- 
sutai und Kobdo, ferner sind: Altan-Bulak, die jetzige Grenzstadt mit Rußland 
(von der russischen Seite Troizko-Sawsk), und in der östlichen Mongolei — San- 
Beise — unweit der Grenze, als Handelspunkt für den Warenverkehr aus der 
Mandschurei und Barga zu nennen. Als Grenzstation mit China dient Ude (nur 
ein Grenzposten und ein Zollamt), das auf der Strecke nach Kalgan liegt. 

Von Kiachta ging über Urga auf Kalgan die berühmte Karawanenstraße. Die: 
Entfernung von Kiachta bis Kalgan (China) beträgt ca. 1200 km, von Altan- 
Bulak bis Ulanbator ca. 350 km, von der Grenze bis Werchne-Udinsk (Station 
der Transsibirischen Eisenbahn) ca. 200 km; die Strecke Kobdo-Uljasutai-Ulan- 
bator ist ca. 1400 km lang. Auf allen diesen Strecken wird heute ein ziemlich 
reger Autoverkehr unterhalten; in Entfernungen von 30—40 km sind Stationen 
errichtet, das heißt ein Haus und eine Kantine. Wenn auch nicht überall regel- 
rechte Wege angelegt sind, so ist der trockene, steinige Boden fast durchweg 
fahrbar. 

Bis heutzutage gibt es in der Mongolei keine Eisenbahn. Die nächsten Bahn- 
stationen sind: Werchne-Udinsk, die Station Mandschuria — das Bindeglied 
zwischen der Transsibirischen und der Öst-Chinesischen Eisenbahn — und Hailar, 
Der Weg nach dem Osten geht außer via Mandschuria—Hailar—Harbin, auch 
über Kalgan—Peking—Tientsin. Die Seeverbindungen sind: Wladiwostok und 
Tientsin. 

Zum Transport werden heute wie bisher Ochsen, Pferde und Kamele ver- 
wendet, daneben aber immer mehr und mehr das Auto und sogar eine Flugzeug- 
linie (Junkers) ist vorhanden. 

Die Bevölkerung dieses Landes, die aus verschiedenen Stämmen sich zusammen- 
setzt, deren größten und reinsten Stamm die Chalcha — die nördlichen Mongolen — 
bilden, wird unter anderem auch durch ihre Religion zusammengehalten. Über 
den Ursprung ihres religiösen Glaubens ist weniges bekannt, man weiß aber, daß 
unter den Mongolen des 13. Jahrhunderts gleich anderen Völkern Zentralasiens, 
der Schamanismus verbreitet war. Vom Ende des 16. Jahrhunderts an drang der 
Buddhismus in die Mongolei ein; zuerst in reiner Form, und dann in seiner 
tibetischen Abzweigung, die unter dem Namen Lamaismus oder die Gelbe Lehre 
bekannt ist — eine Religion, die bis zur Gegenwart in der Mongolei herrscht, 
Das Oberhaupt aller mongolischen Lamas war bis vor kurzen der sogenannte 
Hutuchta von Urga (gleich dem Dalai-Lama in Lhassa). Er regierte die Kirche 
und besaß eine Zeitlang auch die weltliche Macht. Sein Ursprung geht auf den 
tibetischen Heiligen Tarana-Ta zurück, als dessen jeweilige Wiedergeburt der 
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Hutuchta galt. Der letzte Hutuchta, — Dgebdsun Damba Hutuchta oder Bogdo 
Gegen (gegen = heilig), die 8. Wiedergeburt des Tarana-Ta, ist 1924-gestorben 
"und wurde durch keinen anderen ersetzt. 
- Die Mongolen besitzen eine ziemlich umfangreiche, buddhistische Literatur, 
"wenn auch hindo-tibetischen Ursprunges. Die Geschichte ihrer geistigen Kultur 
kann in drei Perioden eingeteilt werden: die Schamanistische, die Buddhistische 
und die Neueste. ’ 

In der ersten Periode, des schamanistischen Glaubens — der stolzesten Zeit der 
mongolischen Geschichte, der Zeit des großen Chingis-Chan und Hubilai-Chans, 
sind die Sagen und Lieder des freien mongolischen Volkes entstanden. Die zweite 

Periode — die Buddhistische, oder vielmehr die Lamaistische, beginnt in der Nord- 
Mongolei im Jahre 1587 mit der Einführung des Buddhismus. In Klöstern wurden 
Schulen und Bibliotheken errichtet und gepflegt. Als Zeichen dieser Zeit ver- 
blieben der Gandjur — 108 Bände der Geschichte und der Lehren Buddhas, ge- 
druckt in tibetischer Sprache und ins Mongolische übersetzt und dessen Komen- 
tare — 210 Bände des berühmten Danjur, wovon das einzige mongolische Exem- 
plar in Ulanbator in der Staatsbibliothek aufbewahrt wird. (Dies Exemplar ist 
ein Unikum, da die xylographischen Platten von Europäern während der Be- 

ruhigung chinesischer Unruhen verbrannt wurden.) Der Lamaismus jedoch 

“bremste die kulturelle Entwicklung, verhielt sich gleichgültig, ja sogar feindlich 
zum Fortschritt, lehrte eine vollständige Passivität. Darauf ist die Zurückgeblieben- 
heit der einst so siegreichen Mongolen nach 300 Jahren seiner Herrschaft teil- 
weise zurückzuführen. 

- Die dritte, ıgıı beginnende, Periode brachte die Entwicklung der Wissen- 
schaften, das Eindringen europäischer Ideen, Technik und Kultur, was zugleich 
eine Abschwächung des Einflusses der Lamas zur Folge hatte. 

Ein sogenanntes Wissenschaftliches Komitee der Mongolei, mit dem Sitz ın Ulan 
bator, das unter anderem um die Schaffung kultureller und wissenschaftlicher Be- 
ziehungen mit dem Westen besorgt ist, wurde ins Leben gerufen. Eine Bibliothek, ein 
Museum, Schulen sind gegründet worden. Als Resultat gemeinsamer Arbeit des 
Wissenschaftlichen Komitees und des Kultusministeriums der Mongolei sind in 
Deutschland (Wagner & Debes, Leipzig) geographische Wandkarten der Mongolei, 
der Planigloben und ein kleiner Schulatlas, alle mit mongolischer Beschriftung, 
für den Schulgebrauch in der Mongolei publiziert worden. Ferner werden vom 
Wissenschaftlichen Komitee jährlich Expeditionen nach allen weniger bekannten 
Gegenden der Mongolei entsandt, um das Land in geograpbischer, ethnographischer 
und geologischer Richtung hin zu durchforschen. 40 junge Mongolen (35 Knaben 
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und 5 Mädchen) sind vom Kultusministerium der Mongolei als Staatsstipendiaten 
nach Europa geschickt, von denen 35 in Deutschland und 5 in Frankreich so- 
wohl in allgemeinbildenden und technischen Schulen studieren, als auch in ver- 
schiedenen Betrieben als Volontäre tätig sind. Ihre Ausbildung und Tätigkeit wird 
von der in Berlin begründeten „Verwaltung der studierenden Mongolen“ geleitet 
und kontrolliert. 1926 weilte in Berlin eine Handelsdelegation der Mongolei, die 
verschiedene Maschinen erworben und technische Kräfte ins Land engagiert hat. 
Diese Arbeit wird im gleichen Sinne fortgesetzt. 

Die sich jetzt der europäischen Kultur eröffnende Mongolei kannte jedoch in 


ihrer Geschichte eine Blütezeit, die ihre Ruhmeszeit genannt werden kann. 

In den geschichtlichen Quellen werden die Mongolen in chinesischen Chroniken 
der Tang Zeit (618—907) zum erstenmal erwähnt, aber bis zum 12. Jahrhundert 
spielten sie keine bedeutende Rolle. 

Mit Chingis Chan, das heißt vom 13. Jahrhundert beginnt die Geschichte der 
gegenwärtigen Mongolei. Er sammelte unter seine Führung alle Nationen und 
Stämme Zentralasiens, gab ihnen im Jahre 1206, nach Vollendung seines Werkes, 
den Namen seines eigenen Stammes — Mongol und erklärte sich zum Großchan 
der Mongolen. Mit ihm beginnt die sieg- und ruhmreiche Zeit der mongolischen 
Geschichte, die Zeit der Expansion nach Osten und Westen. 1227 starb Chingis 
Chan. Sein Nachfolger — Ugedei Chan setzte aber die Feldzüge fort und vollendete 
die Eroberung Nordchinas. 1237—40 begann der territoriale Erweiterungsdrang 
gegen Westen. Der Sohn Ugedei Chans — Batyi, eroberte Rußland — die Zeit, 
die in russischer Geschichte das Tatarenjoch, das heißt das Joch der Mongolen, 
genannt wird. Seine Truppen kamen in ihrem unaufhaltsamen Strom bis nach 
Polen, Schlesien und Ungarn, und wären noch viel weiter vorgedrungen, wenn 
nicht der Tod von Ugedei ihren Führer Batyi in die Heimat zur Wahl des neuen 
Chans zurückgerufen hätte. 

Die mongolische Hauptstadt jener Zeit war das weltberühmte Kara-korum, von 
chinesischen Meistern für Ugedei am Oberlauf des Flusses Orchon erbaut. Hier 
liefen alle Fäden der internationalen Politik der Zeit zusammen. Ein Gesandter 
des Papstes Innocenz IV., Plano Carpini, besuchte die Stadt 1247, ein Gesandter 
Ludwigs des Heiligen, Rubrukvis, kam nach Kara-korum 1254 und 1294 er- 
reichten auf dem Wege nach Peking, der neuen Residenz, die Gesandten der 
freien Republik Venedig, Marco Polo und sein Vater, die Tore der mongolischen 
Hauptstadt. Alle erwähnen in ihren höchst interessanten und lehrreichen Tage- 
büchern die Vollendung und den Prunk dieser Stadt, die von Architekten aus 
China, London und Rußland erbaut, von Goldschmieden aus Paris geziert wurde. 
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Hubilai Chan — der IV. nach dem großen Chingis — vollendete die Eroberung 
. von ganz China, unterordnete Indochina und Tibet und drang sogar bis nach 
z Japan vor. Er verlegte seine Residenz nach Peking, erklärte sich 1271 zum Im- 
. perator von China und gründete somit eine neue Dynastie — Yuan, oder die 
r Mongolische Dynastie, und mit ihr das größte Imperium der Weltgeschichte. $ 

Ein Jahrhundert, bis zum Ende des 14. Jahrhunderts, behielten die Mongolen die 
Macht in Händen. Die stolzen und kühnen Nomaden Chingis Chans verweich- 
lichten aber im Laufe dieser Zeit (es genügt die Gesichter des Chingis und Hubilai 
Chans zu vergleichen) und der Verfall begann. 

Als erste fiel die sogenannte „Goldene Orda“ — die Tataren in Rußland — ab, 
kurz darauf folgte Persien*) und im 14. Jahrhundert verjagten die Chinesen die 
Mongolen aus ihrem Lande, wo die Herrschaft zu einer neuen Dynastie — Ming 
überging. Die Mongolen, besonders die westlichen (die sich von den anderen ab- 
getrennt hatten) kämpften mit China bis zum ı5. Jahrhundert, bis sie endlich, 
gezwungen auf dem Gebiet der gegenwärtigen Mongolei zu leben, ihr kriege- 
risches Wesen einbüßten und friedliche Vasallen der Mandschus wurden. 1691 
unterwarfen sich die Mongolen freiwillig der Mandschu- oder der Taitsing- 
Dynastie, welche die Ming-Dynastie ablöste. 

Damit begann die Zeit der Unterordnung unter China, die sich bis zum Beginn 
“ des 20. Jahrhunderts ausdehnte. 

Eine Chinesierung der Mongolei und eine Kolonisierung des Landes durch die 
Regierung der Mandschus begann. Dies gilt mehr für die Innere Mongolei, aber 
auch die Äußere blieb nicht unberührt. Das chinesische Wucherkapital ruinierte 
die Mongolen, ihre Herden blieben stationär (da genügend Weideplätze vorhanden 
waren und dadurch der Antrieb zur Arbeit fehlte) und in kurzer Zeit verwan- 
delten sich die stolzen Söhne Chingis Chans zu friedlichen Hirten, die geduldig 
das chinesische Joch über 200 Jahre ertrugen — bis zum ersten Jahrzehnt unseres 
Jahrhunderts. 

Das Jahr ıgıı war für den Fernen Osten reich an Ereignissen und Umwäl- 
zungen. 

Die Mandschu-Dynastie wurde vom chinesischen Volke abgesetzt und eine 
Republik proklamiert. 

Gleichzeitig — am ı8. November ıgıı — nach einer Revolution in Urga, 
erklärten die Fürsten und der Hutuchta von Urga die Äußere Mongolei zu einem 
von China unabhängigen, souveränen Staate. Zu diesem Zweck versicherten sie 


*) In Persien, wie auch in manchen anderen Staaten, behielten die Mongolen noch längere Zeit die 
Regierung in ihren Händen, aber das Land gehörte und gehorchte nicht mehr ihrer zentralen Regierung. 
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sich der Hilfe Rußlands, das nachher ein Handels- und ein politisches Abkommen N 
mit der Mongolei abschloß (21. Oktober 1912) und den Mongolen den Rat gab, R 
die Innere Mongolei in ihren Kampf um die Unabhängigkeit nicht miteinzu- | 
ziehen. 

Am ı6. Dezember ıgı2 wurde der Dgebdsun Damba Hutuchta von Urga, 
Bogdo Gegen, zum Großchan der Mongolei erklärt und mit dem Titel „Durch 
viele erhobene“ in Urga feierlich gekrönt. 

China konnte und wollte natürlich nicht die mongolische Unabhängikeits-. 
erklärung anerkennen. 

Darauf folgte die Russisch-Chinesische Deklaration vom 23. Oktober 1913 
in Peking und schließlich eine Konferenz der drei Staaten: Rußland, China und 
Mongolei in Kiachta am 25. Mai 1915; sie hatte den sogenannten Dreimächte- 
Vertrag als Ergebnis, der die Autonomie der Äußeren Mongolei anerkannte. 

Die suzeränen, jedoch nicht souveränen Rechte Chinas wurden von der Mon- 
golei anerkannt, demgegenüber erkannten China und Rußland die Mongolei als 
einen autonomen Teil des chinesischen Territoriums an. 

Die Mongolen haben ihr Ziel — die Unabhängigkeit, nicht erreichen können — 
Rußland aus Furcht vor diplomatischen Komplikationen mit China mußte sich 
ziemlich zurückziehen — jedoch wurde China gezwungen, die Autonomie der 
Äußeren Mongolei im weitesten Sinne anzuerkennen. 

Laut dem Abkommen von Kiachta war die Mongolei berechtigt, Verträge mit 
ausländischen Regierungen bezüglich aller Handels- und industrieller Fragen 
selbständig zu schließen, hatte jedoch kein Recht, Verträge territorialer und poli- 
tischer Art abzuschließen. 

Damit wurde die Gründung einer autonomen, an Stelle einer unabhängigen 
Mongolei besiegelt; die Innere Mongolei und Barga blieben unter der Herrschaft 
Chinas. 

Um diese Zeit wurde die Aufmerksamkeit Rußlands durch den fortdauernden 
Weltkrieg von den mongolischen Angelegenheiten abgelenkt. In den Jahren, die 
dem Vertrag von 1912 folgten, erhielt die Mongolei von Rußland Darlehen in 
Gesamthöhe von 5 100000 Goldrubel, die zur Hebung der wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse im Lande bedeutend beigetragen haben; jedoch verstand Rußland nicht 
die Situation und ihren Einfluß auszunützen. Von 1917 begann, mit dem Fall 
des Rubels, das Abflauen des russischen Einflusses, und von 1917—19 verstärkte 
sich wieder der Einfluß der Chinesen, bis — als Ergebnis einer klugen und 
schlauen chinesischen Politik, durch Bestechung, Korruption usw. — die Regie- 
rung des Hutuchta September 1919 einen Vertrag mit China abschloß, laut dem 
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die Autonomie der Äußeren Mongolei außer Kraft gesetzt wurde. Die mongo- 


 lischen Ministerien wurden aufgelöst und die Regierung ging in die Hände des 


£ nesischen Militärs über. Zu jener Zeit benutzten die Chinesen die Mongolei 


‚als Bollwerk gegen den vorschreitenden Kommunismus. 


Es ist begreiflich, daß viele unter den Mongolen sich mit den neuen politischen 
Verhältnissen nicht abfinden konnten. Bereits 1919 wurde die Monsgolische Volks- 
partei gegründet, die die Wiederherstellung der mongolischen Unabhängigkeit in 
ihre Hände nahm. 

1920 verdrängte der russische Bürgerkrieg den weißgardistischen General 
Semenoff nach Sibirien, wo er von der Sowjetarmee besiegt und seine Armee 
zerstört wurde. Sein Verbündeter, Baron Ungern-Sternbers, zwang die Chinesen, 
Urga zu räumen und ergriff mit der Parole — Unabhängige Mongolei! Besitz 
von der Hauptstadt des Landes. 1921 besetzte General Annenkoff Kobdo; die 
ganze Mongolei befand sich in weißgardistischen Händen. Zu Beginn glaubten 
die Fürsten und der Hutuchta der Ehrlichkeit Ungern-Sternbergs, aber anstatt 
die Lage auszunützen, schreckte er sie durch die unnütze Grausamkeit und die 
Gewalttaten seines Regimes ab, wozu auch sein Wunsch, die Mongolei in den 
Krieg mit Sowjetrußland mit einzubeziehen, beträchtlich beigetragen hat. 

Am 13. März 1921 wurde in Kiachta die erste provisorische National-Revo- 
lutionäre Mongolische Regierung erwählt, welche mit Hilfe Sowjetrußlands im 
Laufe des Jahres 1921 die weißgardistischen und die chinesischen Truppen aus 
dem Lande verjagte, am 6. Juli 1921 die Hauptstadt Urga besetzte und die gegen- 
wärtige unabhängige Mongolei gründete. 

Rußland erkannte die Mongolei als freien Staat bereits am 26. Juni 1919 an, 
sandte einen Vertreter nach Ulanbator (ein mongolischer Gesandter wurde nach 
Moskau geschickt und dort eine Gesandtschaft errichtet) und forderte die 
mongolische Regierung auf, die zaristischen Konsuln und diplomatischen Berater 
aus dem Lande auszuweisen, wodurch der Einfluß Sowjetrußlands in der Mon- 
golei begründet wurde. 

Die neue Regierung von 1921 krönte den Hutuchta von Urga zum zweiten 
Male, jedoch war er nur de jure der Herrscher des Landes, denn tatsächlich 
verlor er alle Gewalt. Am 20. Mai 1924 starb der letzte Hutuchta und die Mongolei 
wurde zu einer Volksrepublik proklamiert — ihre gegenwärtige Staatsform. 

Laut dem Beschluß der Nationalregierung wurde in der Mongolei eine republika 
nische Verfassung eingeführt, die oberste Staatsgewalt jedoch nicht einem Präsidenten, 
als Oberhaupt des Staates verliehen, sondern dem Großen National Huruldan (das 


Parlament) gemeinsam mit der Regierung. Gleichzeitig wurde beschlossen, die 
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Zeitrechnung im Staate mit dem Jahre ıgı1, der ersten Unabhängigkeits- | 
erklärung der Mongolei, zu beginnen — also, anstatt 1928 — das Jahr ı8 des 


Mongolischen Staates. 
November 1924 trat das erste Große Huruldan zusammen. Es besteht aus 


100 Mitgliedern, welche von der Bevölkerung des Landes auf ein Jahr erwählt 
werden. Das aktive und passive Wahlrecht besitzen alle Bürger der mongolischen 
Republik (auch Frauen), die ihr achtzehntes Lebensjahr erreicht haben. Nur das 
Große Huruldan ist ermächtigt, die Grundgesetze der Republik anzunehmen 
und zu ändern ($ 6 der Verfassung). Das Große Huruldan wird zu seiner 
ordentlichen Tagung durch das Kleine Huruldan, nicht. weniger als einmal 
jährlich einberufen. Das Kleine Huruldan, das aus 30 Mitgliedern besteht, 
wird durch das Große Huruldan aus der Zahl seiner Mitglieder gewählt 
($ 10) und ist vollständig vor dem ersten verantwortlich ($ ı1). Es tagt 
mindestens zweimal jährlich und wählt aus seiner Mitte ein permanentes 
Präsidium von 5 Mitgliedern — das höchste Staatsorgan. Das Kleine Huruldan 
vereinigt die Kontrollarbeit über die höchsten administrativen Organe der Regie- 
rung, erteilt allgemeine Weisungen für die Tätigkeit der letzteren, überwacht 
die Durchführung der Grundgesetze und Entschlüsse des Großen Huruldans 
($ 12) und wählt schließlich die Regierung. Die Regierung setzt sich zusammen 
aus dem Ministerpräsidenten, Ministern für innere und äußere Angelegenheiten, 
für Volkswirtschaft, Finanzen, Krieg, Justiz, für Volksbildung, dem Oberbefehls- 
haber der Armee, den Präsidenten des Wirtschafts-, des Kriegsrates, des Staats- 
politischen Departements und dem Staatskontrolleur. 

Die höchste Gewalt im Lande zwischen den Tagungen des Großen Huruldans 
gehört dem Kleinen Huruldan ($ 4); zwischen den Tagungen des letzteren dessen 
Präsidium, welches überhaupt die oberste Staatsgewalt verkörpert, und der 
Regierung. 

Die Einteilung der Bevölkerung in soziale Gruppen trägt in der Mongolei eher 
sozialen als Klassencharakter; abgesehen davon, daß die soziale Differenzierung 
der Mongolen überhaupt nicht als sehr bedeutend hervorgehoben werden kann. 
Die gegenwärtigen drei. Gruppen sind: die Fürsten und die übrigen Adligen, die 
Lamas und die sogenannten Arats — das heißt die Gemeinen. Die letzteren bilden 
ca. 70—75°/, der Bevölkerung. 


Einzelne Klöster und Fürsten besitzen enorme Viehmengen *), sie spielen in 


EN Zahlen wie 7000 Pferde, 20000 Schafe im Besitz eines Fürsten, oder 30 000 Pferde, 15 000 
Rindvieh und 100000 Schafe, die einem Kloster in Urga im Jahre 1918 gehörten, 


3 können an- 
geführt werden. 


WOLFF: DIE VOLKSREPUBLIK DER MONGOLEI 765 


_ der Volkswirtschaft jedoch keine so große Rolle wie man erwarten könnte, weil 

ca. 80°/, des gesamten Viehbestandes der Mongolei in dem Besitz der Arats ist, 

die schon in früheren Zeiten die Hauptsteuerzahler waren; heute werden die 
Steuern allgemein erhoben, wie auch die Wehrpflicht eine allgemeine Pflicht ist. 

_ Die Einnahmen des Staates, die der Regierung zufließen, setzen sich haupt- 
sächlich aus Zöllen und Steuern zusammen. 

Die Grundlage der mongolischen Volkswirtschaft bildete seit jeher die Vieh- 

 zucht: Schafe und Ziegen, Pferde, Rindvieh und Kamele. 

Die Mongolei — von der Umwelt durch hohe Gebirgsketten und Wüstengebiete 
abgetrennt — bewahrte bis zum 20. Jahrh. den Nomadencharakter ihrer Wirt- 
schaft der vergangenen Zeiten *). Die physikalisch-geographischen Bedingungen 
des Landes: seine erhobene Lage, die Trockenheit des Klimas, die Fülle von 
saftiigem und nahrhaftem Gras und die schneearmen Winter begünstigen außer- 
ordentlich die Viehzucht, welche in der Mongolei einen ausgesprochen extensiven 
Charakter trägt. Obgleich von den Herden in strengen Wintern manchmal bis 
zu !/, eingeht, bleibt der Viehbestand groß. Da es bis zur Gegenwart keine zu- 
versichtlichen Statistiken gibt, ist es außerordentlich schwer, die exakte Zahl des 

. Viehbestandes zu bestimmen. Nach einer Zählung aus dem Jahre 1918, deren 

‚ Ergebnisse von dem bekannten Forscher I. Maisky verwertet worden sind”"), gibt 
es allein in der Äußeren Mongolei 7 188000 Schafe und Ziegen, ı 150 500 Pferde, 
1078400 Rindvieh, 228600 Kamele. Insgesamt 9645 500 Stück. Die angegebenen 
Zahlen können nach der Meinung vieler mongolischen und russischen Fachleute 
mindestens um 30°/, erhöht werden. Aber sogar diese Zahlen im Vergleich mit 
den tatsächlich vorhandenen sind viel zu klein***). Als Viehbestandeinheit gilt 
ein Bodo, welches einem Pferde (dessen Wert von 20 bis 25 Dollar mex. ist), oder 
einem Stück Großvieh gleich ist; ein Kamel = 2 Bodo; 7 Schafe und Ziegen bil- 
den ı Bodo. Der Gesamtviehbestand der Mongolei wird mit ca. 6000000 Bodo 
geschätzt. 

Schaf- und Ziegenzucht bildet die Grundlage einer mongolischen Hauswirt- 
schaft. 

Produkte der Hauswirtschaft sind: Fleisch, Fett, Milch, Wolle (Hauptexport 
produkt), Felle, Häute, Gedärme und Haar aller Viehgattungen. Von der Milch 
geht ca. die Hälfte zur Menschenernährung, in Gestalt von reiner Milch, Käse, 
Butter, Airik (Kumis), Araki — destillierte Milch mit ca. 20°/, alkoholischen 


*) Dieselben Gattungen, die Plano Carpini bereits im 13. Jahrh. aufzählt. — *) I. Maisky: Die 
gegenwärtige Mongolei. Irkutsk 1921. — ***) Laut mongolischen Angaben von 1924 besitzt die 
Mongolei 17000000 Stück Vieh aller Gattungen. 
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Gehalts und einer trockenen Milchgrütze; der Rest zur Ernährung des Viehs 


Von den Fellen sind die wichtigsten: Schaf-, Lamm- und Ziegenfelle. Die Pferde 


und Rindviehhäute werden gegerbt und zu Riemen, Ledersäcken und Schuhsohlen 


verarbeitet. 

Da die Vorbereitung des Viehfutters, sowie Einrichtung von Stallungen für die 
Wintermonate überhaupt nicht betrieben werden, und deswegen in dieser Zeit 
ein großer Rückgang des Viehs zu verzeichnen ist, außerdem noch große Vieh- 


mengen durch den Exporthandel nach Rußland und nach China zur Ausfuhr 


kommen, nimmt der Viehbestand nur langsam und unterbrochen zu, zeitweise 
stagniert er sogar. Jedoch nähert sich die Mongolei bei der gegenwärtigen Art 
der Wirtschaft eher dem Zustand der Viehüberfüllung, da nicht genügend Weide- 
plätze vorhanden sind, insbesondere im Winter. Trotzdem kann der Viehbestand 
durch Rationalisierung der Wirtschaft, wie Vorbereitung von Heuvorräten für 
den Winter, und andere agrikulture Maßnahmen, Errichtung von warmen 
Stallungen, Schutzmaßnahmen gegen Wölfe, gegen Epidemien usw. bedeutend 
vergrößert werden *). Dies alles würde der Mongolei ermöglichen, in die Reihe 
der größten Weltlieferanten an Vieh und Tierprodukten einzutreten. Jedoch sind 
das alles Maßnahmen für die Zukunft und die daraus entstehenden Möglich- 
keiten können nur angedeutet werden. Die gegenwärtige Regierung ist in Er- 
kenntnis der Bedeutung der Viehzucht um ihre Hebung bemüht. 

Jedenfalls spielen jetzt schon die Viehzuchtprodukte die Hauptrolle in der 
Staatswirtschaft und bilden den Hauptexport der Mongolei. 

Der Rohstoffexportfond stellt sich annähernd folgendermaßen zusammen **): 
Rindvieh 100000, Pferde 100000, Schafe und Ziegen 1000000, Kamele 3000 
Köpfe; Schafwolle ca. 6000 Tonnen (von ca. 9600 Tonnen der Jahresproduktion), 
Kamelwolle ca. 650 Tonnen (von ca. 800 Tonnen der Jahresproduktion); Rind- 
vieh- und Pferdehäute 130000, Schaf- und Lammfelle ı 000 000***), und andere 
Tierprodukte, wie Haar und Gedärme schließlich Pelze 500000 Murmeltierfelle 


*) Bereits die Europäisierung des Transports würde einen Rückgang der Zahl der Pferde und 
Kamele und entsprechende Vergrößerung der Zahl des Rindviehs und der Schafe ermöglichen. — 
*) Die statistischen Materialien schwanken beträchtlich, da die Statistik im Lande noch nicht 
genügend zuversichtlich ist. Die Angaben beruhen auf statistischem Material aus den Jahren 1918 
bis zum Beginn der 20er Jahre des Jahrhunderts. Für das Jahr 1924 betrug der Wert der Waren- 
ausfuhr — 13 780 000 Doll. mex., 1925 — 16 165 000 Doll. mex. Die Wareneinfuhr in diesen Jahren 
ist aus folgenden Zahlen zu ersehen: 1923 — 12 727 390 Doll. mex., 1924 — 15 730 750 Doll. mex., 
1925 — 18961700 Doll. mex. — **) In der Fachzeitschrift „Der Gerber“ vom 25. April d. J. 
Nr. 1278 heißt es auf Seite 70: „Unter den aus der Mongolei ausgeführten Tieren sind die Schaf- 
felle für den Handel am wichtigsten. Die mittlere Jahresausfuhr wird auf 1700000 Stück geschätzt 
hierzu kommen noch ungefähr 800000 Lammfelle. Das nächstwichtigste ist das Ziegenfell, 
die mittlere Ausfuhr aus verschiedenen Teilen der Mongolei auf 1 500 000 geschätzt wird.“ 
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ä Tarbogan genannt. Vom Beginn des 20. Jahrhunderts bis 1909 sind durch 


4 


- russische Kaufleute 2!/, Millionen Felle nach Europa ausgeführt, wo sie zur Imi- 


_ tation von teueren Pelzen, darunter auch dem Zobel, verwendet wurden. Die Be- 


deutung des Tarbogans ist sehr groß, Schutzmaßnahmen zu seiner Erhaltung wer- 
“ den getroffen und der Export seines Felles steigt von Jahr zu Jahr. Auch Füchse, 
Bären, Otter u. a. sind in der Mongolei zu finden. Die Pelzgewinnung wird haupt- 
sächlich im Norden des Landes (Kossogolbezirk und Kentei) betrieben. 

Im Austausch für diese Rohstoffe importiert die Mongolei aus China und teil- 
weise aus Rußland: den chinesischen Ziegeltee (ein sehr bedeutendes Import- 
produkt), Mehl, Grütze, Hirse, Reis, Stoffe (hauptsächlich Seide und Baumwolle), 
gegerbtes Leder, Metallgegenstände und Gegenstände des religiösen Kultus; letzt- 
hin, hauptsächlich aus Deutschland: Maschinen, Werkzeuge, Lehrmittel, Papier, 
sogar Kulturfilme und dergleichen. 

Der Export-Import-Jahresumsatz der Äußeren Mongolei wurde mit ca. 100Mill. 
RM. (1918) bestimmt, dies erschöpft aber bei weitem nicht den ganzen Handel der 


Mongolei, wie auch die angegebenen Zahlen des Rohstoffexportfonds die ganzen 


” 


Vorräte der Mongolei bei weitem nicht erfassen. 
Die Bodenbearbeitung ist sehr wenig entwickelt. Es sind nicht über 200 000 


Morgen bebaut, von welchen der Hauptteil, sowie die Gemüsegärten von den in 


der Mongolei ansässigen Chinesen bestellt werden. Kultiviert werden: Hirse, 
Weizen, Gerste. Von der Regierung werden energische Maßnahmen zur Hebung 
der Verhältnisse in der Landwirtschaft getroffen. 

Was die Industrie betrifft, so gibt es bis jetzt im wahrsten Sinne des Wortes 
noch keine. Die für den Haushalt nötigen Produkte werden im Haushalt selbst 
produziert, wobei sich die Mongolen auf die Produktion von gegerbten Leder, 
(Riemen u. a.), einer Art von dünnen Filz, der aus Schaf- und Kamelwolle gerollt 
wird, Verarbeitung der Schaf- und Lammfelle und die Garnspinnerei beschränken. 

Die Gewinnung der Bodenschätze ist in der Mongolei sehr wenig entwickelt. 
In der Mongolei sind vorhanden: Braunkohle (fast überall im Lande), Gold (Gold- 
minen in Chan Bogdo ola-in Aimak, an den Ufern der Flüsse Iro und Hara- 
Gol und in dem Baidarik-Tal), Salz — es hat nur lokale Bedeutung, da seine Ge- 
winnung sehr primitiv durch Verdunsten des Wassers von salzhaltigen Seen be- 
trieben wird —, Magnet- und Chrom-Eisenerz, Kupfer, Blei, Silbererz (in Chan 
Bogdo Aimak), Graphit (an den Ufern des Kossogol Sees), ferner (in verschiedenen 
Gegenden) Quecksilber, Schwefel, Antimon, Talk, Soda, Halbedelsteine, Asbest, 
Bergkristall (50 km von Ulanbator) und endlich viele über das ganze Land zer- 
streute heiße und kalte Mineralquellen mit radioaktivem und Eisengehalt. 
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Diese ganzen Bodenreichtümer sind nur wenig erforscht und fast gar nicht, 
jedenfalls bei weitem nicht genügend, verwertet, — eine große Aufgabe für die, 
Zukunft. 

Der Handel in der Mongolei war früher fast ganz in chinesischen Händen kon- 
zentriert (Zweigniederlassungen großer chinesischer Firmen); gegenwärtig wird. 
der Handel von Chinesen, Russen, auch anderen Völkern betrieben, wobei die 
mongolische Initiative immer mehr und mehr zutage tritt. Privatpersonen be- 
schäftigen sich mit Handelsangelegenheiten verhältnismäßig selten, aber eine 
Konsumgenossenschaft für den Handel, „Monzenkop“, die Mongolische Zentrale 
Konsumgenossenschaft, wurde im Sommer 1921 gebildet. Diese Institution ist vom 
staatlichen und privaten Kapital begründet worden. Monzenkop hat ca. 100 Nieder- 
lassungen, über die ganze Mongolei verstreut, Vertretungen in China (Kalgan und 
Tientsin) und in Moskau. September 1924 überschritt die Mitgliederzahl dieser 
Gesellschaft 3000 Personen (die Mitgliederzahl bei der Gründung war 60—70), 
die gegenwärtige Zahl erreicht 10000. Außer der Versorgung seiner Mitglieder 
und dem Handel führt Monzenkop ziemlich bedeutende Rohstoff- und industrielle 
Operationen aus. Seine Haupttätigkeit erstreckt sich außer auf das Inland auf 
China und Rußland. Die Hauptgeschäfte sind: Export von Vieh und Viehprodukten, 
wie: Felle, Häute, Pelze, Filz, Wolle und Gedärme und Import von aller Art 
Industrieerzeugnissen. 

Eine mongolische Staatsbank, mit Emissionsrecht, ist 1923 gegründet worden — 
die Mongolische Handel- und Industriebank. Silber, in Stücken und nach Ge- 
wicht, gleichwie chinesische mex. Dollar waren als Landesmünze im Umlauf. 
Die gegenwärtige Mongolei führte ihre eigene Währung ein — Tuchrik (1 Tuch- 
rik = ca. 2 RM.) in 100 Teile — Mung, geteilt. Die Tuchrik sind Banknoten die 
von der erwähnten Bank herausgegeben werden; die Silbermünze wird von der 
Regierung geprägt. Neuerdings ist beschlossen worden Goldwährung einzuführen. 
Die unabhängige Mongolei besitzt auch ihre eigene Posteinrichtung. 

Die Frage der Zukunftsmöglichkeiten der Mongolei kann augenblicklich schwer 
beantwortet werden. Sie ist yon China noch nicht anerkannt; sogar Russland, ob- 
gleich es mit der Mongolei 2 Verträge abgeschlossen hat (5. November ıg21 und 
1923), erkennt, wie der Außenminister Tschitscherin gesagt hat: „die Volks- 
republik der Mongolei als einen Teil der chinesischen Republik“ an. Im $5 des 
russischen Abkommens mit China, heißt es: „die Regierung von U.d.S$.S.R. er- 
kennt die Äußere Mongolei als einen unabtrennbaren Teil der Republik China 
und respektiert dort (in der Mongolei) ihre (d.h. chinesische) Souveränität. Je- 
doch erkennt Rußland auch die Autonomie der Mongolei an, und in einem so 
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weiten Sinne, daß die Mongolei nicht nur keinerlei Einmischungen seitens China 
‚in ihre inneren Angelegenheiten zuläßt, sondern auch ihre auswärtige Politik 


‚unabhängig ausführt.“ Eine diplomatische Formula, die verschieden gedeutet 
‘werden kann. 

Anders ist es mit Handelsbeziehungen; diese sind in voller Bedeutung des 
Wortes international. In Handelsfragen ist jeder bereit, das Objekt des möglichen 
Gewinns anzuerkennen. 

In politischer Hinsicht hängt für die Zukunft alles von der Entwicklung der 
chinesischen Angelegenheiten, der Fernost-Politik Rußlands und der Politik 
Japans ab... Jedoch mit einem Faktor muß gerechnet werden — mit dem un- 
erschütterlichen Willen der Mongolei, unabhängig zu sein; und es ist möglich, 
daß das zukünftige China, wie auch alle anderen Staaten, es vorziehen werden, 
in der Mongolei einen Freund, anstatt einen wenn auch besiegten Feind zu haben; 
abgesehen von dem politischen und moralischen Rechte der Mongolen unabhängig 


zu sein und weiter auf der bereits geschaffenen Basis kultureller Arbeit zu bauen. 

LITERATUR: 1. J. Korostovetz: Von Cinggis Khan zur Sowjetrepublik. Berlin 1926. ‘Walter 
de Gruyter Verlag. — Grumm-Grshimailo: „Western Mongolia and the Uriankhai Country. Vol. I. 
(in russischer Sprache): Edited by the Science Committee of the Mongolian People Republic.“ Gedruckt 
“auf Anordnung der russischen Staatlichen Geographischen Gesellschaft. Leningrad 1926. — I. Maiski: 
Die gegenwärtige Mongolei. (Bericht der mongolischen Expedition die von der Niederlassung. des 
"allrussischen Zentralverbandes der Konsumgenossenschaftsgesellschaften in Irkutsk „Zentrosojus“ ver- 
‚anstaltet wurde.) Irkutsk 1921. Im Staatsverlag. — A. Kalinnikow: Die revolutionäre Mongolei. 
Moskau 1925. Im Staatsverlag. — W. Wilensky: Die gegenwärtige Mongolei. Moskau 1925. — 
I. Klukine: Clef pour etudier la langue parlee et €crite des Mongols (russisch). Teil I. Wladiwo- 
stok 1926. Im Universitätsverlag. — Marco Polo: Am Hofe des Großkhans. Bearbeitet von 
Dr. A. Herrmann. Leipzig 1926. Brockhaus Verlag. 


ALBRECHT HAUSHOFER: 


ZUR POLITISCHEN GEOGRAPHIE DER GRENZEN 
IN NORDAMERIKA 


Albrecht Penck zum 70. Geburtstag gewidmet 


: Jede politisch-geographische Untersuchnng des Grenzbegriffs an Hand von 
Beispielen aus alten Kulturländern leidet darunter, daß es eingehender und nicht 
immer erfolgreicher historischer Einzelstudien bedarf, um durch die jeweiligen 
bistorischen Schichtungen hindurch bis zu den Anfängen politischer Grenz- 
bildung zu dringen. Diese Schwierigkeit wird kleiner, sobald man junge Kolonial- 
länder betrachtet, sofern von deren politischer Gliederung durch die vorkoloniale 
Bevölkerung wenig oder nichts in die koloniale Grenzgestaltung übernommen 
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wurde. Das gilt im ganzen für Amerika, und zwar für den Norden mehr noch 
als für die Mitte und den Süden, wo doch hin und wieder Grenzaltertümer aus 
der vorkolumbianischen Zeit nachwirken. In dem von Engländern, F ranzosen, 
Spaniern und Russen erschlossenen, heute von „Amerikanern“ bewohnten Norden 
aber braucht man, von verschwindenden Ausnahmen abgesehen, nicht in die 

vorkoloniale Zeit zurückzutasten, um heutige politisch-geographische Zustände 

zu verstehen. Das gilt auch für die-Ausbildung der politischen Grenzen. Doch 

es lohnt sich, zu fragen, in welcher Weise sich dıe Bildung von Grenzen im 

kolonialen Nordamerika von der in Europa geübten unterscheidet; wieweit dabei 
geographische Momente in Gestalt naturentlehnter Grenzen oder Naturgebiete 

zur Geltung gekommen sind. Die Grenzbildung kann, nachdem die letzte strittige 

Frage von größerem Ausmaß, diejenige zwischen Kanada und Neufundland auf 

der Halbinsel Labrador, vor kurzem gelöst worden ist, für Nordamerika als be- 

endet angesehen werden, trotzdem besonders im Nordwesten des Erdteils, in West- 

kanada und in Alaska, mit zunehmender Besiedlung eine kleinere administrative 

Einteilung und damit die Schaffung neuer Binnengrenzen (im Kolonialland fast 

immer Aufteilungsgrenzen) zu gewärtigen ist. Für den größten Teil des Kontinents 

aber liegen nicht nur die Grenzen erster Ordnung, sondern auch diejenigen 

zweiter und dritter Ordnung fest; und gerade an diesen, von der politischen 

Geographie so häufig vernachlässigten Binnengrenzen lassen sich einige Gruppen 

von Fragen besonders klar darstellen. 

Die auffälligste Erscheinung unter den Grenzen nicht nur Nordamerikas, 
sondern auch anderer Kolonialländer (Australien, Südafrika) sind die astronomischen 
Meridian- und Parallelkreisgrenzen. Sie sind in Nordamerika weitverbreitet, 
während sie in den alten Kulturlandschaften der Alten Welt fast völlig fehlen. 
(Eine Ausnahme bildet die neue finnisch-russische Grenze bei Petsamo.) Der 
Grund ist einleuchtend: Die astronomische Grenze, von Penck und Sieger mit 
Recht zu den unsichtbaren gerechnet, gehört einem sehr späten Stadium der 
Grenzsetzung an. Sie hat einen eindeutigen linearen Verlauf. 

In alten Kulturlandschaften sind Grenzlinien fast immer Produkte einer langen 
Entwicklung, sei es, daß sie aus natürlichen Säumen langsam zusammenwuchsen, 
sei es, daß sie Trennungslinien waren. Das gilt auch von sogenannten „jungen“ 
Grenzen Europas in hohem Maß; gewiß sind zahlreiche Grenzen erster oder 
zweiter Ordnung durch junge Teilung entstanden; doch auch diese Grenzlinien 
halten sich in ihrem Einzelverlauf meistens an ältere Grenzen niederer Ordnungen 
(Gemeindegemarkungen, Besitzgrenzen). Immer umschließt eine Liniengrenze im 
alten Kulturland Räume, die längst von Siedlung und Wirtschaft ergriffen sind. 
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Umgekehrt verläuft in neuerer Zeit der Vorgang in Kolonialgebieten. Hier eilt 
die politische Besitzergreifung in den meisten Fällen der Durchdringung, Kulti- 
vierung und tatsächlichen Besitzergreifung voraus; es ist ganz natürlich, daß in 
einem solchen Fall von einer der Natur des Landes entlehnten Grenzführung 
nicht die Rede sein kann. Zu welchen Schwierigkeiten der Versuch, eine natur- 
entlehnte Grenze in kaum bekanntem Gelände zu ziehen, führen kann, hat der 
ehilenisch-argentinische Grenzstreit um den Kamm der Kordilleren und um die 
atlantisch-pazifische Hauptwasserscheide überzeugend dargetan. So ist es begreif- 
lich, daß man angesichts des Versagens historischer und der Landesnatur ent- 
nommener Grenzbildungsmöglichkeiten in unbekanntem Land zu dessen Gliede- 
rung sich der Linien bediente, welche die Erdmessung in theoretisch einwand- 
freier Weise liefert; daß man im Gegenteil gerade diese Linien als natürliche 
Grenzen empfand. 

Freilich besteht ein deutlicher Unterschied zwischen der Sicherheit, mit welcher 
die Berechnung solche Grenzen liefert, und der Schwierigkeit, sie in der Praxis 
zu finden. Oft trat der Fall ein, daß eine spätere Kontrolle die theoretische und 
die im Feld bestimmte Grenze nicht übereinstimmend fand. Daraus ergaben sich 
‚dann entweder nachträgliche Grenzverschiebungen oder jenes merkwürdige, 
scheinbar unmotivierte Einspringen solcher geodätischer Grenzen, das schon 
bei flüchtiger Durchsicht von Karten größeren Maßstabes auffällt. Hin und 
wieder sind auch bei solchen nachträglichen Regelungen „unverrückbarer“ geo- 
dätisch-astronomischer Grenzen geographische Eigentümlichkeiten der mittler- 
weile bekanntgewordenen Landschaft berücksichtigt worden. Doch sind dies 
Ausnahmen, die im folgenden nur gestreift werden sollen. Auch die normalen 
astronomisch-geodätischen Grenzen sollen uns hier nicht beschäftigen. Wir fragen: 
Welche Arten von „natürlichen“ Grenzen haben sich von vornherein in der 
Grenzbildung Nordamerikas durchgesetzt? 

Dazu sind ein paar historische Vorbemerkungen nötig. Das heute angelsächsische 
Nordamerika hat seine staatlichen Formen in langsamem und im Lauf des 
19. Jahrhunderts immer schnellerem Fortschreiten der Besiedelung von Osten 
her empfangen. Dieser von den Nordamerikanern allein als amerikanisch emp- 
fundenen Kolonisation gingen aber andere europäische Durchdringungsversuche 
voran, die wesentlich weiträumiger, aber auch dünnmaschiger in Siedlung und 
staatlicher Organisation gestaltet waren. Drei solche Versuche müssen unter- 
schieden werden: Als jüngster der russische Vorstoß längs der pazifischen Nord- 

" westküste, als mittlerer der französische Versuch, die beiden großen Stromgebiete 
der nordamerikanischen Mitte zu beherrschen, als ältester die spanische Organi- 
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sation des nordamerikanischen Westens. Dazu gesellt sich die englische Koloni- 
sation im atlantischen Osten. Die Grenzen jener vorangelsächsischen Zeit haben. 
heute noch Spuren hinterlassen. Sie sind deutlich zu verfolgen in der viel- 
umstrittenen Grenze zwischen Britisch-Kolumbien und Alaska; sie zeigen sich 
klar in der an die Appalachien angelehnten Westbegrenzung der heutigen 
atlantischen Küstenstaaten. Hier lebt der alte Natursaum zwischen dem Anspruchs- 
bereich der Engländer und dem der Franzosen fort; die dichtere Besiedlung des 
Ostens erzeugte stärkeren Wanderdruck; die natürliche Schranke des lang- 
gezogenen Appalachiensystems blieb nur als Binnengrenze in einzelnen Stücken 
erhalten. Doch ihre Stauwirkung war groß genug gewesen, um vor dem Über- 
quellen der Wanderbewegung eine vielfach endgültige Binnengliederung des 
atlantischen Ostens herbeizuführen. Da diese historisch in eine Zeit fällt, in der 
die politischen Ansprüche der tatsächlichen Besitzergreifung noch kaum voran- 
eilten, in der vor allem auch das flüchtige Vermessungswesen noch wenig aus- 
gebildet war, so finden sich hier die Mehrzahl der Grenzen europäischen, d.h. viel- 
fach naturentlehnten, jedenfalls nicht astronomischen Charakters. Das gilt auch 
noch für den Bereich des ersten Wanderdurchbruchs nach dem Westen beiderseits 
des Ohio. Je rascher aber Kolonisation und politischer Herrschaftsanspruch nach 
Westen wandern, desto schematischer wird die Aufteilung und Besitzergreifung 
des Landes, desto einförmiger der Grenzverlauf, desto geringer die Anpassung an 
natürliche Faktoren. Jene große Naturgebietsgrenze, an der die spanische Herr- 
schaft in ihrem Fortschreiten von Südwesten her Halt gemacht hatte — die 
Grenze zwischen offenem Land und dem Urwald der gemäßigten Breiten —, 
spielt in der Besitzergreifung durch die Amerikaner keine Rolle mehr; der Wald 
wird niedergelegt; die Waldgrenze hat sich nicht in politischen Grenzen erhalten. 
Nur an ganz wenigen Stellen haben sich geographische Gegebenheiten westlich 
des Mississippi in der Grenzbildung durchsetzen können. 

Diese Tatsache wird nur verständlich, wenn man sich die Sprunghaftigkeit der 
Besitzergreifung und der ihr folgenden politischen Gliederung vergegenwärtigt. 
Noch 1840 sind sie kaum über den Mississippi hinweggewandert. An Louisiana 
schließt sich nach Westen das noch mexikanische Texas; Arkansas und Missouri 
sind schon besetzt und gegliedert; was westlich davon liegt, ist noch nicht von 
politischen Grenzen durchzogen. Aber wenige Jahre später springt der politische 
Anspruch auf das ganze nordmexikanische Gebiet über; die ersten Siedler durch- 
queren den Kontinent, und in Oregon stoßen amerikanische und englische Wander- 
bewegung zusammen. Der daraus entstehende Streit führt zur endgültigen Grenz- 


festlegung gegen Norden. Der Gadsdenkauf bestimmt im folgenden Jahrzehnt die 
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_ Landgrenze der Vereinigten Staaten gegen Süden. Schon 1850 aber hat die Auf- 
teilung des Landes, die Territorien- und Gounty-Bildung im ganzen Westen be- 
- gonnen; in Mittelkalifornien und Texas ist sie im Anschluß an die spanisch- 
mexikanische Gliederung schon weit fortgeschritten. Freilich bleiben noch 
ungeheure Flächen ungegliedert. 1870 aber ist bereits (wenn man von der noch 
nicht erfolgten Teilung Dakotas absieht, und die Tatsache außer Acht läßt, daß 
viele der heutigen Staaten damals noch Territorien waren) die Grenzgliederung 
der heutigen Staaten im ganzen vereinsstaatlichen Raum vollendet. Dabei sind 
wieder einige ältere, geographische Grenzlinien im Grenzbild verschwunden (so 
die mehrere Jahrzehnte bestehende Naturgebietsgrenze im Verlauf der Rocky- 
Mountainfront durch die heutigen Staaten Colorado, Wyoming und Montana, 
und ein beträchtlicher Teil der Missourigrenze, welche allerdings auf weiten 
Strecken nur von einer Staats- zu einer Countygrenze degradiert wurde). Kanada 
folgt den Vereinigten Staaten wie in der Besiedlung so in der Grenzbildung in 
einem Abstand von mehreren Jahrzehnten. Hier sind die letzten großen Gliede- 
rungen erst im Laufe dieses Jahrhunderts erfolgt. Auch hier nehmen die natür- 
lichen Grenzen im Verhältnis von Osten nach Westen ab; die astronomischen 
treten in den Vordergrund, je rascher die Besitzergreifung nach Westen fortschritt. 

Ein deutliches Bild dieses Gegensatzes bietet — um die Einzeluntersuchung 
mit der Betrachtung der sogenannten internationalen Grenzen zu beginnen — die 
Grenze zwischen den Vereinigten Staaten und Kanada. Vom Vancouver-Sund bis 
zum Lake of the Woods ist sie eine Breitengradgrenze. Im äußersten Westen ver- 
läßt sie diese Linie, um zur naturentlehnten Wassergrenze zu werden. Auf der 
ganzen Strecke östlich des Lake of the Woods nimmt sie nur an zwei Stellen 
wieder den astronomischen Charakter an: zwischen dem Lorenzstrom und New 
Hampshire, sowie an der Grenze von Maine. Im übrigen ist sie auf der ganzen 
Strecke naturentlehnt — und zwar weit überwiegend Wassergrenze. Von jenem 
merkwürdigen, über den Lake of the Woods hinwegspringenden Nordzipfel von 
Minnesota bis zum Oberen See folgt die Grenze kleinen Flußläufen und Seen 
(mit einer kurzen Portage). Sie durchzieht die Kette der großen Seen, und folgt 
den verbindenden Stromstücken. Sie folgt dann dem St. Lorenz, und nach dem 
obenerwähnten astronomisch-geodätischen Zwischenstück, das den Champlainsee 
an seinem Nordende noch schneidet, der appalachischen Wasserscheide zwischen 
Lorenzstrom und Golf von Maine. Die Grenze von Maine endlich ist aus ver- 
schiedenen Teilstücken zusammengesetzt, von denen im Westen und Norden die 
Flußgrenze am St. Johns-River und zweien seiner Nebenflüsse, im Osten die Fluß- 


grenze am St. Croix zu den naturentlehnten Grenzen zu rechnen sind. 
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Verlauf der Südgrenze der Vereinigten Staaten finden: Hier bildet der Colorado 


auf eine kurze nordsüdlich gerichtete Strecke, der Rio Grande auf mehr als die 
Hälfte ihrer Gesamterstreckung die Grenze gegen Mexiko. 
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Flußgrenzen sind auch die einzigen naturentlehnten Grenzen, welche sich ım 1 
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Lassen sich die eben betrachteten Grenzen räumlich in naturentlehnte und 


künstliche, astronomisch-geodätische scheiden, so bildet die letzte der Grenzen 
erster Ordnung, diejenige zwischen Kanada und Alaska, in sich eine merkwürdige 
Kombination, indem sie zwar in ihrer kontinentalen Erstreckung einem Meridian 
folgt, dann aber in einer Entfernung von 50 Meilen einer Fjordküste in ihren 
innersten Verzweigungen folgt. Sie ist dabei durchweg zur Gebirgsgrenze, ge- 
legentlich auch zur Wasserscheidengrenze geworden; die eigentümlichen morpho- 
logischen Verhältnisse können sogar bewirken, daß sie, heute bindend festgelegt, 
durch besonders starken Rückgang der in Fjorde mündenden Eisfelder ihren 
ursprünglichen Sinn verliert und zur Wassergrenze wird. 

Auch die neue, erst 1927 entschiedene Grenze zwischen Kanada und Neufund- 
land, welche als Scheide zwischen zwei britischen Dominien eine Zwischenstellung 
in der Rangordnung der Grenzen einnimmt, trägt einen Mischcharakter. Auf ein 
kurzes Stück Flußgrenze, wird sie dann astronomisch-geodätisch, um schließlich 
im größten Teil ihres Verlaufs zu einer kaum näher bestimmbaren Wasserscheiden- 
grenze zu werden. 

Von den 48 einzelnen Staaten der Union sind — trotz dem auffälligen und immer 
betonten Vorherrschen der geraden, astronomisch-geodätischen Linie — Colorado, 
Wyoming und Utah die einzigen, die nirgend naturentlehnte Grenzen in ihrem 
Umzug haben. Alle anderen 45 Staaten haben, auf größere oder kleinere Strecken, 
naturentlehnte Grenzen. Und diese sind fast allenthalben Flußgrenzen. Nur an 
wenigen Stellen (zwischen West Virginia und Virginia, zwischen North Carolina 
und Tennessee in den Appalachien, zwischen Idaho und Montana im Zug der 
nördlichen Rockies, wo streckenweise die kontinentale Wasserscheide zur Staats- 
grenze wird) finden sich Gebirgs- und Wasserscheidengrenzen. Sonst tritt überall 
neben die astronomische Grenze als naturentlehnte die Flußgrenze. Der Colorado 
bildet die Grenze Arizonas gegen Kalifornien und Nevada; der untere Columbia 
scheidet Washington von Oregon. Der Red River bildet auf sechs Längengrade 
die Grenze zwischen Texas und Oklahoma-Arkansas; der Sabine-River begrenzt 
Texas nach Osten, bei El Paso scheidet der Rio Grande auf ein paar Kilometer 
von Neu Mexiko, nachdem sein tiefeingeschnittenes Tal vom Golf von Mexiko 
an die Grenze gegen Mexiko gebildet hat. Auf Tausende von Kilometern bilden 
Missouri und Mississippi Staatengrenzen. Nebraska, Kansas, South Dakota, Iowa 
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‚und Missouri haben den Missouri als Grenze, Minnesota, Jowa, Missouri, Arkansas 
"und Louisiana auf dem rechten, Wisconsin, Illinois, Kentucky, Tennessee und 
Mississippi auf dem linken Ufer des Mississippi. Illinois, Indiana und Ohio werden 
"im Süden gegen Kentucky und West Virginia vom Ohio begrenzt; der Connecticut 
‚scheidet New Hampshire von Vermont, der Delaware New York und New Jersey 
von Pennsylvania und Delaware, der Savannah Carolina von Georgia, der 
Chattahoochee Georgia von Alabama. 

Es ist nicht nötig, daneben noch alle kleineren Flüsse, welche Staatengrenzen 
bilden, im einzelnen aufzuführen. Es ist auch nicht möglich, von den Staaten 
eine Stufe tiefer in die politische Gliederung hinabzusteigen, und nun systematisch 
die Counties auf ihre Begrenzung durch astronomisch-geodätische oder durch 
naturentlehnte Linien zu untersuchen. Aber das Ergebnis bei den Staaten gibt 
die nötigen Fingerzeige auch für die Counties. Verfolgt man den Lauf des 
Mississippi aufwärts von der Stelle, wo er aufhört, Grenze zwischen Minnesota 
und Wisconsin zu sein, so bildet er noch bis nahe an seinen Ursprung die Grenze 
von Grafschaften; dasselbe gilt von seinem ersten größeren Nebenfluß, dem 
Minnesota, dessen Zug von naturentlehnten Grenzen sich nach Norden fortsetzt, 
„im Red River of the North. Durch ganz Missouri, durch ganz Dakota, durch 
‚das ganze östliche Montana bis fast an seine Quelle ist der Missouri eine Binnen- 
grenze; ganz natürlich fügt sich jenes Stück, wo er Staatengrenzen bildet, in den 
größeren Lauf ein, wo er nur Grafschaften scheidet. Die Staatsgrenze des 
Columbia setzt sich als Grafschaftsgrenze ebenso fort, wie die des oberen Ohio; 
und Ströme, die als Staatsgrenzen überhaupt nicht oder nur auf kürzeste Strecken 
auftreten, wie der Snake River, wie Arkansas, Tennessee, Cumberland und 
Hudson, erweisen durch Trennung von Grafschaften ihre Brauchbarkeit als natur- 
entlehnte Grenzen. Auch bei der Kleingliederung in Grafschaften ist bemerkens- 
wert, daß Flußgrenzen von allen naturentlehnten die häufigsten sind — weitaus 
häufiger als Gebirgs- und Wasserscheidengrenzen. 

Freilich muß hervorgehoben werden, daß keineswegs alle Flüsse und Fluß- 
strecken, die unserer heutigen Kenntnis nach nicht nur naturentlehnte Grenzen, 
sondern trennende Naturgrenzen wären, zu Grenzen geworden sind. Das gilt in 
erster Linie von der Canonstrecke des Colorado, und ebenso von den tief- 
eingeschnittenen Tälern von einer Reihe von anderen Flüssen (Arkansas, Missouri- 
zuflüsse in den Rockies, Westabdachungsflüsse der Sierra Nevada). Weitaus die 
meisten dieser Flußläufe waren eben noch nicht oder nicht genügend bekannt, 
als die politische Besitzergreifung eine Gliederung der von ihnen durchflossenen 


Gebiete nötig machte. 
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Auch hier zeigt sich ein Unterschied zwischen dem Westen und dem Osten 
beim Anblick der heutigen Landschaft. Die zunehmende Schnelligkeit der Besitz- 
ergreifung — die in einem merkwürdigen umgekehrten Verhältnis zu den 
Schwierigkeiten steht, welche die Natur entgegenzusetzen hat, trotzdem nicht zu 
vergessen ist, daß vor zweihundert Jahren der Wald sich von den Appalachien 
bis über den Mississippi dehnte — ließ noch zu, daß man Ohio und Mississippi 
wohl in ihrem Laufe kannte, als die Aufteilungsgrenzen des Landes entstanden; 
aber den Lauf des Colorado kannte man in der entsprechenden Periode des 
Westens noch nicht. So wird die Art der Grenze zu einer Funktion der politi- 
schen Ausdehnungsgeschwindigkeit. 

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß naturentlehnte Grenzen in Nordamerika 
trotz dem Überwiegen der astronomischen nicht selten sind; daß unter den natur- 
entlehnten die Wassergrenze weitaus am häufigsten vorkommt. Naturgebiets- 
grenzen sind nicht zu politischen geworden, trotzdem sie in Nordamerika stellen- 
weise mit klassischer und nahezu linienhafter Deutlichkeit und Schärfe erkennbar 
sind (Kammlinie der Sierra Nevada mit ihrer sanften, langen und [relativ] 
feuchten Westabdachung und ihrem steilen, [absolut] trockenen Ostabfall; 
Trockengrenze Südkaliforniens; Front Range von Colorado). Die Frage, ob sich 
unter den naturentlehnten Grenzen Nordamerikas solche befinden, die sich als 
Naturschranken bezeichnen lassen (Naturgrenzen Pencks), führt zu einem eigen- 
artigen Ergebnis. 

Aus der ganzen Entwicklung der amerikanischen Grenzen im 18. Jahrhundert 
geht hervor, daß man von den naturentlehnten Flußgrenzen zum mindesten den 
Mississippi als eine Naturschranke empfunden hat. In einem frühen Stadium der 
Besiedlung ist die trennende, schützende Wirkung von Strömen, besonders wenn 
sie, wie der Mississippi und die ihm tributären Tieflandströme, von breiten Über- 
schwemmungsstreifen weithin begleitet sind, außerordentlich groß. Sie ist stärker 
als die verbindende. Der Strom ist mehr Naturschranke als Verkehrsweg. Dieser 
Zustand aber kann sich in kurzer Zeit ändern: denn in dem Wort Naturschranke 
liegt von vornherein ein vom Menschen aus wertendes Element beschlossen. Ein 
breiter Strom mag für Menschen und den größten Teil der Säugetiere eine Natur- 
schranke sein; für die Vogelwelt ist er es nicht. So können menschliche Entwick- 
lungen, die Gestaltung einer Kulturlandschaft den Schrankenwert von Natur- 
schranken einengen, ja in sein Gegenteil verändern. Diese Entwicklung läßt sich 
ın einer so alten Kulturlandschaft, wie der größte Teil Europas es ist, kaum mehr 
verfolgen (zu erkennen ist sie noch an den Strömen des östlichen Europa, von 
der Weichsel und der unteren Donau angefangen). In Amerika ist dieser Wandel 


uausnoren. ZUR POLITISCHEN GEOGRAPRIE DER GRENZEN IN NORDAMERIRA no 


. deatlich. Hier zeigt der kurze Zeitraum von zwei Jahrhunderten, wie die ver- 
> bindende Wirkung der großen Ströme und Seen neben der trennenden immer 
_ stärker hervortritt und schließlich die vorhandenen naturentlehnten Wasser- 
4 grenzen ihres ursprünglichen Charakters als Naturschranken fast völlig ent- 
‚kleidet. 

Freilich gibt es Ausnahmen, in denen der Schrankencharakter eines Strom- 
laufs bis jetzt stärker ist als alle menschliche Wirtschaft. Das auffälligste Beispiel 
dieser Art bietet in Nordamerika derjenige Strom, der gerade in seinen trennend- 
sten Abschnitten niemals Träger einer politischen Grenze geworden ist: der 
Colorado. Es gibt kaum einen Flußlauf auf der Erde, dessen Charakter als 
Schranke so klar und zwingend ist, wie der des mittleren Colorado. Und selbst 
hier gibt es Anzeichen, daß der trennende Charakter des Stromlaufes, der seine 
Eignung zur politischen Grenze bedingt, im Fortlauf einer steigenden Entwick- 
lung zur Kulturlandschaft verschwinden könnte. Diese Entwicklung geht am 
Colorado von der mexikanischen Grenze stromaufwärts und bedingt in immer 
stärkerem Maß die Nutzung des Coloradowassers selbst zur Kultivierung eines 
ausgesprochenen Trockengebiets. Durch diese Kultivierung ist heute der Colorado 

- im Gebiet südlich von Yuma zu einer künstlichen Naturgebietsgrenze geworden; 
‚ westlich, in Kalifornien, liegt Fruchtland, östlich, in Arizona und Mexiko, herrscht 
die Wüste. Südlich der astronomischen Grenze, welche die kurze internationale 

Flußgrenzstrecke nach Westen zu fortsetzt, herrscht auch westlich des Stroms 
die Wüste; nördlich der Grenze im Osten wird in kommenden Jahren bei Aus- 
führung der Bewässerungspläne auch die heutige Wüste, soweit sie flach ist, 
Kulturland werden. Und gerade längs des Stromes selbst greift dann die Kultur- 
landschaft am weitesten in die Urlandschaft hinein. Die Wurzel moderner Kultur- 
landschaften in ariden Gebieten ist das Staubecken, das selbst noch von trockener 
Natur umgeben, die regelmäßige Wasserzufuhr und damit das Leben für die 
tieferliegende Oasenkultur gewährt. Ströme, aus deren Lauf solche Lebensreserven 
geschaffen worden sind, wie der Salt River in Arizona, sind nicht mehr Natur- 
schranken; politische Grenzen, die durch sie gezogen sind, einmal naturentlehnte 
Schranken, müssen ihrer Wirkungen entkleidet werden, sollen sie nicht lebens- 
feindlich, anorganisch in höchstem Grade wirken. Dieser in wenigen Jahrzehnten 
durchlaufene Entwicklungsvorgang läßt sich aufs deutlichste an der Colorado- 
grenze zwischen Arizona und Kalifornien verfolgen. 

Weniger in die Augen springt der gleiche Vorgang bei den Strömen des Ostens. 

Hier hat der Strom nicht die vitale Bedeutung des Wasserspenders. Und doch 


erweisen Mississippi und Ohio, Missouri und Arkansas die Umkehrung. ihrer 
; ® 
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trennenden Naturschrankenwirkung noch in anderer Weise. Die Überschwernh 


mungen, die den Charakter der Schranke gerade am stärksten erwiesen, solange i 
das tieferliegende Land Naturland war — sie sind zu den stärksten Mittlern ge- 


worden, seitdem eine reiche Kulturlandschaft zu beiden Seiten vor ihnen zu 
schützen ist. Man kann nicht einen Strom von einer Seite aus regulieren. Es 


nützt nichts, im Unterlauf Dämme zu errichten, wenn wenig oberhalb die Flut 


das flache Land erreicht und die Dämme umgehen kann. Die Beherrschung des 
Mississippi und seiner Nebenflüsse erfordert, daß die in ihm verlaufenden natur- 
entlehnten Grenzen als solche nicht zur Wirkung kommen, soll nicht die ganze 
tiefe Umgebung Schaden leiden. 

Die Notwendigkeit, für die Kulturlandschaft Gutes zu schaffen oder Schlimmes 
zu verhindern, führt so zur Beherrschung der Ströme. Darüber hinaus wirkt der 
Verkehr. Allerlei kleine und große Schwierigkeiten erwachsen ihm, wenn die 
großen Stromhäfen nicht einer Hand unterstehen. Solche haben sich in all den 
Fällen eingestellt, wo die großen Ströme, besonders im Bereich ihrer Mündungen, 
zu Grenzen geworden waren (Hudson: New York-New Jersey; Delaware: Phila- 
delphia-Camden; unterer Lorenzstrom; zum Vergleich mit deutschen Verhält- 
nissen liegt der Hinweis auf das Unterelbe-Großhamburg-Problem nahe). Sie 
würden noch wesentlich deutlicher sein, handelte es sich nicht um politische 
Grenzen jungen Alters und geringer rechtlicher Kraft. 

Damit aber berühren wir eine letzte Frage: Sind die amerikanischen Grenzen, 
ob es nun astronomische sind oder naturentlehnte, die ihren ursprünglichen 
Charakter als Naturschranken verloren haben, zu im politisch-geographischen 
Sinn organischen Grenzen geworden oder nicht? Sind die einzelnen staatlichen 
Untergliederungen Kanadas und der Vereinigten Staaten etwas „Organisches“ 
im Sinne der politischen Geographie (ohne mit dem Wort „organisch“ etwas 
anderes zu wollen, als was auch Sieger von dem alten Goetheschen Gebrauch er- 
halten wissen wollte)? 

Die kurze Betrachtung der Coloradogrenze hat gezeigt, wie eine naturentlehnte, 
noch vor 50 Jahren in stärkstem Maß als Schranke empfundene Stromlinie heute 
Teile von zwei Staaten scheidet, welche beide auf das Wasser des Stromes an- 
gewiesen sind. Hier wird eine einheitliche künftige Kulturlandschaft längs ihrer 
Mitte zerteilt; und die langen Auseinandersetzungen zwischen Arizona und Kali- 
fornien über das Coloradowasser, die zeitweise sehr scharf wurden, erweisen, daß 
die Kulturlandschaft am unteren Colorado und Gila weiter entwickelt wäre, wenn 
das ganze Goloradowasser sich in einer Hand befände. Die, unter den heutigen 


Kulturbedingungen, organische Einheit des unteren Coloradogebiets wird zer- 
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schnitten. Hier sind also weder die Grenzen Kaliforniens noch die Arizonas als 
organisch zu betrachten. Sind sie es an anderer Stelle? ? 

Es ist nicht möglich, hier die gesamte Grenzgestalt aller neun kanadischen 
Provinzen und aller 48 Staaten der Union (von den Grafschaften ganz abgesehen) 
zu analysieren. Die Frage nach organischen Grenzen läßt sich am klarsten be- 
antworten in solchen Landschaften, die sich einer klaren natürlichen Gliederung 
bieten. Zu diesen gehört nicht das ganze Mississippi- und laurentische Gebiet. 
Aber der schmale Ostsaum des Kontinents und der ganze Westen ermöglichen 
scharfe Einteilung in natürliche Landschaftseinheiten. Keine dieser Landschafts- 
einheiten entspricht auch nur annähernd einem der Staaten; auch und gerade 
da, wo diese Staaten mit naturentlehnten Grenzen aneinanderstoßen. 

Eine Einheit ist das pazifische Küstenland Kaliforniens; eine Einheit ist das 
nördlich daranstoßende Gebiet vom Willamette bis zum Puget Sund. Aber die 
Staaten, die diese Gebiete umschließen, Washington, Oregon und Kalifornien, greifen 
nach Osten darüber hinaus in Landschaften, deren natürliche Bedingungen in 
ganz andere Verbindungen weisen. Arizona umfaßt einen Teil des Colorado- 
plateaus im Norden und eine Landschaft von Becken und Inselbergen im Süden, 
‚die durch eine willkürliche Grenze von der gleichartigen Landschaft des nörd- 
lichen Sonora getrennt wird. Nordwest-Arizona aber wird von dem Hauptteil des 
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"Staates durch den Colorado Caüon getrennt, und ist in allen Lebensbedingungen 
mit dem nördlich angrenzenden Utah verbunden. Colorado und Wyoming um- 
fassen Felsengebirge und große Ebenen — und eine so ausgeprägte Einheit, wie 
das glazial geformte, verkehrseinheitliche Gebiet der großen Seen, wird von einer 
ganzen Reihe von Grenzen wahllos durchschnitten. Nur im Osten, zwischen 
Virginia und West Virginia, zwischen Carolina und Tennessee scheidet eine natur- 
entlehnte Grenze als Naturschranke (in ihrem Gesamtverlauf, nicht in ihren 
Einzelheiten) natürlich und politisch gesonderte Räume. (Besondes reizvoll ist 
der Fall der virginischen Westgrenze gegen West Virginia: Hier ist ein Teil der 
alten anglo-französischen Naturschranke hundert Jahre nach seiner ersten Be- 
seitigung neuerdings wirksam geworden; nicht von Virginia, sondern von Norden 
her wurde der transappalachische Teil Virginias besiedelt; und der Gegensatz 
der Bevölkerungen führte im Sezessionskrieg zur politischen Trennung längs der 
alten Grenzschranke der Wanderbewegung.) Doch ist dies das einzige Beispiel 
aus dem Osten. Gewiß sind auch die Staaten Massachussetts, New York und 
Pennsylvania längs natürlicher Leitlinien ihrer Hauptströme gewachsen: doch 
ihre Grenzen sind schematisch. Im Osten liegt auch die am wenigsten organische 
Grenzgestalt eines Staates: Maryland. Dem virginisch-carolinischen Beispiel 
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organischer Grenzen ist aus dem Westen in den Vereinigten Staaten nichts | 
die Seite zu stellen. Nur in Kanada bietet die Abgrenzung von British- Columbia 


und Alberta einen im Rohen der kontinentalen Wasserscheide folgenden Verlauf 
Da die kontinentale Wasserscheide hier im Norden mit den höchsten Erhebungen | 
des Felsengebirges zusammenfällt, kann man von einer organischen Grenze 
sprechen. Im Süden, wo die Grenze zwischen Montana und Idaho gleichfalls eine 
Strecke weit der Wasserscheide folgt; ist das nicht mehr der Fall, da die Flüsse 


durch das Felsengebirge hindurchgreifen. 


Zusammenfassend läßt sich sagen: Naturentlehnte Grenzen sind in Nordamerika 


häufiger, als meistens angenommen wird. Unter ihnen herrschen die Wasser- 
(See-, Fluß-)grenzen. Naturschranken („Naturgrenzen“) sind gerade diese nur in 
den seltensten Fällen für die heutige Kulturlandschaft, trotzdem sie es in einem 
älteren Zeitraum der Entwicklung gewesen sind. Organische Grenzen sind selten, 


gleichviel ob es sich im einzelnen um astronomischen oder naturentlehnten Ver- 
lauf handelt. 


Unter diesen Umständen (und angesichts ihrer Jugend) ist es doppelt bemerkens- 


wert, wie sehr sich auch die am meisten von unorganischen Grenzen abgesteckten 
politischen Körper, ob Staaten, ob Grafschaften, als einmal gegebene organische Ein- 
heiten fühlen. Die Empfindungen, welche man in Europa als erwünschte oder 
unerwünschte Überbleibsel langer historischer Entwicklungen und Grenzen be- 
trachtet, stellen sich auch in Nordamerika (ebenso wie in Südamerika) ein, sobald 
die Grenze nur besteht; trotz einer ständigen, nie gehemmten Wanderbewegung; 
trotzdem z. B. weitaus die Mehrzahl aller Kalifornier keinerlei Tradition oder 
Jugenderinnerung mit Kalifornien verbindet. So mag man es als einen politisch- 
geographischen Vorteil für die Gesamtstaatskörper empfinden, daß die anorganische 
Natur der meisten Binnengrenzen zum mindesten im Wirtschaftlichen immer 
wieder das Ganze über den Teilen erkennen und empfinden läßt. 


Aso0ıs Rosert Bönnm: 


WELTWIRTSCHAFT UND WELTLUFTPOLITIK I 


Die zwei Dimensionen des Raumes, die Tiefe und die Breite, waren es, auf 
denen sich von allem Anfang an der Verkehr der Menschheit abgewickelt hat 
und die die Richtung für die Weltwirtschaft weisend, damit auch für das Ziel 
und Wesen der Politik bestimmend waren. Wohl hat man in einer Zeit, ın der 
von einer Beherrschung des Luftraumes durch geeignete Verkehrsmittel, von 
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‚einem Luftverkehr, noch gar keine Rede sein konnte, mehr einem dumpfen Vor- 
‚gefühl entspringend, als konkreter sachlich begründeter Überlegung folgend, den 
"Luftraum über den einzelnen Staaten als deren Hoheitsgebiet erklärt und dieses 
Lufthoheitsrecht in internationalen Verträgen und Abmachungen festgelegt. 

Durch diese rechtliche Festlegung ist der Luftraum zu einem Faktor der Politik 
geworden, ehe er noch ein Medium des Verkehrs und damit der Wirtschaft 
wurde. Wenn man diese Periode, in der das Lufthoheitsrecht bestand, ohne daß 
ein Verkehr die Anwendung und Auswirkung dieser Rechte notwendig machte, 
als den ersten großen Abschnitt betrachtet, so kann man als zweiten Abschnitt 
wohl den bezeichnen, in dem die ersten zunächst tastenden Versuche zur Schaffung 
regelmäßiger Luftverkehrslinien unternommen wurden. Es ist in der Geschichte 
der Luftfahrt das Zeitalter, in dem man, einem gewissen Verkehrsbedürfnis oder 

besser gesagt einem zunächst wirtschaftlich durchaus noch nicht bedingten Ver- 
kehrswunsche entsprechend, daran ging, Luftverkehrsstrecken einzurichten. 

Da schon die technischen Voraussetzungen für diese Strecken nur sehr beschränkt 
waren und eine eigentliche Verkehrsnotwendigkeit nicht bestand, so läßt sich in 
diesen ersten Versuchsstrecken des Luftverkehrs, die größerenteils während des 

Weltkrieges entstanden, auch noch kaum irgendeine große, auf weltpolitische 
‚ Absicht hindeutende Tendenz erkennen. Man hat diese ersten Luftverkehrsstrecken 
lediglich in der Absicht errichtet, eine militärisch notwendig erscheinende Be- 
schleunigung des Postdienstes zu erreichen. Aus diesem Grunde wird es immer 
strittig bleiben, ob die ersten regelmäßigen Luftverkehrslinien, wie alle mit der 
Kriegführung zusammenhängenden Maßnahmen, als militärische Notwendigkeiten 
oder aber vom Standpunkt der großen Einstellung, die den Krieg als das schärfste 
und letzte politische Ausdrucksmittel betrachtet, als politische Verkehrslinien an- 
zusehen sind. Die ganze Einrichtung und Linienführung dieser Strecken, ihre 
Verwaltung durch rein militärische Stellen und nicht zuletzt die Art der be- 
förderten Sendungen berechtigen aber eher dazu, diese Kriegsstrecken, seien es 
nun die deutschen Strecken Berlin—Hannover—Köln, die die Ostfront entlang- 
führende Strecke Riga—Bukarest—Rostow am Don oder die österreichische Strecke 
Wien—Krakau—Lemberg mit dem Anschlußstück bis nach Kiew oder die von 
der englischen Küste bei Folkestone nach dem englischen Hauptquartier, als mili- 
tärische Etappenorganisationen anzusehen und sie nur als Teilerscheinungen des 
Krieges zu werten. Aber die zum Teil nur wenige Monate umfassenden Betriebs- 
perioden dieser Strecken haben doch den einzelnen Ländern wertvolle Erfahrungen 
geliefert und die Erkenntnisse, die dabei gesammelt wurden, sind unbedingt rich- 
tunggebend für die ersten Fluglinien, die in der Nachkriegszeit entstanden sind. 
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Genau so wenig, wie man in den ersten Jahren der Eisenbahn die volle Trag- 
weite dieser Verkehrseinrichtung für Wirtschaft und Politik erfaßte und sich da- 
mit begnügte, es schon als eine Großtat technischen Erfolges zu feiern, daß zwei 
verschiedene Orte des gleichen Kleinstaates durch einen Schienenstrang verbunden | 
wurden und man sich erst im Laufe der Entwicklung des Eisenbahnwesens ganz 
allmählich dessen bewußt wurde, wie sehr eine großzügige Eisenbahnpolitik be- 
stimmend und richtunggebend auf die Wirtschaft des eigenen Landes einwirken 
könne und auch als wertvolles Mittel aktiver Auslandspolitik eine Rolle zu spielen 
berufen sei, genau so kam erst mit zunehmender Entwicklung der Luftfahrt das 
Bewußtsein dafür, daß hier vielleicht in noch viel höherem Maße als in der Eisen- 
bahn ein Machtmittel zu aktiver Politik gegeben ist, ein Machtmittel, das für 


politische Zwecke und Absichten dienstbar sein könne, noch ehe es zu ähnlich 
umfassender wirtschaftlicher Bedeutung gediehen ist. 

Mit dem Aufdämmern dieser Erkenntnis sehen wir auch schon die Großmächte 
daran gehen, sich die Initiative auf luftpolitischem Gebiete zu sichern. Die Tat- 
sache, daß nunmehr auch die Luftpolitik für die Erfolgsrechnung der Gesamt- 
politik mitbestimmend ist, daß mit dem Auftauchen dieses neuen Faktors poli- 
tische und wirtschaftliche Aktiva und Passiva eine Umwertung erfahren, hat zu 
einer Umwälzung in der Gesamtsituation der Weltpolitik geführt. 

Wir stehen heute bestimmt erst am Beginn einer vollständig neuen Ära welt- 
politischer Methoden und Gruppierungen, die sich unter dem Druck der Luft- 
politik vollziehen. Es ist ohne weiteres einzusehen, daß die Erkenntnis luftpoli- 
tischer Möglichkeiten von revolutionärer Wirkung auf die in traditioneller Ent- 
wicklung begriffene Weltpolitik sein mußte. Die Einführung der neuen Dimension, 
der Dimension der Höhe, in die politischen und wirtschaftlichen Kalkulationen, hat 
eine Umwertung der spezifischen geopolitischen Momente der einzelnen Staaten ge- 
bracht. Die große Gegenüberstellung: Anrainer der Weltmeere auf der einen Seite 
und Binnenstaaten auf der anderen Seite, eine Klassifizierung, die sich in aller 
Klarheit schon allein auf Grund der Betrachtung der Länderkarte aufdrängte, ist 
einseitig geworden. Der Begriff des Binnenstaates im bisherigen Sinne des Wortes, 
wird allmählich verschwinden. Man ist heute in vielen Staaten, vielleicht mehr 
als notwendig, bemüht, das Völkerverbindende des Luftozeans immer wieder zu 
betonen und zu unterstreichen, um damit die Aufmerksamkeit von den aus 
imperialistischen Motiven diktierten Luftrüstungen abzulenken. 

Aber es ist mehr als eine schöne Phrase, wenn vom „völkerverbindenden Luft- 
ozean“ gesprochen wird, denn erst die Befahrbarkeit dieses Ozeans ermöglicht es 


den ausgesprochenen Binnenstaaten, sich in den Weltverkehr einzugliedern und 
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überall dort ein gewichtiges Wort mitzusprechen, wo die Weltverkehrspolitik 
entschieden und über die Wege der Weltwirtschaft verhandelt wird. Wenn auch 
der heutige Stand der Flugtechnik die volle Ausnützung der Vorteile und Mög- 
lichkeiten noch nicht gestattet, die die Befahrbarkeit des Luftozeans in sich birgt, 
so ist das nur eine Frage der Zeit. 

Bis jetzt hat es sich gezeigt, daß die ganze Entwicklung der Luftfahrt technisch 
und politisch mit beispielloser Schnelligkeit vor sich geht, und wenn auch bei der 
Gesamtbetrachtung der Luftlinien der Erde ganz allgemein gesagt werden muß, 
daß die Entwicklung zur Wirtschaftlichkeit hier noch nicht Schritt gehalten hat, 
so lassen die vorbereitenden Arbeiten in den Forschungsstätten der Luftfahrt doch 
darauf schließen, daß das eingeschlagene Tempo durchgehalten wird. 

Wir sind aber heute schon in einem Stadium, in dem die aus wirtschaftlichen 
und luftpolitischen Motiven gesteckten Ziele viel weiter reichen als die bisherige 
praktische Durchführung, wir können heute schon im Hinblick auf einen auch 
wirklich die Erde umspannenden Weltluftverkehr wohl nur von einem kontinen- 
talen Binnen- oder Küstenverkehr sprechen. Das vereinzelte Gelingen kühner 
Versuche, die den Wikingerfahrten des frühen Mittelalters und den Entdeckungs- 
‚reisen der Kolonialvölker vergleichbar, dieser Entwicklungsstufe der Luftfahrt 
voraneilen, beweist zur Genüge die Unzulänglichkeit der Flugtechnik von heute 
‘zu wirtschaftlicher Lösung des Weltluftverkehrs. Die Anerkennung für diese 
Pionierleistung einzelner, die zunächst dem persönlichen Heldenmut der Be- 
satzungen gilt, zeigt, wie sehr die Öffentlichkeit der Welt sich für die Fragen der 
Luftfahrt zu interessieren beginnt. Mag auch ein gut Teil Sensationslust dabei 
sein, so ist doch die Tatsache, daß breite Massen sich mit der Luftfahrt be- 
schäftigen, eine gewisse Vorbereitung darauf, daß die Weltluftpolitik nicht die 
Domäne einzelner, ihrer Zeit weit vorauseilender Staatsmänner bleibt, sondern 
zum Willensausdruck der Nationen wird, die für die luftpolitischen Notwendig- 
keiten ihrer Länder das erforderliche Verständnis und im gegebenen Falle die 
notwendige Begeisterung aufbringen werden. 

Galt schon für die Schiffahrt der Satz, daß das Handelsfahrzeug der Weg- 
bereiter sein müsse, dem das Kriegsschiff als Machtbeweis der Nation erst folgen 
soll, so gilt noch weit mehr für die Luftfahrt das Gebot, die Handelsflagge im 
Ausland zu zeigen und im Dienste der Wirtschaft des eigenen Landes dessen 
Verknüpfung mit der Weltwirtschaft zu sichern und damit auch dem politischen 
Streben des eigenen Landes zu dienen. 

Die genauen Linien einer Weltluftpolitik zeichnen sich heute noch ganz 
schüchtern und vielfach unterbrochen vom Horizont unserer Erde ab, und doch 
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lassen sich heute bereits die großen Richtungen erkennen, die durch die geo- 
graphische Lage der einzelnen Länder, durch die kontinentale oder maritime 
Bedingtheit ihrer Entwicklung und durch die Tradition ihrer bisherigen Politik 
bestimmt ist. 5 

Das Erkennen dieser Richtungen aus den heutigen Ansätzen einer Weltluft- 
politik übermittelt auch die bestimmenden Grundzüge künftiger Weltpolitik über- 
haupt. Von Abweichungen abgesehen, die wohl nur lokal die Führung der Welt- 
luftpolitik beeinflussen werden, ist deren Richtungstendenz schon gegeben, — wo- 
bei man den Ausdruck „lokal“ auch vom Standpunkt der Weltluftpolitik auf- 
fassen muß, deren Elemente nicht mehr einzelne Länder, sondern Ländergruppen 
und Kontinente sind. Erst das volle Bewußtsein dieser Tatsache bedeutet ein Er- 


fassen des Begriffes und des Wesens der Weltluftpolitik. 


Die Luftpolitik der Mittelmeerstaaten 


Das Mittelmeer, das in der Geschichte des Altertums der Lebensraum der für 
unsere Entwicklung maßgebendsten Völker und Staaten war, hat auch im Zeit- 
alter des Luftverkehrs eine Bedeutung erlangt, die dem traditionellen Wert dieses 
Gebietes entspricht. War das Mittelmeerbecken für das Altertum der Schauplatz der 
historischen Ereignisse, von dem nach allen Weltgegenden Einzelaktionen aus- 
strahlten, so ist es heute, im Zeitalter der Luftfahrt, wichtigstes und bedeutungs- 
vollstes Durchgangsgebiet, und die Anwohner des Mittelländischen Meeres sind 
sich der Bedeutung wohl bewußt, die gerade ihre an einem klimatisch so be- 
günstigten Meere gelegene Küste für die Luftfahrt besitzt. Die historische, völker- 
verbindende Mission des Mittelmeeres zeigt sich gerade im gegenwärtigen Ent- 
wicklungsstadium des Luftverkehrs, da der Atlantische Ozean und der Pazifik 
noch Hindernisse darstellen, die im regelmäßigen Verkehr nicht bezwungen 
werden können, und die zu überwinden sportliche Höchstleistungen erfordert. 

Die Unterwerfung des Erdballes unter die Technik und ihr stärkstes Aus- 
drucksmittel, den Verkehr, hat es mit sich gebracht, daß die Interessen der Um- 
wohner des Mittelmeeres nicht auf diesem unter den gegebenen Verkehrs- 
bedingungen zu eng beschränkten Lebensraum konzentriert bleiben, sondern sich 
über die ganze Erde verbreiten, und dennoch ist die Mittelmeerpolitik der Um- 
wohnerstaaten Grundlage und Ausgangspunkt ihrer politischen Handlungen, 
gleichgültig, ob im fernen Osten oder im fernen Westen. 

Die Auflockerung, die die Wesensverbundenheit der Mittelmeerländer durch 
die Entwicklung des Verkehrs und die Schaffung der Kolonialstaaten erfahren 
hat, hat sich aber nicht in der Richtung einer verminderten Rivalität dieser 
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Länder in bezug auf die Mittelmeerfragen geltend gemacht, und so nimmt es 
ich weiter nicht Wunder, wenn man in den luftpolitischen Maßnahmen dieser 
Staaten ganz deutlich das Grundprinzip erkennt, mit diesem neuesten Macht- 
‚und Ausdrucksmittel der Politik die eigene Stellung im Rahmen der Mittelmeer- 
länder zu erhalten und durch geschickten Gebrauch der Luftpolitik weiter aus- 
zubauen, 

Zu den mediterranen Staaten, die schon zufolge ihrer geographischen Lage 
den zentrifugalen Einflüssen der Wirtschaft, der Kolonial- und Verkehrspolitik 
weit zugänglicher sind, als die ausschließlich am Mittelmeer gelegenen Länder, 
gehört Spanien. Es soll in diesem Abschnitt nicht von dem Spanien die Rede 
sein, in dessen Hauptstadt der erste Ibero-Amerika-Aeronautische Kongreß getagt 
hat, auch nicht von dem Spanien, das durch kühne Fernflüge über den südlichen 
Atlant und nach den Philippinen die ideelle Zusammengehörigkeit der lateinischen 
Rasse durch ein sichtbares Ausdrucksmittel aufgezeigt hat, sondern es soll im 
Rahmen dieses Abschnittes lediglich von dem Mittelmeerland Spanien gesprochen 
werden. 

Die schweren Kämpfe, die die Spanier in Marokko zu führen hatten, brachten 
-es mit sich, daß über den fallweisen Etappen- und Sanitätsflugdienst hinaus- 
‚gehend ein ganz regelmäßiger Luftpostdienst zwischen Sevilla und Tetuan sowie 
Larache eingerichtet wurde. Der Wert dieses regelmäßigen Schnelldienstes 
zwischen dem spanischen Mutterland und seiner aufständischen Kolonie, gab den 
dort kämpfenden Truppen mehr als jede anderweitige Propaganda den Eindruck 
der ungeheuren Bedeutung, die ein Besitz Marokkos für das Weiterbestehen des 
Spanischen Reiches hat. Der moralische Wert, den dieses Bewußtsein für die 
Kampfkraft der spanischen Truppen an der Marokkofront besaß, ist ebenso groß, 
wie die Festigung der Erkenntnis, daß Marokko das gegebene Vorfeld Spaniens 
und damit ein lebenswichtiges Gebiet für dessen Erhaltung sei, im Bewußtsein 
nicht nur der spanischen Politiker, sondern im Bewußtsein der öffentlichen 
Meinung Europas überhaupt. Man kann ein Gebiet, das kaum 5 Flugstunden 
von den Interessenzentren des eigenen Landes entfernt liegt, weder den un- 
berechenbaren Halbnomaden, noch den Einflüssen mehr oder minder versteckter 
Rivalen überlassen. Ist die Luftverbindung Spaniens—Marokko ein durch die 
Kriegshandlungen gebotener schärfster Ausdruck aktiver Politik, so steht dem 
gegenüber eine gewisse Vernachlässigung interner Luftfahrt, und es spricht 
wieder für die aus der traditionellen Kolonialpolitik Spaniens resultierenden, 
durch seine geographische Lage bedingten Dispositionen zu zentrifugalen Aus- 


wirkungen, daß die erste innerspanische Luftfahrtlinie, die 1926 ins Leben ge- 
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rufene Strecke der Uniön Aerea Espanola, nicht zu der wirtschaftlich so be- 
deutungsvollen spanischen Ostküste, sondern über Sevilla nach Lissabon führte, 


Die wirtschaftliche Stärke Barcelonas hat aber schon im Jahre 1927 zur Ein- 
richtung einer Verkehrsstrecke Madrid—Barcelona geführt und gleichzeitig auch 


von Madrid über Marseille nach Genf den Anschluß des spanischen Luftverkehrs 
an den mitteleuropäischen Verkehr gebracht. Damit ist das Mittelmeerland 
Spanien auch mit dem Mittelmeerland Frankreich durch das neueste Verkehrs- 
mittel verbunden. 

Frankreich, der Staat, in dem die Luftfahrt vor dem Kriege die stärkste 
Entwicklung genommen hat, und dessen Luftfahrindustrie auch in der Nach- 
kriegszeit bis 1926 noch so bedeutend war, daß ein Drittel der Weltproduktion 
an Flugzeugen und Flugmotoren auf Frankreich entfiel — seither ist durch den 
schnellen Aufstieg der amerikanischen Luftfahrindustrie der französische Anteil 
an der Weltproduktion auf ungefähr ein Fünftel gesunken —, ist das Land, in 
dem trotz richtiger und rechtzeitiger Erkenntnis luftpolitischer Erfordernisse und 
Möglichkeiten und in richtiger Wertung der Weltwirtschaftsbedeutung des Luft- 
verkehrs, die Durchführung luftpolitischer Pläne durch die Unzulänglichkeit 
der Organisation und vor allem durch das Versagen des eingesetzten Materials 
nicht das Ergebnis zeitigten, mit dem man ursprünglich gerechnet hatte. 

Schon 1917 wurde parallel mit der gleichzeitig in England tagenden Konferenz 
eine Luftverkehrsprüfungskommission eingesetzt, theoretische Studien und prak- 
tische Versuchsflüge zur Schaffung einer Luftpostverbindung zwischen den Staaten 
der Entente und zur Verbindung mit den nordafrikanischen Kolonien wurden 
gemacht. Als Ergebnis dieser Vorarbeiten sollte als erstes Glied einer Brücke nach 
Nordafrika die Linie Toulon—Korsika eröffnet werden, und gleichzeitig wurde 
der Versuch gemacht, von den in nordafrikanischen Küstengegenden liegenden 
Flugplätzen regelmäßige Verkehrslinien nach den innerafrikanischen Stützpunkten 
und Waffenplätzen vorzutreiben. Daß diese großzügigen Pläne im Keim stecken- 
blieben, hat seinen Grund darin, daß man mit rein militärischen Methoden und 
mit Kriegsmaterial an die Lösung von Aufgaben herangehen wollte, die bei aller 
militärischen und politischen Bedeutung als reine Verkehrsaufgaben eben doch 
wirtschaftlich-technischer Methoden zur Lösung bedürfen. Die führenden fran- 
zösischen Politiker waren sich von Anfang an klar darüber, daß die Luftfahrt 
ein Hilfsmittel erster Ordnung für die Erhaltung der Kolonialmacht bedeutet, 
und trotz aller Schwierigkeiten entstand 1919 die Compagnie Generale de Entre- 
prises Aeronautiques, die auf der Strecke Toulose—-Casablanca Frankreich mit 


seinem nordafrikanischen Kolonialreich verband. Ihr weiterer Ausbau gelang 
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‚nicht in dem Tempo, in dem er wünschenswert gewesen wäre, und die Flüge 
"von Frankreich nach Timbuktu, nach Rabat, nach Mongalla und Facchoda, nach 
ER und nach Madagaskar zeigten ebenso wie die bemerkenswerten Flüge der 
afrikanischen Militärstaffeln nach Innerafrika das Bestreben, zunächst wenigstens 
"durch derartige Einzelflüge die Schaffung eines kolonialen Luftnetzes vorzubereiten. 
Im gleichen Sinne sind die Flüge nach Syrien, seien sie nun direkt von Frank- 
reich über dessen Afrikakolonialbesitz erfolgt, zu werten, und die wiederholten 
Flüge hervorragender französischer Piloten rund um das ganze Mittelmeerbecken 
zeigen ebenso deutlich wie eine Besuchsfahrt des französischen Mittelmeer- 
‚geschwaders, daß Frankreich auch imstande ist, auf dem Luftwege alle Plätze 
des Mittelmeeres in sein Aktionsbereich einzubeziehen. Ein weiterer klarer Hin- 
weis auf die spezielle französische Luftpolitik und deren Heranziehung zur Lösung 
des Aufgabenkreises französischer Außenpolitik überhaupt ist die 1920 erfolgte 
Gründung der Franco-Roumaine, einer Luftverkehrsgesellschaft, die die Angliede- 
rung des Staatenkreises der kleinen Entente an Frankreich in luftpolitischer Hin- 
sicht betonte und das Zusammengehörigkeitsgefühl der kleinen Ententestaaten 
untereinander und in ihrer Gesamtheit mit Frankreich stärken wollte. Die Linie 
„der Franco-Roumaine, die von Paris über Straßburg, Prag, Wien, Budapest, 
Belgrad nach Bukarest führt, erschien damals als das Rückgrat politischer Ver- 
"bundenheit, und erst die letzten Jahre hat die Franco-Roumaine, die ihr Linien- 
netz bis Konstantinopel erweitert hat, und die im Anschluß an die aus Frank- 
reich kommende Linie durch einen Streckendienst zwischen Prag und Warschau 
nach Polen in diese politische Interessengemeinschaft verkehrstechnisch mit ein- 
bezogen hat, ihren Namen in Compagnie Internationale de Navigation Aerienne 
(Cidna) umgewandelt. Ob es der Cidna gelingen wird, von Konstantinopel aus 
ihre Linie nach Aleppo weiterzuführen und damit die Verbindung zwischen 
Frankreich und Syrien zu erreichen, ist fraglich, denn das Entgegenkommen der 
Türken, deren Gebiet überflogen werden müßte, ist ebenso gering wie das der 
Engländer, die als Besitzer von Gibraltar, als Protektor Ägyptens und Palästinas 
und als Herren auf Zypern im Mittelmeergebiet ebenso lebenswichtige luft- 
politische Interessen zu wahren haben wie Frankreich. 

Die Luftpolitik Frankreichs ist zunächst reine Mittelmeerpolitik; das zeigt ja 
auch die oben beschriebene Entwicklung der Cidna, die über eine Brücke Frank- 
reich freundlich gesinnter Staaten an das östliche Mittelmeer führen soll. An 
dieser Tatsache ändert auch der Umstand nichts, daß der Luftverkehr zwischen 
England und Frankreich auf der Linie London—Paris die stärkst beflogene Strecke 


der Welt ist, und daß im Jahre 1926 den Flugplatz Le Bourget in einer Woche 
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an 2000 a zwischen London—Paris passiert haben. Auf dieser kurzen 
Strecke macht sich die Überlegenheit des Flugzeuges über den Umsteigeverkehr 
Eisenbahn-Schiff-Eisenbahn besonders kraß geltend. Die günstige Entwicklung 
dieser Luftstrecke hat aber doch erst 1928 zur Schaffung innerfranzösischer | 
Linien geführt, deren Linienfestsetzung zunächst von dem für Frankreich so be3 | 
deutungsvollen Fremdenverkehr nach der Riviera und nach Biarritz diktert 
wurde, wobei noch zu erwähnen ist,:daß zwischen der Riviera und Korsika ein 
regelmäßiger Luftverkehr aus der Überlegenheit der Schnelligkeit des Flugzeuges 
über das Schiff Nutzen zieht. 

Wenn auch vereinzelte Flugversuche darauf hindeuten, daß eine Verbindung 
Frankreichs mit seinen hinterindischen Kolonien eines Tages spruchreif wird, so 
ist die heutige Situation doch noch so ungeklärt, daß darüber mit gutem Gewissen 
noch nichts Konkretes gesagt werden kann. Frankreich fühlt sich auch zunächst 
noch durchaus als die Luftvormacht des Mittelmeeres, und trotz aller schönen 
Worte beim Empfang in Marseille hat der Geschwaderflug von 60 italienischen 
Wasserflugzeugen nach Spanien ein Gefühl der Bitterkeit in Frankreich hervor- 
gerufen, das wohl am besten durch die Feststellung eines französischen Fachblattes 
gekennzeichnet wird, das schreibt: 

„Une hirondelle ne fait pas le printemps. Une avion ne fait pas l’avenir, mais 
cinquante, cela le precipite.“ 

Ebenso wie Frankreich und England hat auch Italien bereits 1917 die Frage 
eines Luftpostdienstes als Mittel einer weiteren Ausgestaltung der Entente erwogen 
und auch praktisch durch einen vorübergehenden Luftpostdienst Turin—Rom 
Versuche angestellt. 

Die geographische Lage Italiens als Zentralmacht des Mittelmeeres hat damals 
schon zur Projektierung und Gründung von Gesellschaften geführt, die die Luft- 
linien nach Sardinien und nach den übrigen Mittelmeerländern einrichten sollten. 
Zwischen Sardinien und Rom und zwischen Neapel und Palermo wurde auch 
im Kriege ein Luftverkehr aktiviert, der als Brücke nach Frankreich bzw. nach 
Nordafrika betrachtet wurde und damit schon die Wege italienischer Luftpolitik 
im Mittelmeere kennzeichnet. Wenn es im Kriege nicht schon zu einem regel- 
mäßigen Luftverkehr zwischen Brindisi und Albanien kam, so hat doch ein sehr 
lebhafter Etappendienst über dem südlichen Teil der Adria stattgefunden. 

Aus dem Italien der Nachkriegszeit, das sein Augenmerk besonders dem nahen 
Osten zuwandte, wurde eine Fluglinie über Athen nach Konstantinopel gelegt. 
Mangel an Kapital sowie Einsatz untauglicher Flugzeuge kennzeichnete diese 
erste Periode des luftpoltitischen Strebens Italiens, das einen vollständig neuen 
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Impuls mit dem Moment bekam, als Mussolini selbst das Luftfahrministerium 
übernahm. Bei allem Verständnis für die Luftwaffe, die ein Haupterfordernis für die 
Erhaltung der italienischen Machtstellung ist, hat Mussolini in Erkenntnis der luft- 
politischen Erfordernisse auch sofort eine zielbewußte Luftverkehrspolitik begonnen. 
= Yon Triest die adriatische Küste entlang nach Zara und den dalmatischen 
Inseln bindet eine Luftverkehrsstrecke die Ostküste des Adriatischen Meeres an 
das Königreich. Die Aktivität der italienischen Orientpolitik wird sehr nachdrück- 
lich unterstrichen durch die Luftverbindung nach Albanien, durch die Über- 
nahme der albanischen Luftlinie und durch die Reaktivierung der Strecken 
Brindisi—Athen—Konstantinopel. 

Als wichtige Etappe zu dem italienischen Kolonialbesitz in Nordafrika ist die 

Strecke Genua—Neapel—Palermo anzusehen. Über das wirtschaftliche Erfordernis 
hinaus geht die politische Bedeutung der Linien Rom—Venedig—Wien, die, am 
Rande Südslawiens ausschließlich über italienisches und österreichisches Gebiet 
führend, der französischen Einflußsphäre entrückt ist und Italien auf dem Luft- 
wege mit Mitteleuropa verbindet, sowie die gleichen Erwägungen entspringende 
Schaffung der Fluglinie Mailand—Triest—München. 
- Große Geschwaderflüge nach Tripolis dienen der Festigung des Kolonial- 
‚gedankens. Der Geschwaderflug von 60 Wasserflugzeugen unter Führung des 
italienischen Unterstaatssekretärs für Luftfahrt Balbo über die Balearen nach 
Spanien und über Marseille zurück nach Italien ist eine nicht mißzuverstehende 
Manifestation Italiens, das damit zeigt, daß es auch im westlichen Mittelmeer- 
becken durchaus nicht uninteressiert ist, und zugleich auch eine Mahnung an 
die westliche lateinische Schwester Spanien, daran zu denken, daß sie auch zur 
Mittelmeergemeinschaft gehört, und daß Italien ein mächtiger Faktor in dieser 
Gemeinschaft ist. Auch wenn man von romanischer Begeisterungsfähigkeit ab- 
sieht, so ist doch der Nachhall, den dieser Geschwaderflug in Frankreich und 
Spanien fand, ein überaus starker, und er hat die Ansicht über die Bündnis- 
würdigkeit Italiens in Spanien ganz erheblich gefördert und in Frankreich einen 
sehr berechtigten Katzenjammer erzeugt, weil es bei dem gegenwärtigen tech- 
nischen Stand der französischen Luftfahrt nicht leicht sein dürfte, einer ähnlichen 
politischen Demonstration durch die geeignete Auswahl technischer Mittel zu einem 
so eindrucksvollen Erfolg zu verhelfen. 

Wir sehen also auch bei Italien in erster Linie neben den zur Sicherung seines 
Adriabesitzes notwendigen Linienmaßnahmen eine nach Westen und Osten 
gleichstark tendierende Luftpolitik, die auch die kolonialen Interessen des König- 
reiches entsprechend berücksichtigt, und neben der an sich so bedeutende Flüge 
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wie die de Pinedos nach Südamerika und nach Australien und der Flug Ferrari | 


und Del Pretes nach Brasilien von untergeordneter Bedeutung sind, wenn auch, 
das Erscheinen italienischer Flugzeuge an den Zentren italienischer Einwanderung } 


das von Rom aus so sehr geförderte Gemeinschaftsgefühl der Ausland-TItaliener ı im | 


günstigen Sinne zu beeinflussen vermag. 
Neben den Ländern Spanien, Italien und Frankreich spielt die Luftpolitik der 
übrigen Mittelmeerländer kaum eine Rolle, sie sind zum Teil organisch zuwenig 


gefestigt oder zum mindesten in ihrer technischen Entwicklung noch nicht weit 
genug, um bewußte und aktive Luftpolitik treiben zu können, und müssen sich 


deshalb auf passive Luftpolitik, wie Luftfahrtabkommen, Erteilung oder Ver- 
weigerung von Durchflugserlaubnissen, beschränken, oder sie sind zwar, wie 
z.B. die Türkei, Mittelmeeranwohner, deren Interessen aber nach einer anderen 
Richtung orientiert sind. — Wenn auch in letzter Zeit Griechenland durch Mittel- 
meerrundflüge in Erscheinung getreten ist, ist es selbst auch noch nicht in der 
Lage, zur aktiven Mittelmeerpolitik überzugehen. — Über die luftpolitischen Be- 
strebungen Englands, soweit sie das Mittelmeergebiet betreften, wird richtiger 
im Rahmen einer Gesamtbetrachtung englischer Luftpolitik zu sprechen sein. 


K. HAUSHOFER: 
LITERATURBERICHT ÜBER DEN INDOPAZIFISCHEN RAUM 


Wieder müssen wir zwei nicht umfangreiche, zeitliche Dynamik der Großlandschaft China, als 
aber gehaltvolle Werke aus freien deutschen wegen des II. Teils, Malones manchmal ausge- 
Gewerkschaftskreisen und den wirtschafts-poli- zeichnet beobachteter, aber doch flüchtiger, 
tisch gebundenen der Bolschewisten wegen ihres stellenweise sehr anfechtbarer Schilderungen der 
geopolitischen Wertgehaltes voranstellen: chinesischen Arbeiterzustände. Denn bei diesen 

Franz Josef Furtwänglers Bearbeitung und merkt man deutlich, daß ihm weder die Zeit 
Übersetzung von C. Malone: „Das neue China reichte, um sich die vorhandene tüchtige Vor- 


und seine sozialen Kämpfe.“ Berlin, 1928. Ver- arbeit anzusehen: die engl. (Sowerby, Hodges, 
lagsgesellschaft des Allg. Deutschen Gewerk- Hosie), die deutsche (Otte, Wagner, Wegener, 
schaftsbundes, und ein russisches Werk von Wittfogel), die russische (Iwin), noch, um sich 
Prof. O, Pletner über die „Japanische Land- über die sehr soziale Tätigkeit der alten chine- 
frage“. Moskau, 1928. sischen Gilden und Gewerkschaften zu unter- 
Beide sind Vorbilder, wie geopolitische Forde- richten, die allein so schnelle Entwicklungen 
rungen mit denen Spethmanns nach „dyna- ermöglichte, wie sie in Japan, aber auch in 
mischer Länderkunde“ und praktischen wirt- Südchina stattgefunden haben (worüber ihn schon 
schaftspolitischen Zwecken vereinigt werden ein Blick in Radhakamal Mukerjees „Democra- 
können; das erste weit mehr wegen Furtwäng- cies of the East“ belehren könnte). Aber Furt- 
lers eigener, auf ihren knapp 40 Seiten durch- wänglers dynamische Einführung in das China- 


weg zu empfehlender Einführung in die neu- problem für den deutschen Arbeiter, die an 


N 
| 
| 


| 


I 


\ 
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telle des richtigerweise weggelassenen ersten 
#77 itgeschichtlich-flüchtigen Teils von Malone 
tritt, ist ausgezeichnet. Wenige, aber kennzeich- 
nde Zahlen, bilderreiche und doch geraffte 
f Darstellung mit sachlicher Schärfe, wie sie der 
_ denkende Arbeiter liebt und wie sie ihn packt. 
Über einige Werturteile ließe sich streiten. Wu 
Bpei Fu ist wirklich kein „alter Trottel“, sondern 
der anständigste unter den chin. Provinzialheer- 
führern, vielleicht eben deshalb politisch der 
 glückloseste gewesen. Aber hier ist F. seinem 
Original, Malone, auf einen Holzweg gefolgt, 
Der 
U. Teil also ist nur ein Anfang; Kap. 14 (Fi- 
scherei) z. B- von bedenklicher Oberflächlichkeit, 
ebenso die Bemerkungen über Nordmandschurei 
Aber das ist Schuld seines Ge- 
währsmannes Malone, worauf es jeder Übersetzer 
aufsehenerregender Bücher 


2 für den M. die Verantwortung trägt. 


und Mongolei. 


von Augenzeugen 
wagen muß. Was aber der Übersetzer und Be- 
arbeiter aus Eigenem tat, ist gute, zweckgerechte 
dynamische und geopolitische Arbeit von echt 

„ sozialem Geist, mit dem ehrlichen Mut, inter- 

nationale Lügen auch Lügen zu nennen. 

Prof. O. Pletner: 
(Agrarnüü Wopros w Japonü) Moskau, 1928, 
247 S.; viele Diagramme; ı Karte v. Japan 
(Russ.). Wertvolle Lit. 
gleichzeitig damit ergänzend wünschenswerten 
Arbeiten: Prof. N. B. Küner: Geographie von 
Japan (Geographia Japonii), Moskau, 1927, und 
N. Baranskii: 
jets (Ekonomitscheskaja 


„Agrarfrage in Japan“ 


Ang. ist, — wie die 


Wirtschaftsgeographie der Sow- 
Geographia GCCR), 
Moskau u. Leningrad, 1927, auf die wir noch 
zurückkommen — ein Beweis der außerordent- 
lich konzentrierten geistigen Leistungen, auf denen 
die Orts- und Sachkenntnis vieler Sowjetver- 
treter beruht, der sie manche, sonst einer fast 
mystischen Propagandafähigkeit zugeschriebenen 
Erfolge verdanken. Vielfach scheint diese Grund- 
lage in Wirklichkeit aber nur eine ausgezeich- 
nete Vorbereitung und Schulung auf Grund der 
geopolitischen und wirtschaftlichen Erfahrungen 
zu sein, die über die betreffenden Landschaften 
auch andern zur Verfügung ständen, wenn sie 
das darüber erfahrbare Wissen mit gleich zäher 
Energie und Sachlichkeit aufsuchen und in po- 
litisches Können verwandeln wollten. Wir möchten 
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hier gern ausdrücklich änerkennen, daß wir den 
Einblick in diese Arbeit vor allem unermüdlichen 
freundlichen Winken und Sendungen des her- 
vorragenden Kenners der Geopolitik des nahen, 
mittleren und fernen Ostens, Dr. ©. v. Nieder- 
meyer, verdanken, der schon so viel für das 
Verständnis. zwischen Mittlerem, Nahem Osten 
Oleg Pletners 
„Agrarproblem in Japan“ gliedert seine Aufgabe 


und Mitteleuropa getan hat. 


in vier Hauptgruppen: Die landwirtschaftliche 
und geographische Grundlage und Bodenbe- 
nützung, die Schichtung des Dorfes, die Bauern- 
bewegung, die Agrarpolitik. In 246 Seiten steckt 
ein reicher Stoff verarbeitet und zeigt mit groß- 
zügiger Rücksicht auf den Benutzer seinen ganzen 
Arbeitsapparat, einschließlich vielseitiger Hin- 
weise zur Quellenbenutzung. Man kann sich 
lebendig vorstellen, welchen enormen Wert zur 
Ausbildung praktischer Träger eines neuen 
Wirtschaftsprinzips eine solche Inhaltszusammen- 
fassung einer Vorlesung. oder praktischen Übung 
hat, und. gewinnt einen tiefen Einblick in die 
geopolitischen Methoden, aber auch die Arbeits- 
leistung der geistigen Vorkämpfer der Sowjet- 
ideen in Asien — die beide zur Erkenntnis 
Macht- und Wirtschaftsgebiete nur 
nachahmenswert genannt werden können. 


Dr. John Batchelor, Sapporo, Hokkaido, Ja- 
pan: „Ainu-English-Japanese Fe To- 
kyo, 1926, Kyobunkan; London: Kegan Paul, 
Trench, Trübner. III. Ausg. Mit Vorworten von 
Marquis Y. Tokugawa und Hokkaido-Gen. 
Gouverneur K. Nakagawa. 


fremder 


Auch wenn nicht die Einführung durch Spitzen 
des japanischen Beamtentums die Bedeutung 
dieser einzigartigen Wörterbuch-Leistung hervor- 
heben würde, müßten wir sie über den Kreis 
der engeren Fachleute hinaus zur Beachtung 
und Anschaffung mindestens in den Büchereien 
empfehlen, die sich mit den Machtgrundlagen 
und Rassenwerten des Fernen Ostens befassen. 
Denn nicht die rasch schmelzenden, heute auf 
kaum mehr als 15000 Köpfe zu schätzenden 
Reste des 
selbst sind es, die diesen Rat zur Anschaffung; 


kleinen palaeoasiatischen Stammes 
rechtfertigen, sondern der starke Anteil der Ainu 
an der japanischen Gesamtrassenmischung. Helles 
Licht ist in den letzten Jahren durch politisch 


angeregte, wissenschaftliche Arbeiten (Horioka, 
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Kume u. a.) auf die südlichen Bestandteile der 
japanischen Rassenmischung gefallen — und ge- 
worfen worden. Daneben trat die wichtige an- 
dere Blutbasis der Ainuzusätze mit Unrecht 
zurück. Batchelors treue Lebensarbeit, die sich 
mehr als 50 Jahre (seit 1876) mit Anthropo- 
geographie, Geschichte und Sprache der Ainu 
beschäftigte, sucht die zu einseitig emporge- 


schnellte Wage wieder richtig zu stellen. Denn 


tatsächlich ist vielleicht doch der Aufbauanteil 
der Ainu an der Inselrasse etwa so stark, wie 
der alpine in Mitteleuropa, so sehr richtung- 
gebend in Japan der Südeinschlag — darin 
dem nordischen bei uns vergleichbar! 
der stärkere und temperamentvollere war, wäh- 
rend der rein mongolische Blutanteil kaum ınehr 
ausmacht als in Mitteleuropa der mittelländische. 
Mit Recht weist B. darauf hin, daß weit im 
Süden des Reichs im stolzen Namen des Fuji- 
San, selbstverständlich in vielen nordischen 
Namen (Sapporo, Mauka, Parato) Ainu-Wurzeln 
stecken, wie viel es im Volksglauben, im Ahnen- 
dienst (Kami-jap. kamui-ainu), in geographischen 
und topographischen Bezeichnungen (iwa, Fels, 
Riff; nobori, nupuri, Berg) seine Herkunft von 
den frühesten, durch die Yamatorasse verdrängten 


— als 


Herren des Bodens erweist. Zwischen den ge- 
waltigen Massen der Mongolen und der Fähig- 
keit der Malaio-Polynesier, kleine Zahlen zu 
größter Wirkung zu bringen, haben die immer 
zahlenschwachen Stämme der Palaeo-Asiaten, zu 
denen die Ainu gehören (deren arische Ver- 
wandtschaft B. an vielen Stellen zu erweisen 
sucht), immer ein schweres Leben gehabt; sie 
haben sich oben, in herrschenden Schichten, 
nicht behaupten können; aber desto sicherer sind 
sie von den tragenden Unterschichten im Blut 
und in der Sprache wieder vorgedrungen, wahr- 
scheinlich weit über ihre ursprünglichen Zahlen 
hinaus, und in den 85 Millionen des neujapa- 
nischen Reiches eingebettet (mindestens 8,5 bis 
ı7 Mill, 10—20°/,). 

Die recht wertvolle, kurze Bibliographie berührt 
sympathisch durch die warmherzige Würdigung 
der divinatorischen Leistung des Österreichers 
Dr. Pfitzmaier (Wien, 1850) von B. selbst und 
Chamberlain. Eine Arbeit von Dröber, München, 


1909 ist aber der Beachtung entgangen. 
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Wie fest verbaut Ainu-Worte im Unterbau Be | 
japanischen Sprache stecken oder mindestens auf 
gemeinsamen Ursprung hinweisen, verraten die 
mehr als vierhundert Seiten des eigentlichen R 
Wörterbuchs fast in jeder Spalte: Gott; Vater; | 
Mutter; Kind; Hand und Bein; Leben; Ur- 
sprung; Alter; Burg oder Birg; Versteck; Hü- 
gel; Brunnen, Wasser, Eis; heiße Quelle sind 
ein paar Beispiele. Groß ist die sprachbildende, 
tonmalende Kraft des formmächtigen und klang- 
reichen Sprachrohstoffes, auf den die auswählende 
Kunst der japanischen Kultur vielleicht einmal 
zurückkommen kann, wenn sie sich von der 
immer noch stark wuchernden chinesischen und 
westlichen Überfremdung befreien will. 

Und für diesen Fall besitzt Japan an der bienen- 
fleißigen Arbeit von Batchelor einen Schatz, der 
— weit über die normalen Aufgaben eines sol- 
chen Wörterbuches hinausgreifend — eine Fund- 
grube für alte Volksbräuche bildet. Man ver- 
„Die 


Denkenden als Menschen“, oder zu dem ver- 


gleiche die Erklärungen zu „Ainu“, eigtl. 


rückt machenden Kraut der Skimmia japonica, 
oder zu den verschiedenen Wortgruppen des 
Ahnendienstes, von Schild und Schwert; wie 
hat diese Frührasse die Wildflora der jap. Inseln 
benannt, gekannt und verwertet! So entstand 
ein geopolitisch höchst wertvolles Denkmal des 
Ainu-Anteils an Japans Geopolitik, aus einer im 
kleinsten Angriffspunkt bei dem winzigen, aus- 
sterbenden nordischen Völkchen gesammelten, 
aber dadurch zu dauernder Wirkung gekomme- 
nen Kraft! 


Dr. sc. pol. Max Schoenwaldt: Die Wett- 
bewerbslage der vorderindischen a 
Jena, 1928, Gustav Fischer. 2 Fig. i. Text; 
3 Karten. M. ı2. 

Im Rahmen der „Probleme der Weltwirtschaft“ 
v. Prof. Dr. Bernhard Harms ein höchst 
wichtiger Baustein zu einer uns fehlenden Ver- 
kehrsgeographie der Welthäfen von großem geo- 
politischem Wert, zunächst zu einer Handels- und 
Wirtschaftsgeographie der Haupthäfen des In- 
dischen Ozeans auszubauen, aber freilich unbe- 
dingt mit Hafenkarten der betr. Häfen auszu- 
statten, damit der volle Nutzen der 
wertvollen Untersuchung breiteren Kreisen, na- 
mentlich des Handels und der Wirtschaft, leichter 


überaus 


E 

} ö 

deutlich gemacht werde! Das Einzugsgebiet der 

vier vorderindischen Haupthäfen: Kalkutta, Bom- 
bay, Karachi und Madras, wird auf Grund einer 
äußerst gediegenen, für sich allein buchwürdigen 

Stoffsammlung untersucht; vielleicht ist dabei 

für den Geographen und Geopolitiker die Grund- 

lage der Hafenstellung und die Meereslage der 

Haupthäfen im Verhältnis zu den veränder- 

licheren Werten der Hafenstatistik unterschätzt. 

Denn bei einem weniger gleichartigen Hinterland 

schnellt die natürliche Hafenleistung (vgl. z. B. 

das Ringen zwischen Singapore, Hongkong und 

Schanghai! — oder zwischen den Erhaltungs- 

kosten von verschlammenden Flußhäfen wie in 

Yangtse- und Gangesmündung in Osaka und 

dauergünstigen, weiträumigen Buchten) die Wage 

zu ungunsten künstlicher — weniger naturbe- 
günstigter — Häfen doch ganz anders empor. 

Aber solche Meinungsverschiedenheiten im ein- 

zelnen ändern nichts an der Bejahung und An- 

erkennung der gedankenreichen Schrift. Mit 

ihrem V. beklagen wir, daß sie auf 1920—21, 

auf Jahren einer vergangenen Konjunktur, mit 

ihrem Zahlenstoff fußen muß, finden wir, daß 

‚die Einwirkung des pazifischen Gebiets in der 

jüngsten Zeit, das Vordringen des japanischen 

und amerikanischen Handels von dort her, etwas 
zu kurz kommt, wie auch das, was wir im indo- 
pazifischen Gebiet etwa als die — nur dynamisch 
zu fassende — potentielle Hafenenergie be- 
zeichnen müssen, im Gegensatz zu den rein 
statischen, immer veralteten, überlieferten Werten, 
die mit ihren Zahlen fast um ein Jahrzehnt 
zurückhängen. Wir grüßen also gern einen — 
durch die unter Maulls Auspizien entstandene 

Arbeit Hannemanns über die Seehäfen von 

Texas (Frankfurt, 1928) seither weitergeführten — 

verdienstvollen Ansatz zur vergleichenden Geo- 

politik der Seehäfen, den wir angelegentlich zum 
erdumspannenden Ausbau empfehlen. 

Dr. Paul Wirz; Der Totenkult auf Bali. Stutt- 
gart, 1928, Strecker und Schröder. ı40 Abbldg. 
a. Tafeln. Geh. M. 20.—, Leinen M. 25.— 
Wieder eines jener künstlerisch und kultur- 

wissenschaftlich gleich wertvollen Zeugnisse des 

Zusammenwirkeus der feinfühligen und uner- 

ınüdlichen Beobachtungsleistung von Dr. Paul 

Wirz im australasiatischen Mittelmeer mit dem 
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Entgegenkommen eines verständnisvollen Ver- 
legers, das wir als geopolitisches Symptom rüh- 
men müssen, obwohl sein eigentlicher Zweck ja 
auf einem ganz andern Gebiete, dem ethno- 
graphisch-kulturgeschichtlichen, liegt. Aber Bali 
ist einer der wichtigsten kulturpolitischen Vor- 
posten Indiens in der Malaienwelt. Es ist von 
Spuren verschiedener Früh- und Hochkultur so 
überzogen, wie etwa die nordwestindischen oder 
die Gandhara-Landschaften oder der Burgfelsen 
von Gwalior. Und so sind natürlich für den 
geopolitisch eingestellten Leser die zwei Ab- 
schnitte unmittelbar nach der Einleitung, über 
den Totenkult als Zeugnis für die Mengung der 
Siedlungen und Rassen, wie Kulturströme 
(S. 3-14) von vorwiegender Bedeutung. Denn 
geopolitisch ist es von höchstem Interesse, wie 
gerade Bali auf der einen Seite die Bewältigung 
der ursprünglich kastenfremden Malaien durch 
die indischen Kulturformen enthüllt, auf der 
andern Seite die Fähigkeit, in seiner Inseleigenart 
anderwärts überlebte Formen zu bewahren. Man 
wird einmal aus der ganzen Weite der Monsun- 
länder, von Indien bis Japan, zu dieser Insel 
wallfahren und den Zeugnissen über sie nach- 
spüren, um die Herkunft wichtiger eigener 
Restzustände zu erforschen. Dann werden solche 
treue Beschreibungen bis ins kleinste — abge- 
sehen von ihrem künstlerischen Reiz — auch 
wissenschaftliche Dokumente von unschätzbarem 
Werte sein: Beweise auch, wie unendlich reich 
an Aufgaben noch das Arbeitsfeld ist, nicht nur 
für Kunst- und Kulturforscher von solchem 
Rang, wie Wirz, sondern auch für den Ange- 
stellten, den Kaufmann, der seinem Leben über 
See außer dem materiellen einen geistigen Inhalt 
geben will, und sich durch bloße treue Be- 
obachtung auf einem Einzelgebiet einen Anteil 
an wissenschaftlicher Unsterblichkeit und Na- 
mensdauer zu sichern vermag, wie es z. B. der 
Schweizer Seidenkaufmann Spörry mit seinen 
Bambusstudien getan hat. 

Nicht im Handel käuflich zu haben, aber be- 
merkenswert als kartographische Kulturleistung 
eines deutschen Verlags im Zusammenwirken 
mit der Vertretung des Mongolei-Kultusmini- 
steriums in Deutschland, Herrn Ichi Dordji und 
Serge M. Wolff — der in dieser Nummer über 
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die neue Mongolei schreibt — ist ein Schul- 
atlas für die Mongolei, billig, handlich, in 
zwölf Blättern farbig hergestellt, auf die Mon- 
golei und Hochasien zentriert. Er enthält auf 
seinem zweiten Blatt sehr deutlich die amtlichen 
Grenzansprüche, den inneren Aufbau und die 
wichtigsten Verkehrswege; er zeigt, was den 
Mongolen selbst an ihrem weiten, aber dünn- 
bevölkerten Raum kartographisch am wichtig- 
- sten scheint. Gut eignet sich die charaktervolle 
und künstlerische mongolische Beschriftung zur 
Einfügung in ein ästhetisches Kartenbild. Durch- 
aus natürlich wirkt in zwei historischen und 
Rassenkarten das Anknüpfen an die gewaltigen 
Reichsausdehnungen der Vergangenheit. Jeden- 
falls eine rühmliche Probe des Zusammenwirkens 
deutscher Kartenkunst mit dem berechtigten 
Drang eines verjüngten, frei gewordenen Volkes, 
nach Raumkenntnis und -Vergegenwärtigung, 
eine Leistung, zu der man die daran schaffen- 
den Stellen auf beiden Seiten beglückwünschen 
kann. 

Scheint sich auf mongolischem Boden, in ur- 
sprünglicher Weite und in großem Spielraum 
ein positives Ergebnis der revolutionären An- 
lehnung an russische Hilfe aufzubauen, so steht 
der Ausgang im Altkulturboden des teilweise 
übervölkerten China nun erst recht in der 
Schwebe. Um so mehr ist es Chronistenpflicht, 
noch einmal auf das in Heft VII nur kurz vor 
Berichtabschluß angezeigte Buch: Asiaticus: 
„Von Kanton bis Schanghai 1926 — 27“, 
Wien-Berlin, 1928, Agis-Verlag, zurückzukom- 
men. Denn ich kenne unter dem großen 
Schriftenschwall über China kein Buch, in dem 
die — vielfach geopolitisch bedingte — Psycho- 
logie der chinesischen Linken, der jäh in die 
Masse gewachsenen Arbeiter- und Bauernver- 
bände, der Gegenkräfte der militärischen, groß- 
bürgerlichen und kleinbürgerlichen Teile der 
Kuo-Min-Tang, in so klarem Licht, mit so 
schneidender Schärfe herausgearbeitet und in 
große historische Zusammenhänge gestellt ist. 
Für oder wider: kennen müßte es jeder! — 
In den „Mitteilungen aus den deutschen Schutz- 
gebieten“ sind hervorzuheben: Prof. Dr. W. 
Behrmann: „Das Zentralgebirge Neuguineas 


im westlichen Kaiser-Wilhelms-Land“. Bd. 35. 
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HEFT 


Berlin, E. S. Mittler & Sohn, ı927. ı8 Pan - 
ramen auf 6 bes. Tafeln, 7 Zeichnungen 
Text und 3 Abbldg., und i. Bd. 36, Heft 5 
Major a. D. Dr. Georg Friederici: „Die 


vorkolumbischen Verbindungen der Südseevölker | 


mit Amerika“, ı Karte und 4 Abbildg. Berlin. 


1 


Ebda., 1928. Beide sind typisch für eine vor- 
bildliche Art, in der geopolitisch in den einst 
von uns erschlossenen und erarbeiteten Land- 


schaften der Erde der Fuß beim Mal gehalten 


werden müßte. 


W. Behrmann ist als erster deutscher Sach- 


kenner für den Ostrand des australasiatischen 
Mittelmeeres so wohlbekannt, wie W. Volz für 
dessen Westen und Süden; und an G. Frie- 
derici dem aus seinem Herrensitz bei 


Straßburg nach Ahrensburg i. Holstein ver- 
triebenen Südsee- und Amerikaforscher — wer- 
die Blickweite 
schätzen lernen, mit der in zahlreichen Buch- 
besprechungen, eigenen Arbeiten, namentlich 
Zusammenfassungen, wie die vorstehende, das 
ganze ursprüngliche Kraftfeld der Südsee, die 
Kraftlinien zwischen ost- und westpazifischem‘ 
Ufer, und das 


stammter, 


den unsere Leser besonders 


Ringen zwischen bodenent- 
romanischer und angelsächsischer 
Kultur, Macht und Wirtschaft von hoher Warte 
überschaut wird. Wenn wir zu den von F. ge- 
sammelten Beweisen etwa nur die fast 100 Ver- 
schlagungen von Fahrzeugen halten, die von 
China, Japan und Sibirien aus an die nord- 
amerikanische Pazifikküste in einem knappen 
Jahrhundert in Nordamerika bekannt sind, oder 
die Dschunkenfahrt v. Schanghai nach Vancou- 
ver ohne nautische Mittel vor wenigen Jahren 
als Folge einer Wette, so können wir üns F. 
nur mit voller Überzeugung anschließen; wir 
werden mit ihm die Bedeutung des Großen 
Ozeans als Kultur- und Völkerstraße, als Wan- 
derfeld, viel weiter zurück in vorgeschichtliche 
Zeit aufgehellt sehen, als die des atlantischen 
Grabens, wenn auch die neuere polynesische 
Wanderung weit jünger in ihrer seeüberspan- 
nenden Kraft ($. 44) beweisbar ist, aber eben 
auf den Schultern von Vorgängern steht. Nur 
ein wirkliches Durcharbeiten der Anmerkungen 
endlich zeigt, auf welchem festen Grunde eigener 
und fremder Erfahrung sich F’s Leistung erhebt. 


; i HAUSHOFER: LITERATURBERICHT ÜBER DEN INDOPAZIFISCHEN RAUM 


In anderer Richtung und mit anderm Ziel, 
aber gleichem Verdienst sind die Leiter der 
zwei größten Ostasien-Verbände in Hamburg 
und Berlin tätig: Dr. F. W. Mohr und 
Dr. Max Linde, indem sie — in der von 
Georg Schreiber herausgegebenen Folge 
„Deutschtum und Ausland“, ı3. Heft, Münster 
i. Westfalen, 1928, Aschendorff — „Fremde 
und deutsche Kulturbetätigung in China“, und 
die „Tung-Chi Universität in Schanghai-Wusung* 
behandeln. „Keine Not in deutschen Landen, 
kein Druck aufs deutsche Volk und keine An- 
spannung unserer Finanzen dürfen uns dazu 
führen, uns resigniert auf uns selbst zu be- 
schränken.“ So schreibt, mit manchem andern 
guten Wort, Georg Schreiber diesem Chinabuch 
voran. Es bietet, höchst gedrängt, auf nur 104 S. 
doch eine vollständige Einführung in das Ringen 
deutscher Kulturpolitik in China, mit resoluter 
Abschreibung von Wunschbildern, die nicht 
mehr richtig sind, in klarer Erkenntnis des 
Möglichen. Aber es zeigt auch, was auf dem 
Spiele steht; am meisten — hin und hergezerrt 
zwischen dem eigensüchtigen Interessenkampf 
der alten Kolonialmächte und der panasiatischen 
und doch echt russischen Politik der Sowjets — 
das täglich neu gefährdete, richtige Bild Mittel- 
europas von dem riesigen ostasiatischen Kraft- 
feld, mit seinen großen Möglichkeiten. Hier 
führt die Arbeit von Mohr und Linde nüchtern, 
klar und verlässig zwischen den Ausschlägen 
nach rechts und links 
Sachlichkeit, die unsere Ostasienpolitik nie hätte 


hindurch, mit jener 


verlieren dürfen. — Feine, belebende Lichter 
dazu werden dem indo-pazifischen Weltbild auf- 
gesetzt in: Walter Bloem: „Weltgesicht‘“; 
Leipzig-Zürich, 1928, Grethlein & Co., — einer 
Sammlung von tagebuchartigen Erinnerungen 
und Gedanken über eine Reise durch die Sow- 
jetbünde, Nordchina, Japan, Philippinen, Sunda- 
welt, Pazifik, Nordamerika, in der namentlich 
die Kontrastbilder Nowo-Sibirsk-Irkutsk, der 
Anblick der mandschurischen Frage vor zwei 
Jahren und heute, Bloems psychologische Ein- 
drücke in Japan, u. a. über unsere Östasien- 
politik von hohem geopolitischen Wert sind. 
Damit ist die Reihe einiger Bücher eröffnet, die 
zwar nicht der Geopolitik eigens zugegangen 
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sind, dem Ref. aber auf andern Wegen bekannt 
wurden, die nur kurz nach ihrer Bedeutung für 
unsere Leser gekennzeichnet werden sollen. 
Dazu gehören: G. J. A. Mulder und Dr. W. 
R. Heere: „De Groote Oceaan en Japan“. 
1928. J. B. Wolters. 
45 Karten, zahlr. Diagramme und Tab. Für 
Schul- und Prüfungsgebrauch, aber auch Lieb- 
haber konzentrierter, gehaltvoller Herausstellung 
der geopolitischen Probleme geradezu glänzende 
Zusammenfassung des Wesentlichen über den 
Pazifischen Ozean. In seinem klaren Niederlän- 
disch auch für Deutsche leicht lesbar. 

J. Horovitz: 


Groningen-den Haag, 


„Indien unter britischer Herr 
schaft.“ Leipzig-Berlin, 1928, B. G. Teubner. 
7 Karten auf 4 Tafeln. Geh. 4.80; gebd. 6.—M. 
Auf gedrängtem Raum mit viel Gehalt, für bil- 
liges Geld eine aus dem Vollen schöpfende, 
völlig ausreichende, im wesentlichen historisch 
aufgebaute Zusammenfassung des angloindischen 
Fragenkreises aus erster Hand von einem acht 
lange Jahre in Indien geschulten Kenner. 

Perceval Landon: „Nepal.“ London, 1928, 
Constable. 2 Bde. Leider 63.— M. 

Major W. Brook Northey & Captain 
C. J. Morris: „The Gurkhas; their manners, 
eustoms and country.“ London, 1928. John 
Lane. 18.— M. — Zwei wertvolle Bücher über 
den geopolitisch so interessanten Talstaat im 
Himalaya zwischen dessen schützendem Hoch- 
kamm und dem Sumpfwaldstreifen des Terai — 
die ersten mit voller amtlicher Unterstützung 
von Nepal aus in England herausgegebenen 
Schilderungen, dem der Gebirgsstaat im Welt- 
krieg freiwillig 200 000 seiner besten Kriegsleute 
stellte. Fesselnd ist auch der Einblick in die 
wilde Geschichte des Landes, religionsgeogra- 
phisch wertvoll der unter die hinduistische Decke 
seiner oberen Schichten auf die buddhistischen 
und animistischen Hintergründe seiner 5!/, Mil- 
lionen-Bevölkerung, linguistisch zu begrüßen der 
in sein Sprachengemisch auf einem Raum etwa 
vom Umfang Irlands. 

Shuichi Harada: „Labour 
Japan“ London; 1928, King & son; Walter 


Conditions in 


F. France: „Industrialism in Japan.“ London, 
1928, $. P. G. — Zwei kapitalistische Gegen- 
stücke zu den oben genannten russischen Werken 
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und zu K. Charnskiis früher hier besproche- 
nem: „Japonija w Proschlom i Nactojaschtschem“, 
die beide der boden- und geschichtsbedingten 
Lokalfarbe jap. Industrialisierung, wie Gesell- 
schaftswissenschaft gut gerecht werden. 

In das gleiche Gebiet gehört: T. Takamatsu: 
„Japan als konstitutionelle Monarchie.“ Berlin, 
1928, R. L. Prager, das auf 36 S. (mit H. 
Überschaars „Jap. Staatskultur“ und Uye- 
haras „Political Development of Japan“ zu- 
sammengehalten) ein ausgezeichnetes Bild der 
japanischen Verfassungselemente gibt, wie des 
Geistes, aus dem sie teils hervorgewachsen sind, 
teils auswählend vom Westen her angeglichen 
und aufgenommen wurden. 

Abschließend bleibt auf den hervorragenden 
geopolitischen Wert hinzuweisen, der in dem 
Band: Studien“ der 
Meyer-Festschrift steckt. (Berlin, 1928, Dietrich 
Reimer, Ernst Vohsen.) Aus dieser, durch die 
Fernwirkung des verehrungswürdigen Altmei- 


„Koloniale Hans 


sters deutscher Kolonialforschung entstandenen 
Sammlung, fallen in unser Gebiet: W. Volz: 
„Der Mensch in der malaiischen Inselflur“, — 
eine glänzende und überragende, übersichtliche 
Zusammenfassung der Grundlinien des Problems; 
W. Behrmann: „Beiträge zur Rassenkunde des 
Innern von Neu-Guinea“, mit ihrem reichen 
Stoffgehalt; Hans Maier, mit seinen frischen 
Eindrücken aus der „Nordmandschurei als Ko- 
lonial- und Wirtschaftsgebiet*, und Walter 
„Die Wirtschafts-- und Lebensräume 
des Festlandes 


Geisler: 


Australien“, eine der besten 


Früchte seiner australischen Arbeitsergebnisse, 


der seine Sonderarbeit: „Die wirtschaftlichen 


LITERATURBERICHT 


Verhältnisse Australiens, ihre Grundlagen un« 

Entwicklungsmöglichkeiten‘, Hamburg, 1928, 
Geogr. Ges. Mittlg. würdig zur Seite steht. In 
diesen wirtschaftlichen und volks- wie siedelungs- 
politischen, im besten Sinn geopolitischen Unter- 
suchungen wirkt sich erst voll aus, was Geisler | 
in Australien wirklich gesehen hat, wie auch, 
— in der Festschrift, was trotz seiner Ausschlie- 
Bung — Deutschland noch für die Zukunft der 
Menschheit über See beizusteuern hätte, welche 
falsche Ökonomie auch für die sogenannten 
Kolonialmächte (nicht immer auch Kolonial- 
völker) in seinem Hinüberdrängen auf die an- 

dere Seite liegt. Noch seien empfehlend er- 

wähnt: Hans Kohn: „Das islamische Gebiet 
als Brücke.“ Zeitschr. f£ Pol. ıg928. Heft 7; 

„Ihe Tsinanfu 
Crisis“, ein geopolitisch gut aufgemachter Appell 


Tsing Hua University: 
an die öffentliche Meinung der Welt, eine flotte 
Broschüre: Seiji Noma, Magazine King of 
Japan, der Dai Nippon Yubenkwai Kodansha, 
Tokyo, und zum guten Ende Dr. W. Dra- 
schers ganz hervorragende geopolitische und 
geoökonomische Chronik, Stuttgart 1928. Auf 
sie werden wir, als auf ein geopolitisches Er- 
ziehungsmittel erster Ordnung, vielleicht zu- 
sammen mit Professor Hennigs eben bei 
Teubner erschienener, erst zu Abschluß ein- 
treffender „Geopolitik“ — in ihren indo- 
pazifischen Meinungen und Auswirkungen in 
einem eigenen kurzen Aufsatz zu sprechen 
kommen müssen, ebenso, wie auf Hans Speth- 
manns großartige und dringende Forderung 
einer „Dynamischen Länderkunde“. 
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